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Neue politi~che Initiati~en kennzeichnen die 
Lage nach der Libanoninvasion Israels_ Die ara­
bische Charta von Fes, die Nahostpläne Ronald 
Reagam und Leonid Breshnews markieren die 
unterschiedlichen Vorstellungen rur die Zu­
kunft der Region. 
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nen mit einer Serie, die den Nahen und Minie­
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politik gegenüber der Dritten Welt vorstellt. 
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Noch nie hat die Gewerkschaftsbewegung 
Südafrikas einen solchen Aufschwung genom­
men wie in den letzten heiden J ahren. Ohne 
ihren Kampf ist an den Sturz des Apartheid­
regimes nich t zu denken_ 
J ean-Pierre Richard, Präs ident der französi­
schen Anti-Apartheid-Bewegung, bilanziert den 
Neuaufschwung der südafrikanischen Gewerk­
schaftsbewegung. 

linksregierung In Bolivien S.46 
Nach über zweijahriger blutiger lIerrschaft 
mußte die bolivianische Miliuirdiktatur ange­
sichts machtvoller Widerstandsaktivitäten den 
Bankrott anmelden_ 
Wie kam es so weit? Welche Rulle spieJtep da­
bei die Gewerkschaften? Was sind die Perspek­
tivcn der Linksregierung Siles Suuo? 

Christen in MiHelamerlka S.62 
In EI SalV'~dor stehen Teile der katholischen 
Kirche geschlossen gegen das Völkermord re­
gime. In Nikaragua hingegen wächst der Kon­
fliktstoff zwischen dem Klerus und der sandini­
stisch geführten Regierung. 
Welche Position bezogen Kirchen und Christen 
Mi ttelamerikas in den gesellschaft.politischen 
Auseinandersetzungen der letzten Jahre? Der 
langjährige Beobachter der lateinamerikani­
schen Kircheoszene. Adalbert Krims, ist dieser 
F ..... ge am Bei~pid Nikaragua., EI Salvadou und 
Guatemalas nachgegangen. 
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AlB-Aktuell: Kohl/Genscher auf Reagankurs? 
Mit Genugtuung r~gi!trierle die regierungsnahc Pro:~ Washingtons, 
der poliliKhe Wechsel in Ronn würde den fhuptverbiindc:tcn wieder 
zu einer engeren Zus;ammenarbeit mit den USA zuriickfiihrcn, die 
a.ngesdlbgencn Beziehungen zw~hen Bonn und Washington wifiiu 
herstellen. 
Die Rqicrungserkbrurc. die der neue CDU·Bundc~kanzJcr Helmut 
Kohl am 15. Oktober 1982 vor dem Bundellag abgab, machte diesen 
Erwartungen alle Ehre: "Fundament deuuchcr Außo:n- und Sicher­
hciupolitik lind da. Nordatlanlischc Bündnis und die freundschaft 
und Parlnenchart mit den Vereinigten Staaten von Amerika", heißt 
C5 da. Und: "D~ Bi.indn;, in der Kernpunkt deuuchcr Staalsraison." 
Die Sprache ist verrlhcri$Ch: Nieht die nationalen Intcrcs5Cn der Bun­
dcnc~publjk lind die Obt:ulc Maxime der Bonner Politik; die von der 
Reagan-Administl"ation diktirrlen Interessrn "des Biindnis!.rs" sind 
allen anderen Intereuen übergeordnet. Daß diese neue Kohl fGen· 
scher-Koalition an der alten at lantiKhcn Lcbenshige. die lnteress<:n 
dcr Bunde5Tcpublik seien nur verminels der Unterordnung unter dcn 
US·Führungsanspruch in der NATO zur Geltung zu bringen, fenge­
halten würde. war zu erwanen. Ebenso wenig Zweifel bestand dar­
über. daß die neue Bundesregicrung ein "uneingeschranktes" Be­
kcnntniszum NATO-Raketenbeschluß von 1979 ablegen würde. 
Und dennoch wäre nichu Vfl"hll.ngnisvoller. als die Enuchlossenhei t 
der Bonner Rechtskoalition zur Stationierung von 108 Pershing·n­
Raketcn und 464 Cruise Missiles (Maochflugkörpem) im Herbst 
1983 achselzuckend hinzunehmen (laut Stem soU Wuhington sogar 
<bs Dreifache an Stückzahl planen). Es wire rapl. nach dem Mono 
zu verfahren: "Was andcrn sollte man von dieser Regierung erwar­
ten?" - einc:r Regierung, dcren Bundeslr.anzler selbst <bs Handel .. 
blatt "primiti.-en Amerikanismus" vorwarf, einer Regierung, deren 
Außenminister Hans-Dietrich GenKher dc:r ehemalige Regierungs­
sprecher Klaus Bölling • .sympathie rur bestimmte und gleichsam 
konstituu"'l: Elemente im Denken der Rugan-Anhänger" besc:hciniJ­

". 
Der "primitive Amerikanismus" amtiert 

Die Stlllionierung der neuen Mittelstreclr.enraketen in der Bunde .. 
republik bzw. Westeuropa zu ~rhindem, ist in der Tat die wichtigste 
Fr.lge des Jahres 1983. Selb" der ehemalige Bundeskanzler Helmut 
Schmidt - 1977 noch als Erfinder der "RaketenliK:ke" im Mittel­
streckenbereich hervorgetreten _ ist inzwischen seiner Sache nicht 
mehr ganz sicher. Bei seinem USA·Besucb im Sommer dieses Jahres 
sagte er vor trxanisehen GelChäfuleutcn, er habe überhaupt "kein 
Verständnis" rur einen "westlichen militärischen Inferioritätskom· 
pie,,". Bis in die höchsten Spitzen der sozialliberalen Koalition 
hine)n verstarkte sich in den letzten Monatcn der Verdacht, die US­
Amerikaner ~rhaTlde1ten in Genf nur zu Schauzwecken. hätten je­
doch an echten Rünungsbegrenzungsmaßnahmen kein ernsthaftes 
Interesse:. 
Wahrhaft kbenJgeriihrlich rur die Bundeirepublik und rur ganz Euro­
pa wird die Rak.elenllationlcrung. betrachtet man sie vor dem Hin­
tergrund de, am 31. Mai 1982 von der New Vork Timcs enthiillten 
Geheimp12ne. du Penu,gon (US-Verteidigungsmininerium) zur um­
fassenden Kriegnorbereitung in den Jahren 1984 bis 1988. Danach 
plant die Rrapn-Admininrallon allen Emstu einen pt.i~ntiven 
Atomkrieg, dessen Ziel dic "Enthauptung" de. weltpo1itiKhen Ge­
genspielers, dcr UdSSR. ist. 
"Die: neue atomare Strategie", so da. Penu,gQn-Dokument, .. forden 
von den amerikanischen Streitkriften die Fli.hiJkeit, 'die gesamte 
sowjetische (und mit der Sowjetunion ~rbündctc) militärische und 
po1itiKhe Machutruktur auRuschaltcn· ... Es wein die Streitkräfte 
In. PLme mit dc:m Ziel zu entwi.ckeln, die Sowjetunion auf jedem 
Konfiiktnivrau _ von Aufulnden bis turn Atomkrieg - zu be· 
siegen. 
Das wichtigste Instrument zur Umsetzung dieser "EnthauplUflg$'" 
Strategie ist nichts anderes als die Entschlagswaffe vom Typ Pashing 
11, die im Daember 1985 ausschließlich auf dem Boden der Bunde .. 
republik stationiert werden soll und unliCr Land zwangsläufig zur 
Zielscheibe eines sowjetischen Gegcnsch~s macht_ Dies in Kauf zu 
nehmen aber heißt. die elementaren LebenJ;nteressen der Bundes­
republik bewußt aufs Spie:l zu setzen. Diel zu verhindern, muß des­
halb 1985 das zentrale Anlicgc:n aller demokratischen Kräfte dieses 
Landes werden, über allc poli tischen Grenzrn hinweg, seien sie nun 
Sozialdemokraten. Otristen, Kommunisten, Grüne oder Altemati~. 
Es gilt für dic Friedensbcwegußl!l' 1983 ein politisches Klima in der 
BuTldcsrepublik zu erzcugen, in dem el auch den !leTTen Kohl und 
Gcnscher unmöglich gemacht wird, den NATO-Raketenbescbluß von 

1979 in die Tat umzu..etzrn. 
So wie: es berein nach wenigen Tagen Anzeichen rur einen deutlich 
aggressiYCren Kurs der neuen Bonner Regierung in dcr Rustungsfragr, 
für eine wesentlich größere Anpassungs- und Unterordnungsbereit­
schaft gegenuber der globalen Konfrontationspolitik der Reagan­
Administration gegeben hat, so sind bei aller vorhandcnen Konti­
nuitit auch nc:ue Aluente in der internationalen Wirtschaftspolitik 
und gegenüber der Dritten Welt zu eno.-arten. Zwar hat die Regie­
rul18KrkLarulJ8 - wohl hauptsichlich wegen der von dem neuen Ka­
binett .crtretenen GcKhäftsinteressen - noch keinc explizitc Ab­
kehr "on der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den sozialisti· 
schen Landem go::bracht und noch kein Nachgeben in der Frage dei 
von dc:n USA gefordertcn Röhrenembargos gegen die Sowjetunion 
erkennen lassen. Aber wer garantien eigentlich bei einer bis tur 
Stlbstaufgabe bereiten Umel'W\lrflJlkeit, daß Kohl (Genscber nicht 
morgen bereit sind. auch diesen letzten Re$! an nationaler Eigenstin· 
digkeit tiber Bord zu wafen uTld sich dc:m von Ronald Rcagan pro­
klamierten WirtKhafukrieg gegen die sozialistischen Länder voll 
anzulIChlidkn? 
In der Auseinandu..etzung um dic Neue Internationale Wirtschaft .. 
ordnung fordcrn Unionuprecher wie dcr neue Staatssekretär im Bun­
dcsministerium fiir Wirtschaftliche Zusammcnarbeit, Volkmar Köh· 
ler, bereil$. ktinftig allein "den Marklmechanismus über Angebot und 
Nachf"o;I.ge, Innovation und Diversifikation. Erfolg neuer Ideen und 
Kostenvortellen entscheiden (zu) lassen", Wird jetzt auch fiir Bonn 
<bs "Wunder Markt" (R. Reagan) zum Maß aller Dinge? 
Die Weichen für eine langfristige Einschriinkung der staatlichen Ent­
wicklungshilfe hat Bonn jedenfalls schon gestellt, wenn fUr das 
nächste Haushalujahr die Verpflichtungsermächtigungen im Bereich 
der Entwicklu",shilfe um 11" geklirzt werden. 
Ferner ist zu erwarten, <bß die Vergabe von Entwicklungshilfe 
k.ünftig an die Bedingun8 der "cehten Blockfreiheit" geknüpft wird, 
in 11.0. Grnschen Sprachgebrauch ein Synonym rur antisowjctischc 
Politik. E. wird deshalb einige Gradmesser geben, an denen die So­
lidarit;;;.ubewegung ablesen bnn, wohin der Kurs der neuen Regie­
rul18 geht. Der cnte ist M~bique. mit dem die sozialliberale Bun­
desregierung kurz vor ihrem Sturz noch ein Hilfsabkommen über die 
Ueferung von Elelr.trolmtftstationen im Wert von 10 Mio DM abge­
schlO:l.Jen hat. Die CDUfCSU hat <bgego::n bereits scharfen Protest 
eingelegt. 
Ein zweiter Gradmesser ist die Entwicklung der Beziehungen zu 
Nik.ara.gua, dem die Bunde.republik seit dcr Revolution vom Juli 
1979 in5gesamt 137 Mio DM an Hilfe zugesagt hat.. Die CDUfCSU 
hat bereits im Matz 1982, nach der Verh~ng des Ausnahmezu­
llandes in Nikara.gua, ~or einer weiteren Hilfe "eindeutige Beweise 
rur eine demokratische EntwicklulJ8" ~r1angt. 
Schließlich wird man die Politik der Koalition KohlfGrnscber gegen· 
über EI Sahador mit besonderer Wachsamkeit verfolgen mliSKn. Be­
reits im Dezember 1981 hatte Außenminister H.O. Genscher vor, die 
Junta in San Salvador mit der Rlicksc:ndung des bundesdeutschen 
Botschaften, Joachim Neukireh. diplomatisch aufzuwerten. was eil.' 
mals nur durch EilUpruch au, der SPD·Fraktion verhindert wurde 
(siehe AlB 10(1982, S.7). Es ist anzunehmen. daß H.D. Genscherin 
dicser Fnlge von seinem jetzigen Regierußl!lspartner keinen Wider· 
stand berurchten muß. Umso größer ist deshalb jetzt die Venntwor­
tung der Solidaritlitsbewegung, der neuen Rcgierung auf die Finger 
zu klopfen. 
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Naber und Mittlerer Osten / Indischer Ozean 
Israd s Libanon kr ieg im J uni-August 1982 und d ie Septcmbenn assaker in den Palästinenserlagem Sabra und Shatila verdeut lich­
ten ei nmal m ehr: Die Ölregion des Nahen und Mittle re n Ostens b leibt einer der exp losivsten Konfliktherde der Weltpo lit ik. Der 
vorgebliche "große Schritt " hin zu einem " umfassenden Frieden in der Region ", den die Separatfric:densKhließer USA-Israel­
Ä.gypten im März 1979 in Washington vollb rach t haben woll ten. hat sich länlrl1 als Alibi zu neuen Kriegszügen herausgestellt. 
Z ur ~pallnungsgdade nen Lage in Nahost, dem Umfeld PaIästi nil.$, kam als neues Krisen1;cnlrum der Persische Golf (Mi ttlerer 
Osten) und mit ihm sein Vorfeld Indischer Ozean hinzu. Der von J irn my earter zur J ahreswende 1979/80 verordnete Z ugrifr 
der \"ehmacht USA auf das " lebenswichtige Interessengebiet" Ol m Persischen Golf aber hat die Entwic klungen in der Gesamt­
region enger m iteinande r verknotet. 

Wolfram Brönner 

Die Ölregion und der Indik im 
Zugriff der Reagan-Administration (1) 
Bewegung im Nahostkonflikt nach dem Libanonkrieg 

h,,,, ",.f., o .~ S,"nden \0, dem "''''", de, I'lO· ~"h,""! ""' Ik,,", I"", rur ,"rock_ 
bk,l>cndr p.r.,."""",.,,," 
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Der von US-Sonderbotschafter PhiJip Habib ausgehandelte 
Abzug der Paläslinensischen Bc:freiungsorganisation (PLO) 
aus den Ruinenfc:ldern Westbc:iruts war kaum abgeschlossen, 
da war tete Präsident Ronald Reagan schon mit einer Initia­
tive zum Nahostkonnikt au f. Am 1. September 1982 forder­
te er, in der Pose des allein zuständigen Vermi ttlers und 
Friedensstifters, es gelte jetzt, die aus dem "tragischen" Li­
banonkrieg erwachsene "neue Chance für den Frieden im 
Nahen Osten" zu nutzen_} 
R. Reagan, der kein Wort der Kritik an der KriegsHihrong 
Israels im Libanon erübrigte, hatte es offenbar eilig, die l\Iit­
verantwortlichkeit der USA an dem Völkermord vergessen 
zu machen. Er suchte obendrein noch polit isches Kapital 
aus der Libanontragödie zu schlagen, denn sein Nahost­
"Neubeginn " soll sich wohlgemerkt im Rahmen des 1978 
begonnenen Separatverhandlungsprozesses von Camp David 
bewegen, also alles beim Alten lassen. Durch eine Auffri­
schung des Separatgeschäfts USA-Israel-Ägypten, eine zu­
sätzliche Beteiligung J ordaniens sowie durch das weitere 
Aussperren der PLO, Syriens und der Sowjetunion von Nah­
ostfriedensverhandlungen hofft Washington, seine beherr­
schende Rolle in der gesamten Region des Nahen und Mitt­
leren Ostens ausbauen zu können_ 
Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen an, daß dies gleich· 
bedeutend mit dem Anwachsen de r Kriegsgefahr in der sog. 
Olregion ist. Das veranschaulicht der seit September 1980 
andauernde Krieg Irak-Iran. Das demonstrierte Israels Liba­
noninvasion vom 6. J uni 1982. Und das unterstrich das Mas­
saker von Sabra und Shatila Mitte September d.J. (siehe 
Libanon-Beitrag in diesem Heft). 
Der PLO-Vorsitzende Yassir Arafat klagte die USA ange­
sichts dieses Blutbades an, gegen das Evakuierungsabkom­
men (Habib-Plan; siehe AlB 10 / 1982, S.19) vom August d.]. 
verstoßen zu haben und eine "Komplizenschaft" mit den 
Organisatoren des Massenmordes in den palästinensischen 
Flüchtlingslagern von Westbeirut eingegangen zu sein: 
"Ich bes itze ein Dokument, in dem uns der amerikanische 
Vermittler Philip Habib die ausdrückliche Garantie seiner 
Regierung gab, nach dem Abzug der Fedayin (bewaffnete 
PLO-Kämpfer; d. Red.) aus Beirut die Palästinenser, insbe­
sondere jene in den Flüch t lingslagern, zu schützen ... Ich kla· 



ge Amerika und Israel an, die Liquidierung der Palästinenser 
und von Einheiten der libanesischen Linken geplant zu ha­
ben. Eben mit dieser Absicht haben sie den Rückzug der 
multinationalen Streitkräfte (2.000 Mann aus den USA, Ita­
lien und Frankreich; d. Red.) zehn Tage vor dem Ende ihres 
Mandats zuwege gebracht. Dabei war rur dieses Mandat vor­
gesehen, daß es zu erneuern wäre, falls auch nur eine Partei 
gegenteiliger Ansicht als alle anderen interessierten Parteien 
sein sollte, die PLO inbegriffen. 
Aber Herr Habib, Präsident Sarkis und der neugewählte 
Präsident BechiT Gemayel ... haben sich darüber hinter un­
serem Rücken ... abgestimmt, daß die Oberwachungsstreit­
kräfte früher als vorgesehen abziehen sollten. Und das ist das 
Resultat!" 
Auf die Frage, ob sich die Regierung Reagan dem Vorschlag 
des Arabischen Gipfels von Fes (9.9.1982) deshalb wider­
setze, weil sie die Sowjet union von einer internationilen 
Nahostfriedenskonferenz ausschließen wolle, antwortete Y. 
Arafat: "Sie wollen die Verhandlungen noch mehr in die 
Länge ziehen, anders als ihre Verbündeten, die Europäer, 
oder als die UdSSR. Nein, ich erwarte nichts von Herrn 
Reag'all und seinen angeblichen Lösungsvorschlägen. Ameri­
ka agiert nur zugunsten des Friedens unter starkem interna· 
tionalen Druck, insbesondere jenem aus Europa. "2 
Daß diese Komplizenschaft USA-Israel auf die Libanon­
Kriegsführung der Regierung BegiJ insgesamt zutrifft, dafm­
sprechen eine Reihe von Indizien: 
Unmittelbar vor dem 6. juni 1982 weilte der israelische 
Verteidigungsminister, General Ariel Scharon, in Washing­
ton, um die Zustimmung des Weißen Hauses fm- den israeli­
schen Kriegszug einzuholen. Und man hatte ihm grünes 
Licht gegeben. Bei hernach verschiedentlich aufgekom­
menen Differenzen zwischen Washington und Tel Aviv ging 
es lediglich um das Wie der sog. "Operation Frieden in 
Galiläa", die prinzipielle Unterstützung seitens der USA 
stand nie in Frage. 
A. Scharon selbst wartete am 16.6.1982 im israelischen 
Fernsehen mit der E.nthüllung auf, daß es mehrere solcher 
Vorbereitungstrerrs in Sachen Libanon zwischen Verant­
wortlichen beider Seiten gegeben habe: "Während meines 
letzten Besuches in den Vereinigten Staaten (gegen Ende 

Mai) habe ich vornehmlich das Problem des palästinensi­
sehen Terrorismus dargestellt, und die Amerikaner haben 
begriffen, daß Israel keine andere Wahl hatte, als zuzu­
schlagen. ,,3 
Washington beließ es nicht bei Absichtsbekundungen. Ge· 
nau am 26. Mai d.]., also noch während des Aufenthaltes A. 
Scharons in den USA, hatte der Außenpolitische Ausschuß 
des US-Senats Sonderzuwendungen für Israel in Höhe von 
300 Mio Dollar für Rüstungsgüter und von 125 l\1io Dollar 
an Wirtschaftshilfe bewilligt (außerdem sagte man Israel die 
Lieferung weiterer 75 Kampfbomber des Typs F-16 zu, 
Kostenpunkt 2,5 Mrd Dollar). Dabei waren im ersten Quar­
tal 1982, als Israels Vorbereitungen für seine Libanoninva­
sion bereits im Gange waren, ohnehin die US-Waffenliefe­
rungen um 50% gegenüber demselben Vorjahreszeitraum 
und um beinahe das Zehnfache des ersten Quartals 1980 
angehoben worden. 
Mehr noch, es handelte sich dabei vorwiegend um solche 
Waffen, die dann auf den Schlachtfeldern im Libanon am 
intensivsten zum Einsatz kamen; darunter 10 F-15-Kampf· 
bomber, 19 Horowitzer des Kalibers l55mm, die bei der 
wochenlangen Belagerung Westbeiruts Hauptquelle des 
Artilleriebeschusses ,waren, 14 Panzerspähwagen sowie 
Bomben und Munition. Völlig aus dem Rahmen fallt ferner 
die Aushändigung von 40 Panzern des Typs M-60 gerade im 
Mai/juni d.j.4 
Mitte juni d.j. vereinbarten Ronald Reagan und Menachim 
Begin bei dessen Besuch in Washington, daß der Libanon­
krieg fortzusetzen und auszuweiten sei, um der Durch­
setzung gemeinsamer Interessen willen: der Zerschlagung 
der PLO und ihrer libanesischen Verbündeten; der Austrei­
bung der syrisch-arabischen Abschreckungsstreitmacht 
(30.000 Mann, seit 1976 mit dem Mandat der Arabischen 
Liga präsent); der "Neuordnung" des Libanon, wobei man 
sich einig darin ist, daß dem ultrarechten, proamerikani­
schen Lager der christlichen Großbourgeoisie (Phalangepar­
tei, Nationalliberale, Frangieh·Clan) und Militärs zur ton­
angebenden Position und diesen zu einem Separatfrieden 
mit Israel verholfen werden soll. 
Die israelische Invasionsarmee konnte so bei ihrer Politik 
der .. verbrannten Erde" und des Bombenkrieges im Libanon 

5 
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Ronald Reagan 
Vorschläge für einen "Neubeginn" im Nahen Osten 

US·Prlüidcut H.OllaJd M.ngan rodertt: Im I. ScpkmtM,r 1982 in 
einer t'crnKhampnoche an da. ame.ikanisch" Volk cincn ,.N"u~. 
ginn" im Na .... n 051cn. 

( ... ) Amerika hai l ieh seil IanFm "crpflichtcl. dieser geplagten 
Nah<»! Region den Frieden zu bringen. Seit mdu als einer Genera­
tion haben amcrikani..::he Regierungen in der Folge sich bemüht, 
einen fairen und durchführbaren Prozcß zu entwickeln, der zu ci­
nem wahren und dauerhaften arabisch-israelischen Frieden führen 
könnte. Unser Engagement in der Sucbe nach dem Frieden im 
Nahen Osten in ke ine Sache der freien Wahl, sondern ein morali · 
Iches Gebot. Die I tl'lltcgiK hC' Scdculung der Region für die Ver­
einigten Staaten ist bekannt. 
Aber unKTe Politik wird durch mehr motiviert als nur strategische 
Interessen. Wir haben eine unumstößliche Verpflichtung rur du 
überleben und die territoriale Integrität befreundeterSt.a.aten. Und 
wir können auch eben.o wenig die Tauache außer acht laSMn, daß 
dal Wohlergehen eines grofkn Tcilcs der Weltwirhchaft mit der 
Stabilität des von Streit heimgeluchten Nahen Ostens verknüpft ist. 
Und schließlich verlangen unsere traditionellen humanitären Anlie· 
gen eine anhaltende Anltrengung zur friedlichen Lösung von Kon· 
flikten. 
Ni uniere AdministlOltion im Januar 1981 ihr Amt antrat, be· 
schloß ich, daß der allgemeine Rahmen für unsere Minclo$\' und 
Nahonpolitik im großen und ganzen den von meinen Vorgängern 
festgelegten Richtlinien folgen lolhe. 
Zwei grundlegende Probleme waren es, denen wir uns zuwenden 
mußten. Enten gab es die nrategische Bedrohung der Region dun:h 
die Sowjetunion und ihre Stell"erueter - wie sie am deutlichsten 
durch den brutalen Krieg in Afgh.nil tan zum Ausdruck kommt -
und zweitem den Friedensprozeß zwischen Israel und seinen a ra· 
bischen Nachbarn. Was die Bedrohung dun:h die Sowjets angeht, so 
haben wir unsere Arut~ngungen ventirkt , um ZUAmmftl mit unse­
ren Freunden und Verbündeten eine gemeinsame Politik zu ent· 
wickeln, um die Sowjeu und ihre Stellvertreter von eina weiteren 
Exp.nlion in der Region abzuhalten und, "'enn notwendig. UM 
dagegen zu verteidigen. Was den arabisch·israelischen Konflikt an­
betrifft, 10 haben wir den Rahmen VOll Camp Oavid . 15 den ein· 
:r.igen Verfahrensweg benutzt. Wir haben jedoch abnnt, daß die 
L&ull8 du .rabilCh·israelischen Konflikts allein nicht den Frieden 
in einer gan:r.en Region lichern bnn, die 10 gr08 ist wie der Nahe 
und Mittlere Osten. ( ... ) 
Der Krieg im Libanon hat uni - so tragisch er war _ eine neue 
Otance rur den Frieden im Nahen Osten gebracht. Wir müssen diese 
Olance jetzt ergreifen ... ( ... ) 
Daher rufe ich heute abend zu einem Ncubeginn auf. Die. ist der 
Augenblick filT all jene, die unmittelbar betroffen sind. lich an 
einer funktionierenden Grundl.ge fUr den Frieden ~u beteiligen _ 
oder ihr UnterstUt:r.ung zu gewähren. Das Camp-David-Abkommen 
bleibt die Grundlage unserer Politik. Sein Text bietet allen Parteien 
die Bewegungsfreiheit, die sie ('Ur erfolgreiche Verhandlungen 
brauchen. ( ... ) 
Wenn ich andere zu all dem aufrufe. 10 tue ich du in der Erkennt. 
nis, daß die Vereinigten Staaten eine besondere Verantwonung tn-

gen. Kein anderes Land ist in der Position, sich mit den entschei­
denden Parteien des KonOiku auf der Grundlage von Vertrlluen 
und Verl~fllichkeit auseinander:r.uilCtun. Die Zeit rur einen neuen 
Realismus !leiten' aller Völker im Nahen Osten ist gekommen. ( ... ) 
Welche ,ind die speziellen, neuC'll amerikanischen Positionen und 
warum beliehen wir sie? ( ... ) 
Entens. Wie in den Camp-David-Vereinbaruogen dargelegt, muß es 
einen Zeitraum geben, innerhalb delsen die palästineruischen Ein· 
wohneT dei Westjordanbnde. und des GlJZutreifens volle Auto­
nomie Ubcr ihre eigenen Angelegenheiten haben. Dabei müsscn das 
Prinzip der Se1bJtverw~ltung durch die Einwohna diescr Gebiete 
und die legitimen Sicherlleiuanlicgen der betroffenen Parteien in 
angemessener WeiiIC berücksichtigt werden. 
Zweck der fÜllfjährigen Obergangspcriode, die nach freien Wahlen 
zu einer autonomen palältinensichen Regierung einsctzen würde, 
ist es. den PallUtinensern zu beweisen, daß sie sich um ihre Angele· 
genheiten ,elbn kümmern können und daß eine solche palästinen· 
sische Autonomie keine Bedrohung der Sicherheit Israel. danteIlt. 
Während der Obergangspcriode werden die Ve~inigten Staaten die 
Verwendung weitera Landstriche zum Zweck der Besiedlung nicht 
untentützen. Ja, die unverzügliche Einstellung der Beliedlung 
durch Israel könnten - mehr als jede andc~ Maßnahme _ das 
Vertnuen Ichaffen, da. rur eine breiter angelegte Beteiligung an 
diesen Gesprichen notwendig ist. Eine weitere Siedlungstätigkeit 
iu für die Sicherheit IsnICb in keinster Weise notwendig und '1ft. 

ringert nur du Vertrauen der Araber darauf, daß ein endgültige. 
Erscbni, frei und fair au.hande1t werden kann. 
Ich m5chte, daß die ameriuniKhe Position klar vcntandcn wird: 
Der Zweck dieser Obcrpngspcriode in die friedliche und geordnete 
Übertragung der einheimischen Verwaltung yon brae1 auf die pali­
ltinensiSl;hen Einwohner de i Weltjordanlande5 und des Gazastrei· 
fens. Gleichzeitig darf eine lolche Übatragung nicht die Sicher· 
heitserforderniS$C Israels beeintrichtigen. 
Beim Blick über die Obcrpngspcriode hißllus in die Zukunft des 
Wcstjordanlande. und des Gaustreifens scheint mit klar, daß es 
einen Frieden nicht durch die Bildung eines ußllbhängigen palasti· 
nensischen Staates auf diesen Territorien geben bnn. Es kann aber 
auch kein Frieden auf der Grundlage israelischer Sou\'erinität oder 
permancnter Kontrolle über das West jordan land und den Gazastrei­
fen crrekht werden. 
Daher werden die Vereinigten Staaten nicht die Errichtung einn 
unabhängigen palästinemischen Staates im Westjordanland und im 
Gault reifen unterstützen - und wir waden nicht die Annexion 
oder die pennanente Kontrolle durch Israel unterstützen. 
Es gibt jedoch einen anderen Weg zum Frieden. Der letztendliche 
Status dieser Gebiete muß natürlich dun::h du Geben und Nehmen 
bei Verhandlungen erreicht werden. Es ist jedoch die feste ÜbeT' 
zeugung der Vereinigten Staaten, daß Selbllyerwaltungder PallUti· 
nenilCr im WcstjordanJand und im GllZUtreifen in A!iSOziation mit 
Jordanien die beste Möglichkeit fitr einen dauerhaften, gerechten 
und bcldindigen Frieden bildet. 
Wir gründen unsere Haltung voll und ganz auf dem Prinzip, daß der 
arabiK h-isnIe1iK he Konflikt dUf(:h Verhandlungen gelölI werden 
sollte, die den Austausch von Territorium gegen Friede" beinhal· 
tel'l. Dieser Austausch ist in der Relolution 242 (yon 1967; d. Red.) 
des Sicherheiuratcs der Vereinten Nationen enthalten, die wieder· 
um in allen ihren Bestandteilen Eiogang in die Camp-David·Ve~in· 
baruß8en gefunden hat. Die UN-Rcsolution 242 behilt als Grund· 
stein der amerikanischen Friedel'lsbcmUhungen im Nahen Osten 
ihre volle Gültigkeit. ( ... ) 
Schließlich sind wir weiterhin davon überzeugt, daß Jerusa1em uno 
geteilt bleiben muß, aber Jein endgültiger Status sollte durch Ver­
handlungen entschieden werden. 
Im Zuge der kUnftigen Verhandlungen werden die Vereinigten Staa· 
ten Positionen unterstlltten, die UI'II als faire und vernÜßftigte Kom­
promisse erscheinen und ein sinnvolles Abkommen fördern dUrften. 

Die Vereinigten Staaten werden mit voller Hingabe zu diesen 
Grundsätzen nehen. Sie I tehen volL und ganz in Übereinstimmung 
mit den SicherheitiICrforderninen Isracb und den Bestrebungen der 
PallistinelUCr. Wir werden hart daran arbeiten, die Beteiligung am 
Verhandlunglililch tu erweitern, wie die' in den Abkommen von 
Camp David vorscsehen ist. Und ich hoffe zutiefst, daß die PaUUti· 
nenser und Jordanien, mit Unterstützung ihrer arabischen KolLegen, 
dieiIC Olance aufgreifen werden. ( ... ) 

(QueUe: Amerika Dienst. Dokumentation, Bonn. Nr. ! 5/8.9.1982) 



nicht nur auf militärischen Begleitschutz (VI. Flotte im 
östlichen Mittelmeer, Waffennachschub), sondern zugleich 
auf politische Rückendeckung durch Washington in den Ver­
einten Nationen bauen. U.a. legten die USA ihr Veto am 
6.8.1982 gegen eine Entschließung des UN·Sicherheitsrates 
ein, in der Israel wegen des "Blutvergießens in Beirut" ent­
schieden verurteilt und ein Stopp jeder militärischen Hilfe 
für Israel bis zu dessen vollständigem Abzug aus dem Liba­
non verlangt wurde. 5 

Die Reagan-Adminisnation blockierte auf diese Weise inter­
nationale und verneinte eigene Sanktionen gegen den Ag­
gressor. Selbst nach Israels vertragsbrüchiger Besetzung 
Westbeiruts und dem anschließenden Massenmord in den 
Palästinenserlagern Sabra und Shatila mochte R. Reagan 
keine "Strafmaßnahmen" gegen die - seiner Meinung nach 
- eigentlich schuldige Regierung Begin verhängen. Eine re­
gelrechte Ennunterung zum nächsten israelischen Völker­
mord ... 
In Washington sieht man darin, daß im Libanon heute Israel 
(es hält mit rund 80.000 Soldaten 65% des Territoriums 
besetzt) und die prowestlichen Rechtskräfte eindeutig das 
Sagen haben, erst einmal einen gravierenden Positions­
gewinn gegenüber den Kontrahenten PLO, Syrien und 
Sowjetunion. Die PLO büßte mit der Präsenz im Südlibanon 
und Westbeirut ihre militärpolitische Bastion ein, Syrien 
dürfte sich so oder so zum Rückzug auch aus den nördlichen 
und östlichen Landesteilen genötigt sehen. Die Regierung 
Begin jedenfalls scheint, wie die anhaltenden syrisch.israeli­
sehen Zusammenstöße in der Bekaaregion signalisieren, zum 
nächsten Feldzug bereit. 

"Die Plage des Terrorismus austilgen" 

Die USA sind insofern Nutznießer der Schlacht um Beirut 
und des Septembermassakers, als sie die Rolle des Vermitt­
lers im Libanonkonflikt an sich geriuen und der Stationie­
rung von US-Marines auf Zeit freie Bahn verschafft haben. 
Die Kehrseite der Medaille: Die PLO hat mit ihrer dreimona­
ligen heroischen Verteidigung und vertraglichen Evaku­
ierung Westbeiruts einen großen politischen E.rfolg errungen. 
Der Widerstand der PLO-Kämpfer und die schockierenden 
Kriegsverbrechen Israels zusammengenommen, sorgten da­
für, daß die Palästinafrage und das Erfordernis von umfas­
senden Nahostfriedensverhandlungen plötzlich wieder in 

den Blickpunkt der Weltöffent lichkeit rückten. 
General Scharon hatte Anfang Juli d.J. vor dem israelischen 
Parlament sichtlich zu hoch gegriffen, als er erklärte: "Wir 
sind entschlossen daftir zu sorgen, daß die PLO nicht weiter­
existieren wird." Und auch Ronald Reagan war noch im 
Juni d.J., in einer Rede vor dem britischen Parlament, von 
einem "Austilgen" der PLO und damit der Palästinafrage bei 
den "Kämpfen im Libanon" ausgegangen: "Wir alle müssen 
darauf hinarbeiten, die Plage des Terrorismus auszutilgen, 
die den Krieg im Nahen Osten zu einer stets präsenten Be­
drohung macht."6 

Diese Rechnung der wirklichen Kriegsverursacher ging je­
doch nicht auf. Stattdessen riefen die Völkermordpraktiken 
Israels und die Tathilfen seiner Schutzmacht USA einen 
vehementen internationalen Gegendruck, in der arabischen 
Welt heftige Ablehnung der "stets präsenten Bedrohung" 
seitens Israels und eine Solidarisierung mit der PLO hervor. 

"Beunruhigt über die:; Länge des Krieges" 

Auch die gelegentlichen Schaukämpfe Ronald Reagans ge­
gen Menachim Begin vermochten auf Dauer nicht darüber 
hinweg zu täuschen, daß ihre Differenzen lediglich takti­
scher Natur (das Motto Washingtons: "Macht es, aber macht 
es rasch ") waren. 

Das bestätigte im übrigen Ariel Scharon, der die Frage. wo­
mit er sich "die feindselige Haltung" der "Amerikaner in 
diesem Krieg Ihnen gegenüber" erkläre, antwortete: 
"Mit ihrer Angst, der Erfolg dieses eindrucksvollen Unter· 
nehmens könnte verlorengehen. Die Länge dieses Krieges 
hat die Amerikaner sehr beunruhigt. Sie wollten nicht ver­
stehen, daß er deswegen so lange dauerte, weil ich davon 
absah, Beirut zu stürmen ... (A. Scharon befahl in Wahrheit 
zahlreiche Sturmversuche, die allesamt scheiterten; d. Red.) 
Doch ich will die Verärgerung der Amerikaner nicht drama­
tisieren. Unser Bündnis mit den Amerikanern basiert auf 
gegenseitigen Interessen, und die Amerikaner wissen das. 
Israel hat zur Sicherheit der USA nicht weniger beigetragen 
als die USA zur Sicherheit Israels. Ein bißehen Streit heißt 
da nichts."7 

Reale Interessenwidersprüche USA-Israel treten derzeit über 
die Art der "Neuordnung" im Libanon zutage. So beispiels­
weise, wenn das Begin-Regime sein expansionistisches An· 
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12. Arabische Gipfelkonferenz 
Schlußerklärung 

Auf der 12. Arabischen Gipfelkonferenz ~on I'cs wurde im Rah­
men der Abschlußcrlr.länmg, der Charta von fes, am 9. September 
d.J . ein 8-Punkk-Frieden~pl<Vl zum NaholtkonOikt vcrablilChicdct. 
Er bringt dic. gemeinsame Position doer anbisehen Staatsoberhäup­
tcr ("'U!!genommen das nicht anweso=ndc Libyen und d,U feit 1978 
.. us der Arabischen Li;g;l. au.sgeschlosso:nc Xgyplo:n) und der PIlii.ti· 
nemiKhcn 8d~iungsorganin.tion (PLO) zum Ausdruck. 

I. Zum iuadisch-arabischcn Konnikt: 
Ocr Gipfel würdigte den Widerstand der Kräfte der palästincml' 
sehen Revolution, des libanesischen und des paläslincnsischen Vol­
kes sowie der syrischen arabischen Sueitkräftc und bckräfligte sei­
ne Unterstützung des paliistincnsischcn Volkes im Kampf um die 
Rückgewinnung seiner unveräußerlichen nationalen Rechte. 
Oberuugt von der Kraft der arabischen Nation, ihn: le:gitimen Ziele: 
:tu ern:ichcn und der Aggression ein Ende zu bereiten, 
ausgehend von den grundlc:genden Prinzipien, wie sie von den Ara· 
bischen Gipfelkonferenzen nicdergclc:gt wurden, und in dem Be­
streben der arabischen Länder, mit alle:n Milleln fü r die: Erzielung 
eines gerechten Friedens im Nahen Osten zu wirken, 
unter Berücksichtigung des Vorschlages von Präsident Habib Bur­
giba, in dem das VölkeJT(Ccht ab Grundlage rur die Lösung dn 
Palästinafrage vorgesehen ist, und des Vorschlags von König Fahd 
Ben Abdul Aziz für einen Frieden im Nahen Osten, 
sowie im Lichte der Gespräche und Darlegungen der Könige, Präsi· 
denten und Emire, 
hat der Gipfel folgende Grundsätu gebilligt: 
I. Rückzug Israels aus allen im Jahr 1961 besetzten arabischen 
Gebieten einschließlich des arabischen EI Kuds Uerusakms). 
2. Entfernung der von Israel nach 1961 errichteten Siedlungen. 
3. Garantie der Freiheit des Gottesdienstes uod der Au~übung reli· 
giöser Riten für alle Religionen an dcn heiligen Ställen. 
4. Bekriiftigung des Rechtes des palästinensisl;hen Volkes auf 
Selbstbestimmung und Ausübung seiner unverletzlichen und unver­
äußerlichen Reclltc unter der Führung der Palästinensischcn Sefr";­
ungsorganisation (PLO), seiner einzigen und rechtmäßigen Vertrc­
tung, und auf eine Entschädigung all jener, die nicht zuriickkehn:n 
möchten. 
5_ Unterstellung des WcJljordangcbides und des G~astreifcns un­
ur die Kontrolle der Vereinten Nationen für eine Oberg-.. ngszeit. 
die einige Monate nicht ühcrschn:itct. 
6. Schaffung eines unabhängigcn palästincnsischen Staates mit EI 
Kuds Ocru .... lc:m) als Hauptstadt. 
7_ Ocr UN-Sichcrheitsrat garantiert den Frieden zwischcn allen 
Staaten in der Region, dnschlicßlich des unabhängigen paliistincn­
sischen Staates. 
8. Ocr UN·Sicllcrhcitsrat garanticrt dic Rcspckticrung dicscr 
Grundsätze. ( __ .) 
(Quellc : Lc Mondc, Paris, 11.9.1982) 
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sinnen, sich einen Teil des Süd libanon selbst einzuverleiben, 
offen zu halten sucht. Während Israel deshalb den Marionet­
tenmajor Saad Haddad als "unabhängigen" Vertragspartner 
in einen schnellstens angestrebten sog. Sicherheitspakl mit 
der libanesischen Regierung einbringen möchte, votieren die 
USA für einen simultanen Abzug Israels und Syriens. 8 

Ihnen geht eine Restabilisierung des Libanon unter rechten 
Vorzeichen und die Gelegenheit zur längeren US-Militärprä­
senz, die mit der Rückkehr der multinationalen Streitmacht 
von jetzt 3.960 Mann in den Libanon verbunden ist, vor. 
Gar zu gerne werden Mißklänge zwischen Washington und 
Tel Aviv jedoch hochgespielt - so die Ablehnung der Rea­
gan'schen Initiative vom 1.9.1982 durch M. Begin!A. Scha­
ron - , um davon abzulenken, daß die USA weiterhin in den 
Beziehungen zu den "befreundeten" NahoslStaaten der all­
seitigen Unterstützung Israels (Verpflichtung, seine "Sicher· 
heit" über alles zu stellen) eine Vorzugsbehandlung einräu­
men. Andererseits forder t die US-Administration nachdrück­
lich, daß ihr regionales Anliegen, ein dauerhaftes ArTange­
ment zwischen den "gemäßigten" arabischen Regimes 
(Agypten, Saudi Arabien, Jordanien) und Israel herbeizu­
fUhren, von lct:tterem verläßlicher milgetragen wird. R. 
Reagan stellte dem - in besagter Initiative - noch die Auf­
gabe voran, der vermeintlichen "strategischen Bedrohung 
der Region durch die Sowjetunion und ihre Stellvertreter" 
entgegenzutreten (sog. "strategischer Konsens"), und :twar 
im Minieren und Nahen Osten. Es ist dies gleichbedeutend 
mit einer Verschiebung der US-Prior itäten ftir die Gesamt­
region. 
Hinter der stärkeren Gewichtung des MinIeren Ostens durch 
Washington verbergen sich einesteils gravierende Verände­
rungen am Persischen Golf seit Ende der 70er Jahre, speziell 
die Revolution im Iran und der Wamschuß einer ersten 
Volkserhebung in Saudi Arabien im Jahr 1979. Die bereits 
unter Jimmy Carter 1979/80 eingeleiteten strategischen 
Korrekturen beinhalteten u.a.: den nunmehr bevorzugten 
Ausbau der eigenen militärischen Präsenz in der Gesamt­
region, aber vornehmlich rund um das neue Krisenzentrum 
Persischer Golf; ganz auf Einsätze am Persischen Golf zuge­
schnitten wurde auch die neu formierte US-Eingreiftruppe ; 
der Uberiebenshilfe ftir die prowestlichen Monarchien am 
Golf (Saudi Arabien!), denen im Kampf um Öl und Ölmil­
liarden eine Schlüsselrolle zufallt, wurde eine erhöhte Be­
deutung zugemessen. 
Andernteils wiesen die Verantwortlichen in WashingIon, als 
sie zeitgleich zu einem globalen Konfrontationskurs gegen 
die Sowjetunion übergingen, dem Raum Persischer Golf! 
Indik neben Westeuropa eine Schlüsselstellung als Auf­
marschgebiet in der Kriegsplanung zu. Die ständige Plazic· 



rung auch von atomaren US-Trägerwaffen nahe der Südgren­
ze der UdSSR ist einer der globalstrategischen Aspekte des 
Zugriffs Wash inglons am Golf. 

Naturgemäß zeitigte diese eingangs der aOer Jahre vorrangi­
ge Ausrichtung der US-Strategie auf die Golfregion auch 
Konsequenzen für das Vorgehen im Nahostkonflikt. 
Mit den Separatvereinbarungen der USA, Israels und 
Ägyptens von Camp David (September 1978) und dem 
israelisch-ägyptischen Separatfriedensschluß von Washinglon 
(März 1979) hatte J. Carter bereits den Versuch gestartet, 
ein Arrangement zwischen "gemäßigten" Arabern und 
Israels zustande zu bringen. 
Zwar gelang es, mit Ägypten den militärisch potenteSien 
arabischen Staat aus der arabischen Front gegen Israel her­
auszubrechen und dam it deren Möglichkeit, den Befreiungs­
krieg und das Ölembargo vom Oktober 1973 wiederaufzu­
nehmen, zunichte zu machen. Aber das erhoffte Einschwen­
ken Saudi Arabiens, Jordaniens (ihm wurde in den Separat­
verträgen eine Verhandlungsteilnahme namentlich offenge­
halten) oder anderer arabischer "Freunde" auf Camp-David­
Kurs mißlang. 

Kein Einschwenken a uf Camp-David-Kurs 

Die Kernpunkte des Separathandels: 
• rur die Rückgabe der 1967 von Israel eroberten Sinai­
Halbinsel innerhalb von drei Jahren verpflichtete sich 
Ägypten zum Gewaltverzichl; 
• die Palästinafrage, von den Vereinten Nationen 1974 (als 
nationales Selbstbestimmungsrecht und Recht auf einen un­
abhängigen Palästinenserstaat) zum Kemproblem des Nah­
ost konflikts erklärt, wurde auf eine sog. Selbstverwaltung 
von "Einwohnern" im okkupierten Westjordangebiet und 
Gaustreifen verkürzt; 
• die noch in der sowjetisch-amerikanischen Erklärung vom 
2.10.1977 geforderte Wiedereinberufung der Genfer Nlhost­
konferenz (eröffnet Ende 1973 unler Schirmherrschaft der 
UNO, mit den Kopräsidenten USA und UdSSR) unter Betei­
ligung aller Konfliktparteien wurde durch den Camp-David­
Prozeß unte rlaufen, die Hauptparteien PLO, Syrien und 
Sowjetunion vom Yerhandlungsprozeß ausgesperrt. 9 

Ägypten hatte ftir eine jährliche US-Hilfszusage von ca. 3 
Mrd Dollar und die Rückerlangung des Sinai darauf verzich­
te t , die UN-Forderungen nach Räumung aller von Israel 
1967 besetz ten arabischen Gebiete (Syriens Golan, Ostjeru· 
salem , d ie Westbank und Gau) und auf einen von der PLO 
geführten Palästinenserstaat aufrecht zu erhalten. 
Camp David machte zugleich Israel den Rücken frei rur seine 
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Leonid I. Breshnew 
6·Punkte· Vorschlag 

für einen NahosHrieden 
Anläßlich eines Sl.Ul.s.be~uch, des süd,icmenitisc:hen Präsidenten All 
Nasser Mohammlld in Mosbu unterbreitete der Vorsitzende des 
Obersten Sowjets der UdSSR, Leonid Ilj it lilCh Breshnew, Olm 15. 
Seplernbcr 1982 Vorschlage der Sowjetregierung rur einen gcn:ch­
Icn und dauerhaften Frieden im Nahen Olten. Die Vorlage dieser 6 
Prinz ipien ist zunächst einmal eine Antwort auf R. Rcag:ans Nah­
oSI·lnitiative vom 1.9.1982, an der sowjctischenci ts insbesondere 
d ie Vcmeinung eines PalästincD!iC'Tslaalcs und die Ausklammcrung 
der Palästinensisc:hcn 8cfrciung50rganiSiltion (PLO) kritisiert wur­
de. L. Brclhncwl Vorschlag ;sl e ine Antwort auch au f die Erklä· 
rung der A ... bischcn Gipfelkonferenz \·011 fes, d ie in MOIuu posi· 
tiv aufgenommen und"us Gegengewicht zum Reagan'lichcn Separat· 
kun von Camp David gewürdig t wurde. 

Eulen, muß das Prinzip der Umulässigkeit des Raubs fremder Ge­
biete durch Aggression strikt eingehalten werden. Das bedeutet, 
daß sämtliche seit 1967 von Israel okkupierten Gebiete den Ar .. · 
bern zUlÜCkgegehcn werden müssen: die Golanhöhen, das Westjor· 
dangebiet, der Guastreifen und die libanesischen Gebiete. Die 
Grenzen zwischen Israel und dessen arabischen Nachbarn müssen 
für unverletzlich erklärt werden. 
Zweitens in du unveräußerliche Recht des ar .. bischen Volkes von 
I'alänina auf Selbstbestimmung und auf die Bildung eines eigenen 
unabhängigen Staates auf den palästinensischen Gebieten in der 
PmJ<i! zu gewährleisten, die von der israelischen Okkupation befreit 
werden - im We5tjordangebiet und im Gazastreifen. Df:n palästi­
nensischen Flüchtlingen muß die durch UNQ-Beschliisse vorge­
sehene Möglichkeit gegeben werden, in ihre Heimat zurückzukeh­
ren oder einen entsprechenden Ausgleich für das von ihnen zurück­
gelassene Hab und Gut zu erhalten. 
Drittens ist der ö5lliche Teil Jerusa1ems, der 1967 von Israel okku· 
piert wurde und in dem eines der bedeutendSien islamischen Heilig· 
tümer liegt, den Arabern zUlÜCkgegeben und muß untrennbarer Be­
standteil des palästinensisehen Staates werden. In ganz Jerusalem 
muß die Freiheit des Zugangs der Gläubigen zu den heiligen Ställen 
dreier Religionen garantiert werden. 
Viertens muß das Recht aller Staaten der Region auf eine gesicher­
te ·und unabhängige EJ<istenz und Entwicklung gewährleistet wer­
den - selbstverständlich unter Wahrung der völligen Gegenseitig­
keit, denn man kann die Sicherheit der einen nicht gewährleisten. 
indem man die Sicherheit der anderen mit Füßen tritt. 
Fünftens müssen der Kriegszustand beendet und Frieden zwischen 
den arabischen Staaten und Israel hergestellt werden. Das aber be­
deutet, daß alle am Konflikt beteiligten Seiten, darunter Isr .. el und 
der palästinensische Staat, die Verpflichtung übernehmen müssen, 
Souveränität, Unabhängigkeit und territoriale Integrität gegenseitig 
zu achten und entslehende Streitr;i[]e mit friedlichen Mitteln, auf 
dem Verhandlungswege zu lösen. 
Sechstens müssen internationale Garantien rur die Regelung aus­
gearbei tet und angenommen werden. Die Rolle des Garanten 
könnten - würden wir sagen - die Ständigen Mitglieder des UN° 
Sicherheitsrates oder der Sicherheitsrat als Ganzei übernehmen. 
Eine solche umfassende, tatsächlich gerechte und wirklich dauer­
hafte Regelung kann nur auf dem Wege kollektiver Anstrengungen 
unter Beteiligung aller interessierten Seiten, unter denen natürlich 
unbedingt die PLO als die einzige legitime Vertreterin des arabi­
schen Volkes von Palästina st:in muß, ausge'll.rbeitet und in die Tat 
umgest:tzt werden. 
(Quelle: Prawda, Moskau, 16.9.1982) 
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Kriegsführung im Libanon, für die Annexion Ostjerusalems 
Uuli 1980) und der Golanhöhen (Dezember 1981). für eine 
Liquidierungspolitik gegen den palästinensischen Wider­
stand. Die USA sorgen weiterhin durch eine einmalige, stetig 
ansteigende Militärhilfe (2,2 Mrd Dollar rur 1983) dafür, daß 
Israel seine militärische Überlegenheit ausbauen konnte. 

jeder dritte Dollar des israelischen Rüstungshaushaltes für 
1983 (insgesamt 5,5 Mrd Dollar) kommt aus den Militär­
hilfeprogrammen der US-Regierung, von denen Israel der 
mit Abstand größte Einzelempfanger für den gesamten Zeit­
raum 1951-82 ist (Israels Anteil betrug über 50%). Als ein­
zigartiges Privileg steht auch die AuSStaffierung Israels sei­
tens Washingtons mit den jeweils allerneuesten US-Waffen 
und elektronischen Steuerungssystemen da. Selbst der 
Lizenzbau an Cruise Missiles soll schon an Israel vergeben 
sein. 10 

Militärstrategische Allianz USA - Israel 

Im Gegenzug liefert die israelische Armee den Pentagon­
spezialisten wertvolle Testerfahrungen mit neuen Waffen uno 
ter Kriegsbedingungen. Mit dem im November 1981 von den 
Verteidigungsministern C.W. Weinberger und A. Scharon 
unterzeichneten "Memorandum der Verständigung" wurden 
eine - "gegen die Sowjetunion und sowjetisch kontrollierte 
Kräfte" ausgerichtete (Artikel I) - kontinuierliche militäri­
sche Kooperation, gemeinsame Militärmanöver und die Be­
reitstellung von militärischen Einrichtungen rur regionale 
Operationen der US-Streitkräfte vereinbart. ll 

Darin ist eine kiinftig engere Anbindung des eigendynami­
schen Israel an die gesamtregionale Strategie Washingtons 
ebenso angelegt, wie weitreichende Einsatzhilfen für seine 
Schnelle Eingreif truppe (RDF) von israelischen Operations­
bzw. Versorgungsbasen aus. Dieses strategische Bündnis mit 
Blickrichtung Persischer Golf hat seit April 1982, mit der 
Stationierung einer multinationalen Streitmacht von insge­
samt 2.500 Mann und 450 US-Oberwachungskrärten auf 
dem Sinai, bereits ein solides Kontingent vor Ort zur Ver­
fügung. Der Truppe gehören 800 Elitekämpfer der 82. Luft­
landedivision der US-Armee, einer Schlüsseleinheit der RDF, 
an. Diese mobile Truppe ist - laut Pentagoninformanten _ 
dazu ausersehen, "im Krisenfall am Persischen Golf in 
Aktion zulreten, speziell dann einzugreiren, wenn sich ein 
Notfall nahe Saudi Arabien, der Hauptquelle des ameri­
kanischen Importöls, ereignen sollte."12 Die RDF hat 
ferner schon im Novemb~r 1980 und 1981 g~meinsame 

Manöver mit ägyptischen Armeeinheiten auf dem Ter­
ritorium Ägyptens absolviert. Camp David wird so für die 
US-Interventionsvorbereitungen am Persischen Golf funktio-
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nalisiert. 
Umgekehrt muß das Begin-Regime widerstrebend hinneh­
men, daß Washington nunmehr auch seinem Hauptverbün­
deten am Golf, dem saudisehen Königshaus, hypermodernes 
Militärgerät wie F-16-Kampfbomber oder AWACS-Uberwa­
chungsstationen liefert. Saudi Arabien bleibt dennoch, ver­
glichen mit Israel, auf Dauer ein militärisch schwacher Fak­
tor und auf Nothilfeaktionen der USA angewiesen. Auf poli­
tisch-diplomatischem Parkett aber wiegt heute das Gewicht 
der superreichen Sauds im Mittleren und Nahen Osten 
schwer. 
Die Tatsache, daß sich Saudi Arabien nicht dem Camp­
David-Prozeß anschloß und mit dem Fahd_Plan ll im Herbst 
1981 eine Art Gegenplattform fur umfassende Nahostver­
handlungen vorlegte, brachte die Reagan-Administration in 
Zugzwang. Sie muß, will sie ihre Ambitionen am Persischen 
Golf nicht aufs Spiel setzen, wenigstens ansatzweise Kom­
promißbereitschaft in der Palästinafrage signalisieren. König 
Fahd sah im übrigen in der Komplizenrolle der USA im 
Libanonkrieg eine Gefahrdung ihrer Position in Saudi Ara­
bien und der arabischen We\t. 14 

Es ist dies e in Indiz mehr dafur, daß Israels Völkermord im 
Libanon und die breite Solidarisierung der Massen mit der 
PLO es auch konservativen arabischen Staaten ratsam er­
scheinen ließ, nicht die Nahost-Initiative R. Reagans. son­
dern die Gegenplauform des Arabischen Gipfels von Fes am 
9. September d.j. (siehe Kasten) zu unterstützen. R. 
Reagans Vorschlag forderte zwar - über die Texte von 
Camp David hinaus - den Stopp jüdischer Siedlungen in den 
okkupierten Gebieten, gestand den Palästinensern auch 
legitime Rechte zu und brachte erstmals die Idee einer 
"Selbstverwaltung der Palästinenser im West jordan land und 
im Gazastreifen in Assoziation mit jordanien" ins Spiel. Er 
hielt aber ausdrücklich am engen Rahmen von Camp David 
und an der Ablehnung eines unabhängigen Palästinenser­
staates fest. 
Die Charta von Fes und der Vorschlag der sowjetischen Re· 
gierung vom 21. September d.j. (siehe Kasten) fordern dem­
gegenüber einen unabhängigen Palästinenserstaat, die Re­
spektierung der PLO als alleinige palästinensische Repräsen­
tantin und unverzichtbare Verhandlungspartei, die Rück­
gabe Ostjerusalems und die Zuständigkeit nicht etwa 
Washingtons, sondern des UN-Sicherheitsrates als Garantie­
rnacht. In der Charta von Fes sind im Unterschied zum 
Fahd·Plan explizit die PLO und die Zuständigkeit des UN­
Sicherheitsrates verankert. Zudem wurde implizit die An­
erkennung des Staates Israel (im Fahd-Plan hieß es noch 
"Länder der Region") aufgenommen. Der Vorschlag Leonid 
Breshnews kommt dem der Arabischen Liga sehr nahe. 
Das Aufgreifen dieser Vorschläge, nicht aber Ronald Rea­
gans Neuaufguß von Camp David, brächten die Nahost­
region einem "Neubeginn" • als umfassenden Friedensver­
handlungen, näher. R. Reag-dns Mak~ up des "Friedensstif­
ters" kann getrost abgeschminkt werden. lVird fortgesetzt 
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Libanon 

Ivesa Lübben·Pistofidis leue Tendenzen 
unter Amin Gemayel 

Am 18. September 1982 gehen grauenvolle: Bilder über die 
Satelliten der internationalen Nachrichtenagenturen. Faschi­
stische Milizen haben in den paläSlinensischen Flüchtlings­
lagern Sabra und Shatila ein Massaker unter der Zivilbevöl­
kerung angerichtet, dem 3.000, 4.000 vieUeichl auch 5.000 
palästinensische und libanesische Zivilisten zum Opfer ge­
fallen sind. 
Als die ersten Journalisten nach dem Massaker das Lager 
betreten, bietet sich ihnen ein Bild des Grauens: überaU 
liegen Leichen mit zertrümmerten Köpfen, mit aufgeschlitz­
ten Bäuchen, Leichen von Frauen, die ihren Körper schüt­
zend vor ihre Kinder zu werfen suchten - vergeblich. Ganze 
Familien wurden systematisch in ihren Häusern massakriert. 
Die Mörder scheuten sich nicht, die beiden Lagerkranken­
häuser zu überfallen und Ärzte, Schwestern, Patienten um­
zubringen. 
Die überlebenden wurden soweit sie Libanesen waren, in 
ein Fußballstadion zum Verhör gebracht, waren sie Palästi­
nenser, so wurden sie mit unbekanntem Ziel verschleppt. 

Israels Stunn Westbeiruts ... 

Dem Massaker vorausgegangen war der Mord an dem de­
signierten Staatspräsidenten Bechir Gemayel. Am 14. Sep­
tember d.]. war während einer Zusammenkunft B. Ge­
mayels mit Funktionären seiner Partei ein 300 kg schwerer 
Sprengsatz im Hauptgebäude der Phalangepartei in dem Ost· 
beiruur Stadtteil Aschrafieh explodiert. 
Mit dem Mord an BechiT Gemayel war flir die israelische 
Armeeführung der Vorwand geschaffen, die Dinge selbst in 
die Hand zu nehmen (zur Libanonentwicklung bis Anfang 
September d.]. siehe AlB 10/ 1982, S. 19-31 und 9/1982, S. 
4-13). Noch bevor sein Tod offiziell bekanntgegeben wor· 
den war, rollten israelische Panzer in das durch den vorzeiti· 
gen Abzug der multinationalen Truppen (USA, Italien, 
Frankreich) geschaffene Machtvakuum Westbeiruts ein, um 

ein "Blutvergießen, Gewalt und Anarchie zu verhindern", 
wie es im Militärkommunique heißt. 1 

Systematische Razzien und eine Verhaftungswelle folgten. 
Die Linksmilizen der Libanesischen Nationalbeweg'.mg wur­
den endgültig entwaffnet. 1.000·1.500 Libanesen wurden 
von den Israelis verschleppt, Häuser und Büros geplündert. 
Alles was nicht niet- und nagelfest war - Einrichtungsgegen­
stände, Kopiergeräte, Telexschreiber, ja sogar Kranken­
hauseinrichtungen - sch leppten die zionistischen Besatzer 
mit. Die Besetzung Westbeiruts war die unmittelbare Vor­
bereitung der Massaker von Sabra und Shatila. 

... bedingte die Massaker von Sabra, Shatila 

Schon ~m 13. September d.]. mittags zogen die israelischen 
Truppen einen Ring um die beiden Lager und belegten sie 
mit Artilleriefeuer. Tags darauf, um die Mittagszeit, "verläßt 
eine fünfköpfige palästinensische Delegation die Lager in 
Richtung Stadion. Sie sollen die Israelis bitten, den Beschuß 
einzustellen und erklären, daß ihnen kein Widerstand ge­
leistet wird, wenn sie die Lager betreten wollen . Die Fünf 
tauchen niemals wieder im Lager auf."2 
Die israelische Regierung beteuert nach den Massakern: "So­
weit die israelischen Streitkräfte von den tragischen Ereig. 
nissen im Lager Shatila erfahren haben, haben sie dem Mord 
an unschuldigen Zivilisten e in Ende gesetzt.,,3 Tatsächlich 
aber haben die Israelis das ganze Massa ker geplant. vorberei· 
let und über Funk koordiniert. 

Nachdem der für Beirut verantwortliche Kommandant der 
libanesischen Armee einen Einsatz seiner Truppen in den 
Palästinenserlagern abgelehnt hatte, waren am Nachmittag 
des 16. September d.]. christliche Milizen rund um die La­
ger in Stellung gegangen. Um 15 Uhr hatte General Eytan 
beim Kommandeur der israelischen Truppen in Beirut ange­
fragt, wann die Milizen bereit seien, das Lager zu stünnen. 
Antwort: "Sofor1.,,4 Der Angriff wurde rur abends verein-
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Erich Fried 

Nach dem Massenmord 
in den Flüchtlingslagern Sabra und Shatila 

Erich Fricd. in Landon lebender jüdischu Schriftstrl\er, ye rlaBte 
>:wd Tage n~ch dem M;tnakcr in den palästincnsi.w:hcn nüchtlingt­
lagern Sahta und Sha!ila dieses Gedicht, das er am 2!1. Scpumber 
d.J. au f der Libanon/palästina-Demonstntion der 10.000 in Bonn 
vortrug. E. soll in Kürte in eintr Neuausgabe seines Gedichtbande. 
"Höre, I$I'K"I" veröffentlicht wtrdcn. 

Es wird nOTWendig sein, den Schutt von den Herzen und Hirnen der 
~Icmchen in Europa und Amerika Zu entfernen, so wie der Schutt 
und die Trümmer entfernt werden mußten von den Ltichen der 
Frauen und Kinder und allen Männer in den beiden palästinensi· 
sehen Flüchtlingslagern Sahra und Shuila in Beirut, die Israels 
Truppen - nach ih ren eigenen Worten - in die Hand der christ­
lichen Phalangislen gegchen hatten. 
Aber vi~lI~icht stand~n Phalangiu~n nur Wache, denn in di~ Lager 
zogen die christlichen Truppen Haddads, die Hdfer Sharons, aus 
dem Süden heraufg~kommen mit dem Zeichen der Zeder an ihTf:n 
Uniformen. 
Es waTf:n kaum Phalangisten - es waren die Truppen Haddads. (Die 
Isradis halfen den Tatbestand nicht ~rhell~n.) Doch wer immer sie 
waren - sie befahlen den Mensch~n im Lager, ,ich aufzustellen in 
Reihen, und dann erschon.:n sie sie in Zehn~rgruppen und auch in 
grölkren Gruppen - Frauen, Kinder und Mänfl<:r - sie waren nicht 
wählerisch. Manche ve rstümmelten sie auch noch, vor od~r nach 
dem Tod. Und andere schossen sie nieder, als sie aus ihren Türen 
fliehen wollten, um ihr Lc:ben zu reiten. 
Die Sprecher da Isradis behaupteten erst, si~ hätt~n von nichts 
gewußt, und dann sagten sie, es waren die chris tli chen Phalangisten 
Bechir Gemayels - vielleicht um seinen Tod an den Palästinensern 
zu rächen. Von seinem Tod wissen wir noch zu wenig. Wir wissen 
nur, daß sein Vater, der Gründer der Phalangisten, jetzt sagt, rur 
seinen Tod würden, hoffe er, noch die Köpfe Bcgins und Sharons, 
die er für schuldig hält, fallen. Denn man wdß, daß schon lange 
bevor jenes Haus in die Luft flog, 200 Israelis als Beschützer das 
Haus bewachten, und niemand hätte eine 50 grolk Bombe hinbrin­
gen könfl<:n, ohne von ihnen gesehen zu waden. Und keiner von 
diesen 200 geschulten Beschützern wurde verle t>: t, als die Bombe 
dann doch eltplodiertc. 
Und man weiß auch, daß Israel von Gemayd enttäuscht war, denn 
Israd hat früher die Phalangisten gefördert, und nun wollte Ge­
mayd nicht regieren nach Israels Willen, und wollte die Banden 
Haddads nicht aufnehmen, sondern entwaffnen, und wollte den 
Ab>:ug der isradischen Truppen - und was immer er früher getan 
halle gegen die PaLästinenso:r, nun gab er den Israelis nicht nach bis 
>:u seinem Tod. Darum glaubt man jetzt in fkirut nicht den Worten 
der ISTaclis, in den Lagern hätten Phalangisten gemordet. Die leben 
blieben, sagen, eS waren die anderen christlichen Truppen, die 
Günstlinge General Sharons, die Leute lIaddads. 
An die 5.000 Menschen haben sie SO ermordet und viele Leichen 
auf Lankraftwagen verladen und verschleppt, und viele wurden an 
Ort und Stelle mit Bulldozern zugeschüttet und verschalTt unter 
Schutt und Trümmern ihres eigenen vernichteten Lagers.. So haben 
sich vielle icht die christlichen Truppen Haddads ihrer Olristen­
pflicht erinnert, die Tote n zu begraben. Man kann nur sagen "viel· 
leicht", denn die Tat ist noch nicht lange her. Feststeht, daß die 
Bulldo>:er isndische Bulldozer waren und vielleicht waren die, die 
sie handhabten, auch braelis. Fe~uteht, daß die Bulldozer kamen, 
sobald das Morden vorbei war und cineu Teil der Ermordeten uno 
sichtbar machten. Wer die Totengräber waren, das ist noch nicht 
sicher. Aber sicher ist, daß im Lager dk christlichen Truppen Had· 
dads, seit Jahren VO ll Israel besohlet und ausgerüstet, und mitge­
bracht von Sharon bei seiner BeSetzung Beiruts, gemordet haben 
mit ihren verläß lichen Waffen. 
Das waren dk Christen, von denen Menachem Begin gesprochen 
hat, als er den Papst kriti sierte, weil er Yassir Anfat empfangen 
hatte. "Weiß denn der Papst nicht", fragte Begin "daß se ine Palästi· 
nenscr auch schießen auf Olr,ste,,? " 
Nach dem Spnehgtbrauch Begin. hälle man auch auf Hitler und 
seine Mordkommandos nicht schießen dürfen, und auch nicht auf 
l>a....,l ics kroatische Ustaschi, die ihren Opfern >:uerst die Augen 
ausrissen und sie dann taufte" und dann in den Abgrund warfen. 
Denn auch die sind solche Christen gewesen. 
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Israelische Trupptn nahmen - so sagen sie - nicht Teil an diesen 
Massakern, sondern sahen nur teilnahmslos zu vom Rande der 
Lager, die sie zuvor d~n befreundeten Milizen überlassen hatten zur 
Wiederherstellung der Ordnung. Der Ordnung, dit sie dann zum 
Teil wieder hersttllen halfen mit ihren Bulldozern, die einen Teil 
der Toten versteckten. 
Angenommen, es wär~ auf aUen Toten der Pho5phor- und Kugel· 
bomben in Beirut und auf den Toten der beiden Flüchtlingslager 
und auch auf den toten Bauern im heutigen EI Salvador und in 
Nikaragua zur Zeit Somozas und auf ihren Gräbern geschrieb~n, 
woher die Waffen kamen, die sie ~rmord~ten - w.ie oft wäre dann 
zu lesen MADE IN ISRAEL odtr MADE IN USA'? 
Auch anderer Länder Waffen tun Unrecht in dieser Weh, und arm 
in jede z..,it, in welcher der Menschen Umgang nur hängt an Waffen 
oder beruht auf ihnen. Doch ditso: Waffen haben in diCKt Zeit weit 
mehr Blut vergossc:n, und schuhlloses Blut, oder doch schuldlo­
seres. Denn aller Menschen Schuld ist längst bekannt und leider 
lichon längst eine Phrase, und mach t nicht die geringe Schuld der 
ungeheuren gleich. (So verteidigen sich nur Mörder.) Und nicht 
geziemt es der Hand, die raucht von frischem oder kaum erst 
trockenem Blut, zu zeigen mit braun verkrustetem Finger auf ande­
re Händt um zu sagen: ,.Auch di~ waren nicht rein". 
Es gibt heute Israelis, die alles leugnen oder sagen: "Unsere Trup· 
pen haben die Phalangisten doch nur ins Lager gerufen, um Terrori­
slen, palästinensische und libanesische, zu entfernen, und haben 
ihnen nur einzig zu diesem Zweck Deckung gegeben von aulkn mit 
unseren Panzern, und habtn die Lager selbst gar nicht bttreten." 
Oder sie sagen: "Als wir dann nach zwei Stunden bemerkten, daß 
die Sache aulkr Kontrolle genten könne, da haben wir ja. versucht, 
sie zurückzurufen, sogar mit Lautsprechern, aber da hatten sie 
schon einige Hundert erschossen. Doch immerhin wurden auf diese 
Weise viel wenige r getötet als wenn wir nicht nach Bcirut gekom- , 
men wären." Solchc Argumente geben , ich selbst ihre An!wort und 
es ist schwer, die SO reden, nicht :.tu vergle ichen mit Menschtn vor 
einiger Zeit in einem anderen Land, die ebenfalls Untaten leugnen 
oder beschönigen wollten. 
Es wird notwendig sein, 50 wie: man den Schutt und die Trümmer 
von den ermordeten Palästinensern wegfegen muß, um sie freizu­
legen, in Sab ... und Shatila, auch Schutt und Trümmer von den 
Himen und Herzen der Menschen in Europa und Amerika wegzu­
fegen, den Schult und die Trümmtr alter tilgen und Vorurteile, die 
jetzt zerschmelt~rt wurden von dtr unerträglichen Wahrheit, damit 
endlich auch die Mörder weggefeg1 werden könfl<:n und auch ihre 
Hinterminner, gleichviel, wo sie heute sitzen und wk ,it sich nen· 
nen, ob Olristen oder ob Juden, und auch ein>:cJroc: Muslims. die 
diesen Mördern helfen. 



bart. Zur selben Zeit beobachten libanesische Offiziere, wie 
zwei israelische Militänransp0rler vom Typ C-130 Hercules 
auf dem Beirutcr Flughafen landeten. Ein UN-Beobachter: 
Es waren Haddad-Leute. 

In Anwesenheit von Eytan waren gegen 17 Uhr 1.200-1.400 
Phalangisten und Haddad-Milizionäre auf dem Flughafen 
zum Appell angetreten. Die lsuelis hatten ihnen Karten und 
Luftaufnahmen von dem Lager besorgt. 
Die israelische Kommandozentrale bel1ndet sich in einem 
achtstöckigen Hochhaus direkt neben Shatila, von wo aus 
man das Ges<:hehen genau einsehen kann. Gegen 19 Uhr 
konnte die "Aktion" beginnen. Wie vereinbart schossen die 
Israelis Leuchtraketen in die Luft. Im Lager wurde es tag­
hell. 

Gegen 23 Uhr meldete der Anfuhrer der Mordkommandos, 
Elias Hobaika, der Geheimdienstchd der Phalangisten, der 
sich schon beim Massaker von Tell AI-Zaalar (im Jahr 1976) 
durch seine Grausamkeit einen Namen gemacht hat: ,,300 
Zivilisten und Terroristen sind bereits getötet." 
Am 15. September d.]., morgens, berichteten Geflohene 
von Massakern. Mehrere J oumalisten unterrichteten die 
israelischen Militärs von dem, was sich in den Lagern ab­
spielte. 
Es erfolgte keine Reaktion. Der Libanon-Korrespondent von 
Reuter bekam von einem israelischen Oberst die Antwort: 
"Unsere Leute sind angewi,esen sich nicht einzumischen, 
aber das Lager muß gesäubert werden." 
Es gibt auch Anhaltspunkte dafür, daß die 1975 mit dem 
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Namen "Technische Hilfe an die Phalangisten" gegründete 
Spezialeinheit, die direkt dem israelischen Verteidigungs­
ministerium untersteht, sich an den Massenmorden beteiligt 
hat. 5 

Mit diesem Massaker will Israel eine Massenflucht der Palä­
stinenser wie 1948 auslösen. 
Um von der eigenen Verantwortung abzulenken, behauptete 
die israelische Regierung hinterher, bei dem Massaker hätte 
es sich um einen Racheakt der Phalangisten gehandelt. mit 
dem diese den Mord an Bechir Gemayel hätten sühnen wol­
len. 
Tatsächlich scheint die Führung der Kataeb (Miliz der Pha· 
langep artci) aber nichts von den Mordplänen gewußt zu ha­
ben, wenn auch Einheiten der Phalangisten, die besonders 
enge Beziehungen zu den Israelis unterhalten, in die Vorbe· 
reitung und DurchfUhrung des Massakers mit einbezogen 
waren. Durch dieses Ablenkungsmanöver soll ein Klima des 
Biirgerkriegu geschaffen werden, mit dem sich die zioni­
stische Führung auch in Zukunft die militärische Interven· 

tion offenhalten möchte. 
Eine besondere Verantwortung rur das Massaker trifft die 
USA, die bei den Verhandlungen über den Abzug der Pa­
lästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) aus Beirut be­
sondere Garantien zum Schutz der palastinensischen Zivil­
bevölkerung gegeben hatten. Diese Garantien waren fur die 
PLO die wichtigste Bedingung fur den Abzug. Die lIaupt­
aufgabe der multinationalen Truppe, deren Mandat bis zum 
26. September dauerte und noch hätte verhingert werden 
können, sollte gerade im Schutz der Zivilbevölkerung be­
stehen. 
Im Nachhinein erwies sich, daß es den USA einzig und allein 
um den Abzug der PLO aus Beirut ging. Denn nachdem die 
letzten paläitinensischen Kdmpfer Beirut verlassen hatten, 
zog auch die US-Regierung ihre Kontingente zurück und 
ubte solange Druck auf Italien und Frankreich aus, es ihnen 
gleichzutun, ohne daß die PLO als einer der Hauptbeteilig­
ten an dem Konmkt überhaupt konsultiert worden wäre. 

Wer d ie Hintermänner des Mordes an Bechir Gemayel wa­
ren, ist bisher noch nicht mit Sicherheit bewiesen. Genauso­
wenig, wie die PLO die Führung der Phalangisten für die 
Massaker in den Palästinenserlagern verantwortlich gemacht 
hat,6 sind auch die Phalangisten der israelischen Version 
nicht gefolgt, die PLO oder die Libanesische Nationalbewe­
gung habe die Bombe in Aschrafieh gelegt. Im Gegenteil 
herrscht im Libanon die Meinung vor, daß Israel fUr den 
Mord verantwortlich zu machen sei. 

Wie war el möglich, unbemerkt 300 kg Sprengstoff in das 
schwerbewachte mehrstöckige Gebäude der Phalange zu 
bringen und im richtigen Moment zu zünden? Als mögliche 
Täter kommen nur Mitglieder der Kataeb seIber infrage -
was aber angesichts der unwidersprochenen Führungsrolle B. 
Gemayels sehr unwahrscheinlich sein dürfte - oder eben die 
Israelis. 
200 israelische Soldaten waren zur Bewachung des Gebäu­
des abkommandiert, von denen seltsamerweise bei der hefu­
gen Detonation des Spreng3atzes keiner verletzt wurde. 
Auch war der Auslöser der Bombe israelischer Herkunft. 
So schwor denn auch Pierre Gemayel, der Vater des Ermor­
deten und Gründer der KatOleb, am Grab seines Sohnes, er 
werde ein Killerkommando entsenden, um Begin und Sha­
ron als Rache für den Tod seines Sohnes umbringen zu las­
sen. 1 

Zwar waren die Phalangisten noch mit den ersten Kriegszie­
len Israels einverstanden gewesen (Zersch lagung der PLO 
lind der Libanesischen Nalionalbewegung. Abzug der Syrer 
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aus dem Libanon), zwar war die Wahl B. Gemayels zum 
Staatspräsidenten erst durch die israelischen Bajonette und 
Panzer enwungen worden und schienen die Phalangisten zu­
nächst noch zum Abschluß eines Friedensvertrages mit 
Israel bereit zu sein. Doch tra ten in der Zeit nach der Wahl 
B. Gemayels zum Präsidenten (23.8.1982), zunehmend Un­
stimmigkeiten zwischen ihm und seinen Gönnern auf. 
Diesen Differenzen lagen grundSätzlich verschiedene Interes· 
sen bezüglich der Zukunfl des Libanon zugrunde. 

Den Israelis ist an der Schwächung und Zerstückelung des 
Libanon gelegen. Auf den Südlibanon meldete bereits Ben 
Gurion Anfang der 50er J ahre einen historischen jüdischen 
Anspruch an. Den Rest des Libanon möchte die zionistische 
Führung in konfessionelle Teilstaaten zerstückelt sehen, die 
politisch und wirtschaftlich von Israel abhängig wären und 
dessen Gendarmenrolle im Nahen Osten entgegenkommen 
würden. 
Die Phalange, deren Führer zu 2/3 der libanesischen Finanz­
und Handelsbourgeoisie zuzurechnen sind und in der diese 
Finanzbourgeoisie (insbesondere nach der Ausschaltung der 
potentiellen Konkurrenten der Kataeb 8), auch ihre politi· 
sehe Vertretung sieht, hat demgegenüber ein Interesse an der 
Schaffung eines starken, einheitlichen und von ihr angefUhr­
ten Libanon. 
Die Errichtung ihres Ministaates nördlich von Beirut (im 
Krieg 1975/76) solhe eine Übergangslösung sein, das 
Sprungbrett zur Etablierung ihrer Herrschaft über das ganze 
Land. Die Phalangisten brauchten Israel zum Ausbau ihrer 
Enklave, zum Aufbau und zur Ausrüstung ihrer Milizen, um 
zu einem politischen Machtfaktor im Libanon zu werden. 
Aber jetzt, wo diese Vertreter der Finanzbourgeoisie dabei 
sind, die Staatsmacht über den gesamten Libanon zu über­
nehmen, sind sie offenbar weder bereit, einen Teil des Lan­
des an ihre ehemaligen Gönner abzutreten, noch sich mit 
der Rolle einer Marionette zufriedenzugeben. Hier liegt übri­
gens auch ein qualitativer Unterschied zum Separatisten. 
major Saad Haddad, der ein bloßer Emporkömmling von 
Israels Gnaden ist. 
Das Bekenntnis B. Gemayels nach seiner Wahl zur Einheit 
des Libanon und die Forderung nach Rückzug der israeli· 
schen Truppen, in dem Moment, wo seinem Machtantritt 
nichts mehr im Wege stand, enlSprach genau diesem Klassen­
interesse. 
Damit der Libanon seine alte Funktion als Mittler des 
Finanz- und Geschäftsverkehrs zwischen den westlichen 
Ländern und der arabischen Welt wiedergewinnen kann und 
um ihre politische Vorherrschaft im Lande selber zu stabili­
sieren, sind die Phalangisten dringend auf die Unterstützung 
von Teilen der moslemischen Bourgeoisie innerhalb und 
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außerhalb des Landes angewiesen. Diese Unterst ützung 
können sie aber nur durch einen Verzicht auf den von der 
Regierung Begin geforderten Friedensvertrag mit Israel ge­
winnen. 
Ein Friedensvertrag mit Israel zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
würde zum einen den Libanon von den anderen arabischen 
Ländern isolieren und damit der libanesischen Finanzbour­
geoisie den ökonomischen Boden entziehen. Er würde zum 
anderen eine innenpolitische Konfrontation zur Folge ha­
ben, die die Staatsrnacht der Phalangisten wieder in Frage 
stellen könnte. 
So machte Bechir Gemayel denn auch der israelischen 
Staatsführung bei einem Treffen am 1. September 1982 in 
der nordisraelischen Stadt Naharija deutlich, daß sie sich mit 
dem Abschluß eines Friedensvertrages zwischen beiden 
Ländern noch gedulden müsse. Die darauf erfolgte Drohung 
Ariel Scharons, Israel würde entlang eines 40 km breiten 
"Sicherheitsstreifens" im Südlibanon einen "besonderen 
Status" einfUhren (sprich: den Südlibanon annektieren), ver· 
tiefte die Differenzen nur noch. 
Tatsächlich begann sich nach der Wahl Bechir Gemayels 
zum Staatspräsidenten die Mehrheit der politischen Kräfte 
des Libanon mit der neuen Situation abzufinden. Es kam zu 
ersten Unterredungen zwischen B. Gemayel, 5aeb Salam, 
dem Sprecher des moslemischen Establishments und Walid 
Djoumblatt, dem Präsidenten der Libanesischen National· 
bewegung. 
Diese Tendenzen zu einer nationalen Übereinkunft scheinen 
sich nach der Wahl von Amin Gemayel am 23. September 
d.J., der innerhalb der Kataeb als gemäßigt gilt noch zu 
verstärken. Die Kandidatur des älteren Gemayel.Bruders 
wurde von der sunnitischen Bourgeoisie von vornherein uno 
terstützt und auch die Linken - so der Generalsekretär der 
Libanesischen' KommunistiSchen Partei (PCL), Georges Cha· 
oui - sehen in der Wahl Amin Gemayels "eine gute Basis für 
eine Verständigung".9 
Auch Syrien hat nach der Amtseinftihrung des neuen libane­
sischen Staatspräsidenten angedeutet, daß es dessen Forde· 
rung nach Abzug seiner Truppenkontingente bei einem 
gleichzeitigen israelischen Rückzug nachkommen würde. 
Die Linke hat angesichts der äußersten Bedrohung der Sou­
veränität und Integrität des Landes für eine breite nationale 
Front folgende Grundsätze formuliert: Absage an einen 
Friedensvertrag mit Israel, Forderung nach einem sofortigen 
und bedingungslosen Rückzug der israelischen Truppen, 
Wahrung der Einheit des Landes, Bekenntnis zur arabischen 
Identität und zum demokratischen Charakter des Liba­
non. 10 

Amin Gemayel hat sich in seiner Einftihrungsrede zu all die· 



sen Forderungen positiv verhalten. Auch stellte er, nachdem 
die linken Milizen bereits durch d ie Israelis und die libane· 
sisehe Armee enlwaffnet wurden, ebenfalls die Entwaffnung 
seiner eigenen Milizen in Aussicht. 
Nichtsdestotrotz hat sich die Linke, die durch den israeli­
schen Vemichtungsfeldzug, aber auch durch vorangegangene 
eigene Fehler (die die Libanesische Nationalbewegung zum 
Teil von ihrer Massenbasis entfernt hat)ll geschwächt ist, 
diese noch auf wackeligen }'üßen stC'hende nationale Einheit 
durch viele Zugeständnisse erkaufen müssen. 
Die Linken müssen sich mit einem .Präsidenten arrangieren, 
der neben dem Abzug der israelischen, auch den Abzug der 
syrischen und palästinensischen Einheiten, also den' der Ver­
bündeten der Linken, erzwingen will. Auch sind Forderun­
gen nach sozialen Reformen und nach dem laizistischen 
Staat, immerhin Forderungen die die verschiedenen fort­
schrittlichen Organisationen in der Libanesischen National­
bewegung zusammengeführt haben, momentan nicht mehr 
zu hören. 
Die Zukunft des Libanon ist heute voller Fragezeichen. 
Das Schicksal der Palästinenser unter einem Präsidenten A. 
Gemayel ist vollkommen ungewiß. Es gibt Absichtserklärun­
gen der neuen Regierung, die Zahl der Paläslinenser im Liba­
non von derzeit 500.000 auf 300.000 zu verringern. Die 
Lager, in denen die Palästinenser ihr Leben gemeinsam orga­
nisieren konnten, sollen nach diesen Vorstellungen aufgelöst 
werden. 12 Vollkommen ungeklärt ist bisher, ob die PLO 
oder ihre Massenorganisationen in Zukunft wieder legal im 
Libanon werden arbeiten können. A. Gemayel hat dazu bis­
her noch keine Stellung bezogen. 

Säuberung "im Detail" 

Was wird aus den bewaffneten Organen? Soll die Armee 
tatsächlich auf demokratischer Basis umstrukturiert werden 
und ausschließlich zur nationalen Verteidigung eingesetzt 
werden oder wird sie weiterhin als Repressionsinstrument 
gegen die Linke in den Händen der libanesischen Finanz­
bourgeoisie fungieren? 
Als die libanesische Regierung Ende 1978 mit dem Neuauf­
bau der regulären Armee begann, wurden in erster Linie 
diejenigen Einheiten zusammengefaßt, die während des 
Bürgerkrieges auf Seiten der Phalangisten gekämpft hatten. 
Vor allem der militärische Geheimdienst, das sog. ,,2. Büro", 
unterhielt immer sehr enge Kontakte zu den Phalangisten. 
Während des ganzen Krieges hat diese Armee nicht einmal 
versucht, dem i$raelischen Vormarsch Einhalt zu gebieten. 
Nachdem sich aber die Israelis aufgrund des internationalen 
Drucks wieder aus Westbeirut zurückziehen mußten und 
ihre Stellungen an die Iibanetlische Armee und die wieder 
zurückbeorderte multinationale Truppe übergaben, machte 
sich erstere daran, das Werk der Israelis fortzusetzen. 
"Die Israelis haben grob gesäubert, wir gehen jetzt ins Oe· 
tail", bemerkte ein Offizier.13 Bei systematischen Razzien 
in Beirut wurden die letzten Waffen der Linken eingesam­
melt. Das ,,2. Büro" verfUgt über lange Listen von politisch 
aktiven Palästinensern. Allein in dem Lager Bursch EI· 
Braschneh verhafteten libanesische Militärs Hunderte von 
palästinensisehen Zivilislen und verschleppte sie - keiner 
weiß wohin. 
Den unbewaffneten Linken stehen nach wie vor 25.000 be· 
waffnete Phalangi5ten gegenüber. Ob diese sich tatsächlich 
entwaffnen lassen werden, ist vollkommen ungewiß, da 
Amin Gemayel über die Phalangisten längst nicht soviel Ein­
fluß hat wie sein Bruder Bechir. 
Von einem Flügel innerhalb seiner Milizen dem auch Hobei­
ka, einer der Anführer des Massakers in Sabra und Shatila 
angehört, wird A. Gemayel wegen seiner Verhandlungsbe-

reitschaft gegenüber den Moslems und progressiven Organi­
sationen, und wegen seiner Kontakte zur PLO, die er nie hat 
abreißen lassen, als Verräter betrachtet. Vor allem die in 
Israel ausgebildeten Milizionäre stehen in ihrer Mehrzahl 
loyaler zu Israel als zu dem neugewählten Präsidenten. 
Schon jetzt läßt sich absehen, daß sich das neue Regime sehr 
eng an den US-Imperialismus anzulehnen versucht, Auch 
wenn Israel selbst seine politischen Ziele im Libanon nicht 
erreicht hat, so können die USA ihrem Verbündeten dank­
bar sein, daß er ihnen das Tor zur verstärkten Einflußnahme 
im Libanon geöffnet hat. 

Anmukungen: 
I) Tim~, New Vork, 27.9.1982 
2) Tageszeitung (TAZ), 10.11.1982 
3) Fr.mkfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 20.9.1982 
4) Die Chronologie der Ereignisse, nach: Stern, 30.9.1982 
5) TAZ, 11.10.1982 
6) Siehe Interview mit Vassir Arafat in: Le Mond~, r-,l.Tis, 

21.9.1982 
7) FAZ, 25.9.1982 
8) 1980 liquidierten di~ Kataeb die Tigermilizen des Konkurrenten 

und gl~ichzeitigen Partners in der Libanesischen Front, dei 
Führers der Nationalliberalen Gamille Dlamoun. 

9) Le Monde, 26./27.9.1982 
10) Laut; PCL, Lc Parti Communiste Libanais dans la guerre de 90 

jours", Paris, 1982 
11) PClrGeneralsekretär G. Otaoui bemerkt dazu in einem 

Interview in Lc Monde vom 14.8.1982: "Wir haben es versäuml, 
genügend Augenmerk auf den libanesiKhen Aspekt unseres 
Kampfes zu legen. Es hat uns an Einfühlungsvermögen und 
Fle:or.ibilität in unseren Beziehungen zur (schiitischen; d. Red.) 
AMAL-Bewegung, zur islamischen Sammlungsbewegung und zu 
den demokratischen christlichen KräfU:n gefehlt, deren Int~resse 
objektiv im Widerspruch zur Reaktion st~ht. Vor allem haben 
wir es versäumt, noch engeren Kontakt zu den Massen herzustel· 
len, und wir haben manche Exzesse seitens der Palästinenser 
oder and~rer bewaffneter Gruppen, wie auch der syrischen ara­
biKhen Abschreckungstruppc, nichl g~niigend kritisiert." 

12) TAZ, 1.10.1982 
13) LeMonde,8.10.1982 

Die 
PalöttlncntCf 

Hans Lebrecht, Die P:dästinenser. Geschichte und Gegenwart, Ver­
lag Marxistische Blätter, Frankfurt 1982, ca. 288 S .. 17,80 DM 
In dem Buch werden die wechselvolle geschichtliche Entwicklung 
Palästinas, die 30jährige Unterdriickungspolitik durch die britische 
"Mandatsmacht", die zionistische Kolonialisierung und die von 
Lcbrecht selbst erlebte und erliuene Geschichte d~s Staates Ismel 
bis in die grausame Wirklichkeit diner Tage in eindrucksvoller 
Weise nachgezeichnet. 
Der Autor bcschäftigt sich mit dem Entstehen der Arbeiterbew~­
gung in Palästina, mit dem Verhliltnis von jüdischen und arabischen 
Arbeitern. Repräsentant~n der arabischen Befreiungsbewegung, die 
Lcbrecht durch seine journalistische Tätigkeit k~nnenlernte, kom· 
men häufig zu Wort. 
Das Buch ist populärwissenschaftlich gcschri~bcn. Deutlich treten 
das persönliche politiKhe Engagement seines Verfassers, desscn 
prägnante journalistische Beobachtungsgabe hervor. 
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Igypten 
Joe Stork/Judith Tucker 

Mubarak in den Fußstapfen Sadats 
Israel überfiel den Libanon am 6. Juni 1982, dem 15. Jah­
restag des Junikrieges von 1967. Damals war Agypten der 
arabische Hauptgegner in einem Krieg, der die g(opolitische 
Landkarte des Nahen Ostens neu gestaltete. Heutt verändert 
Israel, mit palästinensischem und libanesischem Blut, erneut 
die Landkarte. 
Dieses Mal hat Ägypten durch seinen Botschafter in Tel 
Aviv diplomatisch-formell Protest erhoben - der erste Pro· 
test dieser Art seit dem Friedensvertrag (März 1979). 

Nur sechs Wochen vor der Libanoninvasion, am 25. April 
1982, beendete Israel seinen Rückzug aus dem Sinaigcbiet. 
das es 1967 erobert hatte. In den Wochen und Monaten vor 
der Rückgabe der Halbinsel war Ägyptens Präsident Hosni 
Mubarak bemüht, sich von seinem Vorgänger Anwar al· 
Sadat in Fragen des Stils abzugrenzen, nicht aber von den 
inhaltlichen Kernpunkten. 
Er lehnte alles ab, was Israels Rückzug vom Sinai hätte ge· 
fahrden können, gleichzeitig widersetzte er sich jedoch den 
israelischen Ultimaten über "Autonomle"verhandlungen 
(sog. Selbstverwaltungsprojekt im israelisch besetzten West· 
jordan. und Gazagebiet; d. Red.). Unter den Ägyptern, Palä­
stinensern und anderen Arabern ermutigte er diejenigen, die 
in ihm einen Führer mit dem Format und den nationali­
stisch-arabischen Neigungen Nassers (Führer der revolutio· 
nären Freien Offiziere 1952 und Ägyptens Präsident 
1954-70; d. Red.) sehen wollen. 

Auch die israelischen Führer sahen diese Möglichkeit und 
werteten H. Mubaraks Reaktion auf ihr blutiges Vorgehen 
im Libanon als einen Hinweis auf die Dauerhaftigkeit des 
mit Anwar al·Sadat ausgehandelten "Normalisierungs"pro­
zesses. 

Libanonkrieg - ein "Test" für Mubarak 

H. Mubarak hat die "israelische Aggression" und "schamlose 
Verletzung internationalen Rechts" verurteilt, aber seine 
Regierung hat jegliche weiteren Schritte als "nicht den In­
teressen Ägyptens dienlich" abgelehnt. Ägyptens wichtigste 
Handelsbeziehung mit Israel, der Verkauf von 40.000 Barrel 
Oi pro Tag, besteht trotz der öffentlichen Forderungen ihn 
zu beenden bzw. zu reduzieren unbeeinträchtigt weiter. 
Einige ägyptische Firmen haben anscheinend Bestellungen 
rur israelische Waren storniert, und die in naher Zukunft 
geplante Aufnahme von Hande lsbeziehungen zwischen dem 
öffentlichen Sektor Ägyptens und Israel wird wohl sicher­
lich verschoben werden. 
Aber die Regierung hat offensichtlich ihren Einnuß gegen­
über Israel in keiner Weise geltend gemacht, um dem Wüten 
im Libanon Einhalt zu gebieten. "Hier sind immer noch 
praktische Interessen vorherrschend", vernahm man aus 
Präsident Mubaraks enger Umgebung. "Der Friedensvertrag 
zwischen uns und Ägypten hielt stand", schlußfolgerte 
Menachim Begin. "Dies war ein wichtiger Test." 
Die Invasion entzündete eine heiße Debatte in der Volksver­
sammlung. Die offizielle Opposition, geführt von Ibrahim 
Schukri von der Sozialistischen Arbeiterpartei, forderte ein 
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Einfrieren der diplomatischen und wirtschaftlichen Bezie­
hungen. Für die Regierung, die mit 370 Sitzen von 390 in 
der Versammlung vertreten ist, war es leicht. diesen Antrag 
abzulehnen. Die Schlußresolution bittet schüchtern die 
USA, "ihre Vereinbarungen über Waffenlieferungen mit 
Israel zu überdenken". Die regierende Nationaldemokra­
tische Partei vetwies auf die "Passivität und Gleichgültig­
keit" der anderen arabischen Staaten, um ihre Handlungs­
weise zu rechtfertigen. 
Die ägyptischen Massenmedien haben der Invasion und dem 
mit ihr einhergehenden Terror breiten Raum gegeben, stell· 
ten aber zugleich auch besonders die diplomatischen Bemü­
hungen des Regimes a ls einen Hauptfaktor zur Lösung der 
Krise dar. Nach Berichten von Personen, die vor kurLem in 
Ägypten waren, haben sowohl die offizielle Oppostion, die 
Sozialistische Arbeiterpartei, als auch Tagamu (Nationalpro­
gressive Unionistische Sammlungsbewegung, Vorsitz Khaled 
Moheddien, siehe AlB 5/1979 und 11-12/198 1; d. Red.). 
die linke Gruppierung der Opposition, Sammelstellen ftir 
Blutspenden, Geld und Freiwillige eingerichtet. 
Diesen Quellen 'Zufolge haben sich Tausende von l\1ännem 
mit militärischer Erfahrung freiwillig gemeldet, um an der 
Seite der Palästinenser und Libanesen zu kämpfen. Die Re­
gierung aber vetweigerte ihnen die Genehmigung zur Ausbil­
dung oder Erleichterungen zur Ausreise. 

Die Polizei hat die israelische Botschaft abgeschirmt. Die 
Regierung verbot öffentliche Demonstrationen gegen Israel 
oder die USA und wies die Opposition an. ihre Proteste 
schriftlich an den Präsidentenpalast zu richten. Trotzdem 
kam es am 18. und 19. Juni 1982 in Kairo und Alexandria 
zu Demonstrationen, an denen sich mehrere Tausend Men­
schen beteiligten; sie wurden mit brutaler Polizeigewalt nie­
dergeschlagen (so u.a. auch Demonstrationen Mitte August 
d.]. in Kairo;d. Red.). 

Wie vor ihm schon A. Sadat, so hat H. Mubarak seine diplo­
matische Denkweise an den USA ausgerichtet. Schon in der 
zweiten Woche der Invasion hatte die ägyptische Regierung 
Alexander Haigs Kurs als ihren eigenen übernommen, unter 
besonderer Betonung der Chance für "gemäßigte" arabische 
Staaten, das Palästinaproblem durch eine Ausweitung des 
"Camp-David-Prozesses", ohne die lästige Anwesenheit der 
militanten PLO. zu lösen. 
H. Mubarak nahm den Tod König Khaleds (im Juni 1982;·d. 
Red.) zum Anlaß. Saudi Arabien seinen erslen Besuch als 
Präsident abzustatten. Dort prüfte er diese Möglichkeiten 
mit König Fahd. Der ägyptische Außenminister Kamal Has­
san Ali traf zur selben Zeit in Washington ein, wo er öffent­
lich die Positionen der USA und Ägyptens als "nahezu iden­
tisch" kennzeichnete. K.H. Ali teilte den Reportern in 
Washington mit, daß an einen Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen mit Israel aufgrund der Invasion "nie gedacht 
worden" sei. Derweilen bot H. Mubarak öffentlich an, die 
PLO·Führung in Kairo aufzunehmen, unter der Bedingung, 
daß sie sich ausschließlich politisch betätigen und bei zu­
künftigen "Autonomie"verhandlungen kooperativ zeigen 
würde. 

Die Saudis haben weniger Vertrauen in die Weisheit der Poli-



tik der USA erkennen lassen als die Ägypter. Berichten zu­
folge haben sie Washington hinter den Kulissen gedrängt, 
Israel am Zügel zu halten. Diese Manöver, und die "gemisch­
ten Signale" die sie hervorriefen, waren ein unmittelbarer 
Faktor ftir den Rücktritt Alexander Haigs als Außenmini­
ster. H. Mubarak wurde vom Lauf der Ereignisse gezwungen, 
seine öffentlich erklärte Ergebenheit zu den Positionen der 
USA zu ändern. In einem Brief vom 26. Juni 1982 an die 
Führer der Europäischen Gemeinschaft (EG) beklagte er 
"den Mangel an Entschlossenheit seitens der USA ". 
Das ägyptische Verhalten in dieser Krise wurde hauptsäch­
lich von H. Mubaraks Ehrgeiz bestimmt, das saudisch-ägypti­
sehe Bündnis wiederherzustellen. Es hatte sich in den 70er 
Jahren herausgebildet, war aber als Reaktion auf Ägyptens 
Separatfrieden offiziell beendet worden. 
Der Prozeß der politischen Aussöhnung begann sofort nach 
Anwar al-Sadats Beerdigung (i 0.10.1981; d. Red.). 1I0mi 

Mubarak forderte die ägyptische Presse auf, ihre Angriffe 
auf die anderen arabischen Staaten und die UdSSR einzu­
stellen. In den darauffolgenden Wochen drängte der saudi­
sehe Rundfunk die arabischen Staaten, ihre Kritik an dem 
Friedensvertrag abzuschwächen. Syrien, Libyen und der 
Irak bezeichnen H. Mubarak auch weiterhin als Verräter. 
Aber die Abhängigkeit des Irak von militärischen Nach­
schub lieferungen Ägyptens für seinen Krieg mit dem Iran 
führten dazu, daß Anfang Februar 1982 offizielle Kreise im 
Irak erklärten, H. Mubarak "habe eine reine Weste". Kon­
takte mit Libyen führten sogar :tU einer kurten Öffnung 
seiner Grenzen Anfang Februar 1982. Ägyptische Delegatio· 
nen begannen an verschiedenen wichtigen arabischen Kon­
ferenzen teilzunehmen. Am 25. April 1982, dem Tag der 
Ubergabe des Sinai, war der Weg für einen politischen "Wie­
dereintritt" frei. 
Jordanien und Marokko haben ÄgyptenS Wiedereingliede­
rung in die Reihen der arabischen Staaten aktiv unterstützt. 
Die Monarchen beider Länder haben Hosni Mubarak anläß­
lieh der Rückgabe des Sinai öffentlich gratuliert, und der 
marokkanische Außenminister war der erste Vertreter 
höchster arabischer Regierungskreise, der Kairo seit dem 
Friedensvertrag besuchte - er kam zwei Tage nach Beginn 
der israelischen Libanoninvasion. 

Der Ursprung dieser Bemühungen liegt jedoch am Golf. Un­
aufnillig begannen die Saudis sofort nach dem Machtantritt 

H. Mubaraks mit der personellen Wiederbesetzung ihrer Bot­
schaft in Kairo. Mitte Mai 1982 erreichte das Personal be· 
reits die Stärke aus der Zeit vor Vertragsabschluß. Nur ein 
Botschaft~r fehlte, was ~in B~obacht~r als ein~ "de-facto­
Normalisierung" beschrieb. 
1m April 1982 nutzten die Saudis den Besuch von Sultan 
Quabous von Oman in Kairo, um Ägypten die militärische 
und politische Kooperation mit dem neuen Golf·Koopera­
tionsrat (gegründet im Mai 1981 von den sechs Golfmonar­
chien, Sitz Riad; d. Red.) vorzuschlagen. "Von ganzem Her­
zen", sagte Bahreins Scheich Isa im Mai 1982, "suchen wir 
nach einer Basis für die Rückkehr Ägyptens, damit es seine 
Rolle in der arabischen Welt wieder einnehmen kann". 
Die Herrscher am Golf erwarten von Ägypten potentiellen 
militärischen Schutz gegen den Iran. Der Irak wandte sich 
an Ägypten wegen Waffen lieferungen, kurz nachdem er im 
September 1980 in den Iran einmarschiert war. A. Sadat 
offenbarte diese Beziehung im März 1981. Die irakisehen 
Bestellungen sorgten dafür, daß die Waffenfabriken in 
Heluan und Heliopolis laufend Minen, Munition und Ersatz­
teile produzierten. Es gilt als sicher, daß das Geld für die an 
den Irak gelieferten ägyptischen Militärgüter in Höhe von 
schätzungsweise 1,5 Mrd Dollar aus Saudi Arabien und 
Kuweit stammt. 

Ausrichtung weiterhin an den USA 

Offizielle ägyptische Kreise förderten Spekulationen über 
ein direktes Eingreifen ihres Landes in den Golfkrieg: "Die 
arabische Halbinsel stellt den strategischen Interessenbereich 
Ägyptens nach Osten dar", sagte Außneminister Ali im 
April 1982. Osama al-Baz, einer der wichtigsten Berater H. 
Mubaraks, erklärte, daß "wir ein direktes Interesse an der 
Aufrechterhaltung der Sicherheit in diesen (Golf.)Staaten 
haben". ( ... ) 
Hosni ~1ubarak wies von Beginn seiner Herrschaft an darauf 
hin, daß, im Gegensatz zu Anwar al-Sadats Auftreten als 
Führer mit weltpolitischem Fonnat, das Hauptanliegen sei­
ner Regierung die ägyptische Wirtschafts- und Sozialpolitik 
sein würde. Er trat die Präsidentschaft an, hauptsächlich be­
kannt für a11 das, was er nicht wollte. Im Unterschied zu 
anderen A. Sadat nahestehenden Mitarbeitern war Hosni 
Mubarak nie in korrupte Geschäftspraktiken, Einflußhasche­
rei oder irgendwelche gesetzwidrigen Handlungen verwik­
kelt. Die sechs Jahre als A. Sadats Vizepräsident und seine 
frühere Karriere in der Luftwaffe haben ihm weder einen 
besonderen Ruf noch Anrüchigkeit eingebracht. 
Abgesehen von seinen Reisen als A. Sadats Vertreter in die 
USA und andere Länder, blieb H. Mubarak stets im Hinter­
grund, allem Anschein nach der gehorsame Diener des Präsi­
denten: Sein gleichgültig leerer Gesichtsausdruck brachte 
ihm den Spitznamen "La vache qui rit" ein, nach der 
lächelnden Kuh auf dem Markenschild einer importierten 
Käsesorte gleichen Namens. Seine enge Verbindung zum 
Regime führte dazu, daß die Volksmassen während der Er­
hebung im Januar 1977 seine luxuriöse Sommerresidenz an· 
griffen. 

Als Präsident pflegt er jedoch das Image des einfachen und 
hart arbeitenden Führers, der konservativ-dunkle Anzüge 
trägt, in einem bescheidenen Büro arbeitet und seine Familie 
aus dem öffentlichen Blickfeld hält. A. Sadats kosmopoli­
tische Ansprüche und Jihan Sadats Interviews mit "Playgirl" 
sind aus der politischen Landschaft verschwunden. So wur­
de auch die Villa nahe den Pyramiden, in der A. Sadat seine 
Soini:es abhielt, auf Befehl H. Mubaraks dem Erdboden 
gleichgemacht. 
In seiner ersten Rede vor der Volksversammlung am 14. 
Oktober 1981 forderte der neue Präsident einen Wechsel 
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von eincr "Konsumptions"- zu e iner "Produktions"-lnfitah 
(Wirtschaftspolitik der "offenen Tür"). Einige der berüchtig­
ten Nutznießer der Infitah wurden vor Gericht gestellt. Ras­
had Osman zum Beispiel, der aus dem Nichts zu Reichtum 
kam und die Korruption auf höchster Ebene verkörperte, 
wurde seiner Stellung in der Volksversammlung enthoben 
und aus der Parteipolitik ausgeschlossen. 
Viele Ägypter hofften, daß das Regime nun einen Schwer­
punkt auf die gänzliche Ausrotlung von Korruption, auf 
solide Wirtschaftsplanung und auf die Förderung der pro­
duktiven Sektoren der WirlSchafllegen wÜTde. 

Die Anklagen wegen Korruption beunruhigten die Gruppe 
der Kapitalisten, die durch Spekulationen im Zusammen­
hang mit Infitah zu ihrem Reichtum gekommen waren. 
KapitaInucht in Höhe von über 1 Mrd Dollar war der an­
schauliche Beweis fÜT ihre Besorgnis. Diese Elemente . deren 
beruchtigster Vertreter Osman Ahmed Osman (größter Bau­
unternehmer Ägyptens, unter A. Sadat Wohnungsminister; 
d. Red.) ist, verfügen über wirtschaftliche foolacht im Land 
und über direkte Kontrolle großer Kapitalmengen. Hosni 
Mubarak, von dem man weiß. daß er der überzeugung ist, 
daß Korruption in hohen Gesellschaftskreisen der Haupt­
grund fUr die Ermordung Anwar al-Sadats war, hat sein 
Regime absichtlich auf Distanz zu den sc.hlimmsten Misse­
tätern gebracht. 
Aber die Scheinverfahren offenbarten, daß praktisch der ge· 
samte Verwaltungs. und Beamtenapparat angeklagt ist. Die 
Größe der Aufgabe, die Korruption wirklich auszurotten, 
hat es nach Meinung einiger ägyptischer Beobachter dieser 
Regierung unmöglich gemacht, definitive Schritte zu unter­
nehmen. 

Leichte Distanz zu bourgeoisen Missetätern 

Während Anwar al-Sadat sich offen mit den größten Aus­
beutern der Infitah identifiziert hatte, hat H. Mubarak ver­
sucht, sich über diese und andere Fraktionen der ägypti· 
schen Bourgeoisie zu stellen. Abdel-Aziz Hegazi, A, Sadats 
erster Premierminister der Infitah-Periode (ab Mitte der 70er 
Jahre; d, Red.), repräsentiert die Kreise, die den festen Wil· 
len haben, Ägyptens Wirtschaft in die der konservativen ara­
bischen Ölstaaten zu integrieren, Mustafa Khalil (vormaliger 
Premierminister; d, Red,) orientiert sich wie O.A. Osman 
mehl an den Interessen der USA und Israels. Er hebt aber 
die Notwendigkeit rationaler Planung hervor und steht der 
Industriemagnaten-Mentalität der Fraktion O.A. Osmans 
kritisch gegenüber. 
In seinen Anstrengungen, seine Unabhängigkeit von diesen 
Fraktionen zu erlangen, unterstützte H. Mubarak im Feb­
ruar d.J. eine Konferenz, zu der er Wirtschaftsfachleute aller 
Richtungen einlud, einschließlich derjenigen, die sich der 
Infitah aktiv widersetzten. Aber die Kritiker der gegen ..... ärti­
gen Politik haben noch keinen Wandel angekündigt: Ge­
setze, die ausländische Investiüonen anspornen sollen, Ge­
setzesvorlagen, die die Landreform schwächen, und eine all­
gemeine Förderung des privaten Sektors unterminieren wei­
terhin die Wirtschaftspolitik, Zahlreiche Erkenntnisse der 
Grenzen der Infitah als Entwicklungsstrategie haben zu kei­
nerlei ernsthafter Korrektur ihrer grundlegenden Bestand­
teile geführt. ( ... ) 
A. Sadats Anspruch, einen Staat mit dem,okratischen Ein­
richtungen errichtet zu haben, wurde durch seine autoritäre 
Unterdrückung aller abweichenden Stimmen Lügen gestraft. 
Das Mubarak-Regime versucht, sich einen Ruf als demokra­
tisches Regime zu schaffen. Diesen Bemühungen nach Legi­
timität sind jedoch sehr klare Grenzen gesetzt. So wurden 
einige politische Gefangene freigelassen, während noch viele 
andere im Gefängnis schmachten. 
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Innenminister Abu Hass:m Basha sagte Anfang Juni d.J. ge­
genüber al-Ahram, daß die Zahl der Personen. die unter dem 
Ausnahmezustand verhaftet wurden, ,,3,000 nicht über­
schreitet, wobei die al-Jihad-Angeklagten nicht eingeschlos­
sen sind", Oppositionelle Quellen berichten, daß die tatsäch­
liche Zahl der Verhafteten näher bei 7,000 liegt, von denen 
die große Mehrheit islamischen Oppositionsgruppen zuzu· 
zählen ist. ( ... ) 
Die Kontinuität der Mubarak'schen Wirtschaftspolitik spie­
gelt den inneren Zusammenhang der politiSChen Strukturen 
wider. Im Januar 1982 berief er zwar ein neues Kabinett, 
die wichtigsten Ministerien aber blieben in den selben 
Händen, Nur neun der 32 Posten wurden an Neulinge ver­
teilt, von denen keiner irgendeine Art von politischer Ab· 
weichung repräsentiert. 

Ein bißchen Freiraum für die Opposition 

In seiner ersten wichtigen Rede forderte 11. Mubarak eine 
nationale Aussöhnung und öffnete der Opposition, die unter 
A, Sadat verfolgt und zum Schweigen gebracht worden war, 
ein wenig die Tür. 
Er rief die wichtigsten Oppositionsführer, die damals nicht 
im Gefangnis saßen, zu Beratungen zusammen, Später, am 
15. November 1981, diskutierte er mit etwa 30 prominen­
ten politischen Gefangenen direkt in seinem BÜTo. Anschlie­
ßend ent ließ er sie aus der Haft und gestaltete vielen von 
ihnen, ihre Stellungen bei den Medien und den legalen 
Oppositionsparteien wieder einzunehmen. 
Als Gegenleistung für die Freilassung einiger Gefangener und 
die teilweise Aufhebung der der Presse auferlegten Beschrän­
kungen enthielt sich die legale Opposition bis nach der 
Rückgabe des Sinai durch Israel der scharfen Kritik an der 
Regierung. Sie hoffte auf mehr demokratische Freiheiten, 
die es ihr möglich machen könnten, ihre Organisationen aus­
zuweiten, 
Die linke Gruppierung Tagamu setzte ihre öffentliche Oppo­
sition gegen die Camp-David-Vereinbarungen fort, wobei sie 
den Verlust der ägyptischen Souveränität und den Betrug 
der "Autonomie"-Vereinbarungen hervorhob, Es war ihr 
möglich, ungefahr sechs Ausgaben ihrer Zeitschrift al-Ahali 
zu veröffentlichen, die gegenwärtig eine Auflagenhöhe von 
120.000 erreicht. Ägyptischen Quellen zu folge mißtrauen 
viele Anhänger von Tagamu den wirklichen Absichten des 
Regimes und sehen die augenblickliche liberale Politik H, 
Mubaraks als Teil der Bemühungen, die islamische Opposi. 
tion und den Druck seitens des korruptesten Flügels der 
Bourgeoisie auszubalancieren, ( ... ) 
H. Mubarak hat bisher in fast allen Bereichen - politische 
Unterdrückung, Wirtschaftsfragen und Außenpolitik - A, 
Sadats Maßlosigkeit vermieden, Aber er hat Substanz und 
Struktur der Politik seines Vorgängers beibehahen, mit all 
den Problemen und Krisen, die sie beinhaltet. Darüber hin· 
aus scheint Hosni Mubarak dort, wo Präsident Sadat impul. 
siv war, zu Unentschlossenheit zu neigen. Dies zeigt seine 
Reaktion auf den Einmarsch Israels und seine ziemlich ein­
deutige Verpflichtung auf das Erbe A. Sadats. 
Diejenigen Ägypter und ausländischen Mächte - hauptsäch­
lich Israel und die USA -, die aus A. Sadats Herrschaft 
Vorteile zogen, können diese Zeit der Beruhigung genießen. 
Für diejenigen, die von H. Mubarak wichtige Initiativen und 
Reformen erwartet hatten, die den Kurs Anwar al·Sadats 
grundlegend verändern würden, dürften die Flitterwochen 
wohl vorbei sein, Nur das schmachvolle Versagen der ande· 
ren arabischen Regimes in der gegenwänigen Krise läßt H. 
Mubarak noch Zeit und Raum zum Handeln. 
(Quelle: MERlP Reports, Washington, Juli.August 1982, S. 
3-6) 
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Mauritius 
Alem Mezgebe 

Westliche "Besorgnis" nach 
dem Triumph der Linken 

--

Nachdem am I L. Juni 1982 bei den Wahlen auf der Insel­
gruppe Mauritius im Indischen Ozean e ine linke Allianz die: 
absolute Parlamentsmehrheit erhalten hatte, galt es für west­
liche Kreise wieder einmal, "das Schlimmste zu verhindern". 
Der Internationale Währungs(ond (IMF) diktierte dem hoch­
verschuldete n Staat sogleich eine drastische öffentliche 
Sparpolitik. 
Gleichwohl se tzte die Regierung nivcUicrcndc Lohnerhöhun­
gen, eine Senkung der Mieten und größere: Sozialausgaben 
durch. All dies sind Bestandteile eines Programms zur wirt­
schaftlichen Wiederbelebung. Danach sind noch die Ver­
staatlichung :tweier Zuckerrohrplantagen, der öffentlichen 
Verkehrsmittel, der Häfen und der Luftfahrtgescllschart so­
wie e ine Erhöhung der staatlichen Anteile im profitablen 
Hotelgewerbe auf 51% vorgesehen. 
Größeres Aufsehen ern:gte die neue Außenpolitik: Anerken· 
nung der Befreiungsbewegung Funte POLISARIO und der 
Paläst inensischen Befreiungsorganisation (PLO), e ine akt i­
vere Rolle in der Nichtpaktgebundenenbewegung, die nach· 
drückliche forderung nach Schaffung einer Friedennone im 
Indischen Ozean, nach der Auflösung des US-Stützpunktes 
auf Diego Garda und Rückgabe der Insel an l\lauritius. 
Prompt äußerte das Washingtoner Außenministerium seine 
"ernsthafte Besorgnis". 

Es war eine Revolution mit dem Stimmzettel. Der alternde 
mauritianische Premierminister Seewoosagur Ramgoolam 
wurde buchstäblich in Pension gewählt. Eine Ansammlung 
von 31 Parteien, einschließlich seiner eigenen Arbeiterpartei, 
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wurde aus dem Parlament gekippt. Und die Linke des Lan­
des eITang einen spektakulären Sieg. 
Man hatte mit einem knappen Wahlergebnis gerechnet. 
Stattdessen gab es einen großen Verlierer: den 82jährigen S. 
Ramgoolam. Die Wahl fegte einen Führer hinweg, der wie 
seinesgleichen im übrigen Afrika entschlossen war, .. bis zum 
letzten Atemzug" an der Macht festzuhalten. Was noch be· 
deutsamer ist: Das Wahlergebnis gab der neuen Regierung 
den eindeutigen Auftrag, ohne Opposition zu regieren. 

Die triumphierende Linke ist eine Koalition von Paul Seren­
gers Militanter Bewegung von Mauritius (MMM) und Harish 
Boodhoos Mauritianischer Sozialistischer Partei (PSM). Sie 
ergatterte alle 60 Sitze in den 20 Wahlbezirken. Zwei Sitze 
gingen an eine weitere progressive Partei, an Serge Clairjs 
Organisation des Volkes von Rodrigues (OPR). 
Rodrigues ist eine 650 km südwestlich von Mauritius gele­
gene Insel, die von .. population generale", Menschen euro· 
päischer oder afrikanischer Abstammung (sonst ab Kreolen 
bekannt), bewohnt wird. Der frühere Außenminister und 
Führer der rechten Sozialdemokratischen Partei von Mauri­
tius (PS DM), Gaetan Duval, der Rodrigues als sein Leben 
betrachtet, hatte gedroht, die Insel in die Sezession zu füh­
ren, falls "Kommunisten" an die Macht kämen. Die zukünf­
tige Entwicklung wird zeigen, ob G. Duval ein weiterer M. 
Tshombe (kongolesischer Separatist, der 1961·63 die Pro­
vinz Katanga von der Republik Kongo/Zaire abspaltete~ d. 
Red.) im Indischen Ozean werden wird. 
Mit dem MMM-Vorsitzenden Aneerood Jugnauth als Pre· 
mienninister, Harish Boodhoo von der PSM als stellvertre-



tendern Premierminister und als Minister für Informations­
und Genossenschaftswesen und Paul Berenger als Finanz· 
minister wurde ein 19köpfiges Kabinett gebildet. Außer A. 
Jugnauth, der 52 ist, besteht die gesamte Regierung aus 
Männern unter 40. 

Die Wahl in Mauritius hatte nichts mit Persönlichkeiten zu 
tun, obwohl, wie P. Berenger einem Journalisten im Dezem­
ber 1981 mitteilte. "in seinem (Ramgoolams) politischen 
Abtreten eine gewisse Unvermeidlichkeit lag". 

Es ging in diesem Fall um Wandel oder Status quo. Der 
durchgefallene Premier regierte im Auftrag der Zucker· 
barone rur die Zuckerbarone. Das war eine Regierung von 
alten Männern - fast alle Ende 60 oder Anfang 70 - , die 
sich wie Mafia-Paten aufführten. Bestechung, Korruption 
und Vetternwirtschaft kennzeichneten die ganzen 16 Jahre 
des Regierungsbiindnisses der Arbeiterpartei. ( ... ) 
Der abgehalfterte Premierminister machte sich für ein schon 
bekanntes Märchen stark, daß nämlich libysches Geld an die 
MMM geschleust werde, um sein Regime zu destabilisieren, 
obgleich er im April letzten J ahres einen Platz in der Haupt­
stadt Port Louis nach M. el-Ghaddafi benannt hatte. Ehr­
geizig und gerissen, war er bereit, seine poltischen J-'reunde 
auf der Rechten zu verraten, indem er sich vergeblich um 
ein Wahlbiindnis mit der linksgerichteten MMM für die Juni. 
Wahlen 1982 bemühte. ( ... ) 

Wahlsieg über Zuckerbarone und Mafia-Paten 

Die Militante Bewegung von Mauritius (MMM) wurde 1969 
von Paul Berenger, einem Veteranen der "Pariser Barrika­
den" vom Mai 1968, gebildet und ist die einz ige Partei, 
deren Profil nicht ausgesprochen regionalistisch geprägt ist. 
Sie war auch die einzige Partei im Parlament mit einer Mehr· 
heit von 37 Abgeordneten. 
Mit ihrer Verwurzelung in der Arbeiterbewegung und bei 
der Jugend des Landes hat die MMM eine solide politische 
Basis. 54% der Mauritianer, w ie auch das Heer der Arbeits­
losen, sind unter 21. Und die vorhandenen Arbeitsplätze -
vom nüroboten bis zur Hausangestelhen - sind mit jungen 
Leuten besetzt, einige davon mit A- und O-Schulabschlüssen 
(entspricht in etwa der Mittleren Reife bzw. dem Abitur; d. 
Red.). Die l\-IMM, wohl wissend, wo ihre Chance liegt, 
drängte stets auf die Senkung des Wahlalters auf 18. 
Doch auch ohne die ,Jugendlichkeit" der Bevölkerung ist 
die Stimmung in Mauritius als "politisch interessiert" zu 
bezeichnen. "Die Wählerschaft", kommentiert ein britischer 
Journalist, "zeigt ein tiefgehendes Interesse an Politik; dem­
gegenüber wirkt die in Europa verbreitete Apathie beschä· 
mend." 
Der Koalitionspartner der MMM, die Mauritianische Soziali· 
stische Partei (PSM), ist eine Abspaltung von S. Ramgoo­
lams Arbeiterpartei. Ihr Führer Harish Soodhoo führte 1978 
über einen Zeitraum von drei Monaten mehr als 300 öffent· 
liche Versammlungen durch, um die Korruption der Regie· 
rung anzuprangern, ehe er sich zu einem Alleingang ent· 
schloß und seine Partei gründete. 15 Labour-Abgeordnete, 
einschließlich dreier Minister, wechselten in sein Lager über. 
Daß die Regierung Ramgoolam über kein Instrumentarium 
verfügte. um die wirtschaftlichen Schwierigkeiten in den 
Griff zu bekommen und der damit verbundene Wunsch der 
Wählerschaft nach einem Wandel, das sind die Ursachen, die 
ihrem Niederg-.mg zugrunde liegen. 
Beobachter sind sich darin einig, daß abgesehen von fallen­
den Zuckerpreisen das Land ausländischen Interessen zur 
Ausbeutung seiner billigen Arbeitskräfte und Ressourcen 
preisgegeben wurde. Der Industr ialisierungsplan mit seinen 
Steuerfreiheiten und anderen Privilegien für ausländische 

Investoren konnte die Insel nicht aus dem wirtschaftlichen 
Sumpf ziehen. ( ... ) 

Die Innation liegt bei 50%, und die zweifache Abwertung 
der Rupie in einem Zeitraum von zwei Jahren muß die wirt­
schaftlichen Schwierigkeiten noch verschärfen. 
1981 war das Zahlungsbilanzdefizil der Insel um 36% gestie· 
gen, von 550 Mio Rupien 1980 auf 750 Mio Rupien im 
letzten Jahr. Und die Zuckerernte, das Rückgrat der Wirt· 
schaft, sackte 1980 infolge eines verheerenden Wirbelsturms 
um 30,9% auf 475.000 t. Eine Massenabwanderung von 
Arbeitskräften nach Europa, besonders von Krankenschwe­
stern, gibt auch schon seit Jahren Anlaß zur Sorge. 
Die erste Regierungshandlung der siegreichen Koalition be· 
stand darin, vor den Obersten Gerichtshof zu gehen, um 
eine Verfassungsfrage zu klären. Die mauritianische Verfas­
sung sieht für die acht "besten Verlierer" Sitze vor, die auf 
der Grundlage des Verhältniswahlrechts an die Minderheits­
Gruppen fallen . 
Die Klausel wird nur dann angewandt, wenn mehr als eine 
Partei in die 70köpfige Nationalversammlung gewählt wird. 
In dem Fall werden die acht bestplazierten Verlierer er­
nannt. In der vergangenen Legislaturperiode hatten die 
MMM und die Arbeiterpartei je vier ernannte Parlaments­
abgeordnete. 
Weitere V~rfassungsänderungen sind auch schon angekün· 
digt worden. Die MMM/PSM.Regierung will das unpopuläre 
Arbeitsgesetz (IRA) und das Gesetz über öffentliche Ord· 
nung (POA) aus dem Gesetzbuch gestrichen wissen - zwei 
Bestandteile der Gesetzgebung, die das politische Leben auf 
der Insel stark beeinträchtigt hatten. 

Das Arbeitsgesetz war S. Ramgoolams legaler Muskel zur 
Niederknüppelung der kämpferischen Gewerkschaften. Das 
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Territorium: 2.045 qkm (etwa die Größe des Saarlands) 
Hauputadt: Port Louis 
Bc:völkerung: 940.()o(), davon ca. 60% Inder, 20% Kreolen, 17% 
Araber, chinesische und europaische Minderheiten 
Religion: 50% Hindus, 26% Katholiken, 16"" M05lems 
Spnlehe: Neben der Amls5prache Englisch sind ein kreolische, 
Französisch und indische Sprachen gebräuchlich 
Wihrung: Mauritiu5-Rupie (MR); I MR" 0,2 DM (Stand Juni 
1982) 
Wirtschaft: Zuckerrohrmonokultur auf 90% der kultivierten 
Fläche; ein großer Teil des Nahrungsmittelbedarh muß importiert 
werden. Zweitwichtigster Dcvisenbringcr ist der Tourismus. 
GeKhichte, 
1507 Portugiesen Landen auf der unbewohnten Hauptinsel 
1598 Besetzung durch Niederlimder 
17 15 Besetzung durch Franzosen; Zwanpansiedlung ostafrikani· 

scher Sklaven 
1810 Britische Kolonie: Zwanpansiedlung ostindischer Kontrakt· 

arb.:iter 
1968 Verkündung der Unabhängigkeit (12. März) 
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Gesetz über öffentliche Ordnung half. Gegner und Regime­
kritiker ins Gerangnis zu werfen. Auch Paul Serenger und 
seine MMM-Kollegen bekamen das Gesetz über öffentliche 
Ordnung zu spüren ~ eines der widerwärtigen. von der Kolo­
nialverwahung geerbten Gesetze. Es ist zu erwarten. daß 
Mauritius in Kürze zur Republik erklärt wird. 
Die Reformen schließen die Wiedereinruhrung der 1972 ab­
geschafften Nachwahlen sowie die Durchruhrung allgemei­
ner Wahlen alle fünf jahre ein. Die neue Regierung verpflich­
tet sich. Privilegien und Sondervergünstigungen abzuschaf­
fen. einschließlich des zollfreien Imports von Autos und 
Whisky durch di<,: Elit<':, ~Iahlzeiten auf R<,:gierungskost<':n 
und Pensionen für Parlamentarier, di<,: ausgeschieden sind, 
nachdem si<,: zwei Legislaturperioden g<':dient hab<':n. Einge­
fUhrt werden soll ein leistungsorientiertes Beförderungs­
system rur Angehörige du öffentlichen Dienstes. 
Die Schaffung von Arbeiuplätun ist zur oberst<':n Priorität 
erhoben worden. wi<,: auch di<,: G<,:währung von Unterstüt· 
zung für di<,: 70.000 Arbeitslosen, von den<':n die meisten 
jugendliche sind, einige mit hohen akademischen Qualifika­
tion<':n. Man glaubt. daß ungefahr 3.000 Graduierte ohne 
Beschäftigung sind. Zwei der 20 Zuckerplantagen und etwa 
weit<':re 810 ha Land sollen v<':rstaatlicht werden. 
Eine wahre P<,:inlichkeit, w<':nn nicht ein regdrechter 
Schandfleck, den di<,: neu<':n Herrsch<,:r von Mauritius zu til· 
gen bubsichtigen. ist di<,: V<':rbindung mit Südafrika, di<,: von 
ihrem Architekten Gaetan Duval übu jahre hin aufgebaut 
wurd<':. Ab<':r di<,: ~IMM/PSM-Regierung hat nicht die Ab­
sicht, das Schiff zu schndl oder zu früh zum Schaukeln zu 
bringen. 

Behutsame Loslösung von Südafrika 

P. Berenger sagte im Wahlkampf. daß man mit Südafrika di<,: 
üblichen Geschäftsverbindung<':n pfl<,:g<,:n werde. Di<,:se Nabel­
schnur ist in diesem Stadium noch zu lebenswichtig, als daß 
man sie zerschneid<,:n könnte. Die Fluggesellschaft Air Mau­
ritius wird weiterhin Südafrika anfliegen, und man wird kei­
n<':n Versuch unlern<':hm<':n, der Fluggesellschaft South Afri­
can Airways (SAA) die Landungsrechte auf ihrer gewinn­
nächtigen Route nach und von Australien zu entziehen. 
Südafrika ist der Haupthandelspartner von Mauritius. Preto­
rm ist gleichfalls ein wichtiger Investor und Kreditgeber. Es 
kauft fast jedes Gramm mauritianischen Tees zu einem Vor­
zugspreis. ~ahezu 20% der Touristen, die sich auf dem 
"Inselparadies" sonnen, sind Südafrikaner. 
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Laut Radio Ghana war davon die Rede, daß "Südafrika in 
den Bau der Ölraffinerie von ~Iauritius investieren wird, um 
eine ölquelle zu haben. die die Schwierigkeiten der Apart· 
heidrepublik bei der Beschaffung von einigennaß<':n billigem 
und sanktionsfreiem öl lösen soll"_ 
S. Ramgoolams Wohnungsbau- und Planungsminisler Eliezer 
,"'ran(ois erhielt für Mauritius ein Darlehen von 2,6 Mio Dol­
lar aus Pretoria als Spritze für die Teeindustrie ~ und <,:in 
Darlehen von 34 Mio Dollar zur Verbess<':fUng der Woh­
nungsverhälmisse für mittlere Einkommensklassen stand vor 
dem Abschluß, als die Arbeiterpartei und ihre Biindnispart­
ner aus der Regierung flogen. ( ... ) 
Das Wahlfieber in Mauritius spürt<': man auch in einflußrei­
chen Kreisen im Westen. Das Wallstreet journal vom 4. 
August 1981 enthüllte, daß der US-Geheimdienst CIA Geld 
in S_ Ramgoolams Arbeiterpartei geschleust hatte, um ihr 
die Wahlen gewinnen zu helfen, die damals für Dezember 
1981 anberaumt waren. 
Die MMM haue immer den Verdacht gehegt, daß dies eintre­
ten würde, w<':nn die Hoffnungen der Arbeiterpartei auf 
einen Wahlsieg verblaßten. Ob mit oder ohne CIA, der Ar­
beiterpartei gelang es nicht, wieder in den Sattel zu kom­
men. Aber von der MMM erwartete man, daß sie die Außen­
politik der Insel radikal ändern würde. 

Eine Friedenszone im Indischen Ozean! 

Die Partei hatte stets zu den benachbarten Seychellen, Tan­
sania und Madagaskar Kontakte gesucht und auch gefunden. 
Sie alle. besonders aber Mauritius und die Seychellen. haben 
ein gem<':insames Anliegen: den Frieden im Indischen Ozean. 
Und für Mauritius ist das ein Problem von äußerst heikler 
Natur. 
Als Teil des Abkomm<,:ns üb<,:r die Unabhängigkeit von Mau­
ritius wurde Diego Garcia ~ ein Atoll, das zum Chagos· 
Archipel gehört ~ von S. Ramgoolam für lächerliche 3 Mio 
Pfund an Großbritannien verpachtet. Die Pacht, die auf 50 
jahre läuft. wurde im März 1971 an die Vereinigten Staaten 
zur Errichtung einer Marinebasis unterverpachtet. Die ge­
samte Insclbevölkerung - insgesamt 1.500 Famili<':n ~ wur· 
de 1965 ausgewiesen und nach Mauritius verfrachtet, ob sie 
das wollten oder nicht_ Und die meisten von ihnen wollten 
nicht. 
Alle Anrainerstaaten des Indischen Ozeans auß<,:r Südafrika 
und den Komoren haben di<,: Militarisierung dies<':T potentid. 
len "Zone des Friedens" verurteilt. Madagaskar ordnete 
1975 die Schließung der US-amerikanischen Satellitenor­
tungsstation auf seinem Territorium an. Di<,:s führte zu einer 
beiderseitigen Ausweisung von Diplomaten aus Washington 
und Antananarivo, der Hauptstadt Madagaskars. 
1m Dezember 1971 erklärte die UN-Vollv<':rsammlung den 
Indischen Ozean zu einer "Zone des Friedens" und gründete 
ein jahr später sogar ein Sonderkomitee mit J 5 Mitgliedern, 
<,:inschli<,:ß lich Mauritius. ( ... ) 
P. Berenger scheint die Absichten der neuen Regierung sehr 
klar zu bel'lC':nn<,:n. Am Vorabend der Wahlen vom 11. Juni 
1982 klirldigte er an, daß er Indi<,:n, di<,: Organisation für 
Afrikanische Einheit, die UNO und den Internationalen G<,:­
richuhof bitten werde, di<,: Präs<':nz der Vereinigten Staaten 
auf Diego Garem zu beenden. Er sagte: "Wir betrachten 
Diego Garcia als unser Territorium, das uns gC':Stohkn wur­
de." ( ... ) 
(QueUe: New African, London, August 1982) 

Adressenänderungen bitte 
rechtzeitig bekanntgeben! 



Seychellen 
Jürgen Ostrowsky 

Inselrepublik Seychellen -
das umkämpfte Paradies 

Der Plan sah die Wiederaufführung eines erfolgreichen 
Stückes vor: Handstreichartige Beseitigung einer mißliebigen 
Regierung durch einen entschlossenen Trupp von Söldnern 
und {Wieder-)Einsetzung eines neokolonialen Regimes - wie 
am 13. Mai 1978 auf der Inselgruppe der Komoren gesche­
hen. 

Doch diesmal, im November 1981, rund 1.500 km nordöst­
lich, endete der Versuch in einem Debakel. Enttarnt und 
nach einer Schießerei auf dem Flugplatz der Seychellen­
Hauptstadt Vicloria bemächtigte sich der Kommandotrupp 
eines zwischengelandeten indischen Verkehrsflugzeugs. Als 
erbärmliche Luftpiraten kehrten die "weißen Riesen", als 
die sie Afrika in Schrecken zu halten pflegten, dorthin zu­
rück, woher sie gekommen waren: nach Südafrika_ 
Die bundesdeutsche Presse kümmerte zunächst vor allem 
eins: ,,1.000 deutsche Urlauber sitzen fest! Chaos!", krei­
schte BILD. 
Es war nicht das erste Mal, daß der Friede des Tropenpara­
dieses durch Versuche gestört wurde, die früheren Macht­
haber wieder ans Ruder zu bringen. Seit ihrer Unabhängig­
keit stand die Inselrepublik vor dem Problem, in einer stra­
tegisch brisanten Lage, mit einem geringen Wirtschafts­
potential und der Bevölkerung einer Kleinstadt wie Marburg 
ihre Souveränität zu erhalten. Die Voraussetzungen schienen 
wenig ermutigend. 

Tummelplatz für neureiche Touristen 

Industrie war bis auf wenige Kleinstbetriebe nicht vorhan­
den. Nicht einmal eine Verarbeitungsindustrie für Fisch hat­
te die britische Kolonialmacht aufgebaut - obwohl die 
Seychellen die reichsten Fischgründe des Indischen Ozeans 
besitzen. Die Besitzer der Plantagen hatten ebensowenig 
unternommen, ja, sogar Land brachgelegt. So war die Zahl 
der Landarbeiter von 1947 bis 1974 von FUnd 10.000 auf 
unter 3.000 gefallen. l 

Ohnehin macht bebaubares Land nur 5% der Landfläche 
aus. Auf diesem dominierten die beiden Exponpflanzen 
Kokospalmen (aus denen Kopra gewonnen wird) und Zimt, 
die 1975 noch 85% des Nationaleinkommens erbrachten. 
Nahrungsmittel wie Reis müssen dagegen importiert werden, 
vor allem aber Maschinen und öl zu rasant steigenden Prei­
sen. Das Ergebnis: chronisch hohe Defizite im Außenhandel. 
Sie wären noch höher, hätte nicht der Aufschwung des 
Tourismus seit Eröffnung des internationalen Flughafens bei 
Victoria Devisen eingebracht. Zugleich aber verstärken die 
Bedürfnisse dieses Wirtschaftszweiges den Importzwang. 
Immerhin: 1976 kam bereits 1/3 des Bruttosozialprodukts 
aus diesem Sektor. 
Mit der starken äußeren wirtschaftlichen Abhängigkeit kor­
respondierte die Besitzverteilung. Etwa 22% des Ackerlan­
des befanden sich in ausländischem Besitz, von den "ein-

heimischen" Eigentümern weilte ein Großteil im Ausland 
und betrieb Landspekulation. Hier stiegen vor allem Neu­
reiche aus der Bundesrepublik ein. Zweitreichster Grund­
eigentümer war 1976 eine Gruppe Hamburger Kaufleute, 
angeführt von dem Teehändler Darboven.2 

Ihre politische Heimat hatten die Besitzenden in der 1964 
gegründeten konservativen Demokratischen Partei der Sey­
chellen (SDP) James Manchams, die noch 1974 gegen die 
Unabhängigkeit votierte. Allein schon deshalb fanden die 
antibritischen frankophonen Bürger sich in der gleichfalls 
1964 entstandenen Vereinigten Volkspartei (SPUP) Albert 
Renes vertreten. 

Von der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) als 
Befreiungsbewegung anerkannt, führte die SPUP den Kampf 
rur die Unabhängigkeit, für eine Bodenreform, staatliche 
Wirtschaftskontrolle und soziale Verbesserungen. Sie stützte 
sich von vornherein auf die kreolisch sprechende afrikani­
sche Bevölkerungsmehrheil, insbesondere die Jugend (über 
40% der Bewohner waren 1977 unter 15 Jahren). 
Kurz vor der Unabhängigkeit errang die SPUP 47,4% der 
Wählerstimmen. Eine Koalitionsregierung unter J. Man­
cham, in der A. Rene Premierminister wurde, proklamierte 
1976 die Unabhängigkeit. 
Die Koalition war von Anbeginn brüchig. "Playboy-Präsi­
dent" Mancham (so der Londoner Daily Mirror) beabsichtig­
te die Verwandlung der Seychellen in eine Art Bahamas des 
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Territorium: 92 Inseln mit :l;usammen 444 qkm Landflächc; dur<:h 
Deklaration einer 200-~leilen·Zone insgesamt ein Sccgcbici '00 

über 400.000 qkm. 
Hauphtadt: Vicloria 
Ik~ölurung: 65.000, mehrheitlich afrikanischer Abstammung, des-
weiteren europäischer, indischer und chinesischer Herkunft. 
Religion: mehrheitlich römisch·katholisch 
Sprachen: Kreolisch ,b Umgangssprache (ein aus dem Franzö-
sischen entstandenes Sprachgemisch) der Mehrheit; Englisch und 
Französisch 
Währung: Seychellen-Rupie (SR); I SR" 0,37 DM (Stand: Juni 
1982) 
Wirtschart: Fi!;chfang, Kopra-, Zimt-, Tee-, Vanille- und Kaffccx-
port. Hohe Imporlabhängigkcit VOll Großbritannien, Bahrein (Oll), 
Südafrika, Singapur, Japan bei Konsumgütern, Investitionsgütern 

""" Nahrungsmitteln. Entwicklung des Prokopfeinkommeru von 
580 Dollar (1975) auf ca. 1.000 Dollar (1981). 
GeKhichlC: 
11./12. Jhdt. Entdeckung durch arabische Seefahrer 
15.Jhdt. Landung von Portugiesen 
18.Jhdt. Kolonisierung durch Frankrt:ich; Ansiedlung afrikani· 

scher Sklaven 
1814 Britische Kolonie infolgc der Pariser Verträge 
1976 Proklamation der Unabhängigkeit (26. Juni) 

Indischen Ozeans - ein Refugium ftir Steuernüchtlinge, aus­
genaggte Flotten, BriefkaStenfirmen und Spieler. 
Per Inserat wurde die Inselgruppe verhökert: Der Schah er· 
stand die Daros·lnseJ, der saudiarabische Waffenhändler Kas· 
hoggi ausgedehnten Grundbesitz, Figuren vom Schlage des 
Münchner "Schwabylon".Pleitiers Schnitzenbaumer nogen 
ein. J 

Der wachsende Unmut gipfelte Olm 5.juni 1977 im Sturzj. 
I\lanchams durch eine Gruppe bewaffneter junger Männer 
mit Unterstützung der Polizeimannschaften, als dieser sich 
wieder einmal im Ausland aufhielt. A. Rene wurde von den 
Aufständischen als Präsident akzeptiert, einige ihrer Führer 
nahmen Ministerposten ein. 

Die Erhebung, die sogleich einen sozialistischen Kurs prokla. 
mierte, konnte auf breite Unterstützung rechnen. In einer 
nach ausführlichen Diskussionen in der Bevölkerung im 
März 1979 verabschiedeten neuen Verfassung wurden diese 
Option und die Bildung eines Einpaneiensystems fixiert. 
Ende Mai 1979 wurde auf einem Parteitag die Fortschritt· 
liehe Volksfront der Seychellen (SPPF) ins Leben gerufen. 
Ihr sozialistisches Programm versucht die Regierung Rene 
im Rahmen eines Vierjahresplanes (1978-82) anzugehen. 
Mit einigem Erfolg, obwohl z.8. hohe Jugendarbeitslosigkeit 
angesichts stagnierender Arbeitsplatzzahlen eine schwere 
Hypothek bildet. 
Das Ubergewicht des Tourismus-Sektors versuchte die neue 
Regierung durch Entwicklung der Sektoren. die der wirt-
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schaftlichen Selbständigkeit dienen, abzubauen. Dennoch: 
Von 1976 bis 1980 stiegen die Besucherzahlen von rund 
45.000 auf über 60.000 und sorgten so ftir den Hauptteil des 
Nationaleinkommens. 
Allgemeine wirtschaftliche Schwierigkeiten und ein Rück­
gang der Besucherzahlen seit Anfang 1980 machten es zu­
dem notwendig, diesen wichtigen Devisensektor wieder 
überproportionale Aufmerksamkeit zu widmen. Im BewuBt­
sein der verheerenden Auswirkungen des Massentourismus 
hat die Regierung allerdings ein Maximum von 100.000 
Gästen pro jahr festgelegt und strenge Naturschutzbestim· 
mungen erlassen. 
Fischerei und Landwirtschaft gilt der Hauptteil des geplan­
ten Investitionsvolumens. Ober Kooperationsabkommen 
(u.a. mit Großbritannien, Frankreich und der UdSSR) ist 
die Regierung bemüht, eine moderne Fangflotte. Hafenanla­
gen und Küh\einricht ungen zur Verwertung des immensen 
(und bisher vorwiegend von japan, Südkorea und Taiwan 
geplünderten) Fischreictitums für Eigenbc-darf und Export 
aufzubauen. Der Kauf mehrerer Thunfischfangboote rentier­
te sich: Zwischen 1979 und 1981 verdoppelten sich die 
Fänge; der größte Teil konnte nach Reunion exportiert wer­
den. 

Söldnereinfälle - keine "Operetten verschwörung" 

Im Agrarbereich wurden erfolgreiche Versuche unternom­
men, u.a. durch den Anbau hervorragender Teesorten (ohne 
Chemikalienbehandlung) eine Diversifizierung zu erreichen; 
eine effektivere Nutzung der Kokospalmen- und Edelholz­
bestände wird angestrebt; landwirtschaftliche Ausbildungs­
zentren nahmen die Arbeit auf. 
Soweit ließ sich vieles ohne Konfrontation mit den Gruppen 
der Besitzenden durchfUhren. An ihren Lebensnerv ging es 
indessen mit der Enteignung von brachliegendem Land oder 
Plantagen von "absentees" (ständig im Ausland Lebenden) 
_ mehrere 100 ha - und ihre Umwandlung in Staatsfarmen, 
mit der Verstaatlichung des Außenhandels und groBer Teile 
des Binnenhandels sowie der Einftihrung von Preiskontrol­
len. 
Staatliche Mittel wurden verstärkt für soziale und Bildungs­
zwecke eingesetzt, und dort sind die Erfolge am eindrucks­
vollsten. Ein System kleiner Polikliniken entsteht; die Woh­
nungssituation wird durch Zuschüsse verbessert, die Elektri· 
fizierung auch der armen Wohnviertel vorangetrieben: ein 
billiges Busverkehrssystem existiert ; die Pensionszahlungen 
wurden angehoben. 

Im Bildungsbereich steht ein Programm vor dem Abschluß, 
das die Einführung der kostenlosen Schulpflicht ftir alle Kin­
der bis zur Absolvierung einer neunklassigen Grundstufe 
vorsieht. Der klassenlose und "antirassistische" Charakter 
der Reform wurde dadurch betont, daß alle Eltern ihre Kin­
der auf die nächstliegende Schule zu schicken haben. Das 
bedeutete das Ende der Eliteschulen, auf welche die (zu­
meist weißen) Wohlhabenden ihre Sprößlinge oft von weit­
her zu schicken pflegten. Entsprechend war deren Empö­
rung; die internationale rechte Presse assistierte: "Gleich­
macherei".4 

Nicht genug damit: 1981 wurde das Kreolische zur pnicht­
unterrichtssprache erklärt - die Sprache der armen Massen 
des Landes also. Erstmals in der 200jährigen Geschichte der 
buntgemischten Bevölkerung der Seychellen geschah etwas 
für deren Mehrheit. 
Und so nahm sich das in der reaktionären Presse aus: Vom 
"verordneten" Sozialismus sprach z.B. G. Krabbe in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, der auch dort seine Duft­
marke hinterließ, und davon, daß "Rene und seine Leute 



Klassenkampf, Neid und Haß (gepredigt)", den Inseln "den 
sozialistischen Grauton aufgetragen" hätten. 5 

Da war es nicht mehr weit zur "sowjetischen Verschwö­
rung", die hinter seinem Sturz gestanden habe, wie J. Man· 
cham aus dem Londoner Exil verlauten ließ. Und über­
haupt: "Auf sich selbst gestellt, hätten die Bewohner der 
Seychellen 'in Frieden, Harmonie und Brüderlichkeit ge­
lebt'."s 

Das regelmäßig wiederholte Gerucht von sowjetischer Prä­
senz. ließ sich leicht als Chiffre für das enträtseln, was ge­
meint war: Propaganda rur die US-Militarisierung des Indi· 
schen Ozeans und gegen die Regierung Rene, die als Stören· 
fried westlicher strategischer Interessen angesehen wird. Mit 
Recht. 
Wiederholt hatten die SPPF und A. Rene die Militarisierung 
der Region verurteilt - ein Vorwurf, der eindeutig an die 
Adresse der USA ging, wie eine gemeinsame entsprechende 
Erklärung der sycheHischen und indischen Regierung im 
März 1979 zeigte. Die Seychellen widersetzten sich dem 
Olympia-Boykott der USA im Jahre 1980 und nahmen ins­
gesamt eine Position auf dem linken Flügel der Bewegung 
der Nichtpaktgebundenen ein, entwickelten gute Beziehun­
gen zu den sozialistischen Ländern. 

Namentlich in der Region spielten die Seychellen seit 1977 
eine politisch vorwärtstreibende RoUe. So veranstaltete die 
SPPF 1979 eine Konferenz progressiver Parteien und Orga­
nisationen des südwestlichen Indischen Ozeans. Teilnehmer 
waren u.a.: die Militante Bewegung von Mauritius (MMM; 
inzwischen Wahlsieger der Inselrepublik; siehe Beitrag von 
A. Mezgebe in diesem Heft), die Kommunistische Partei des 
französischen "übersee-Departements" Reunion und die 
Front zur Verteidigung der Madegassischen Revolution. 

Die sozialistische Orientierung und die klare Position gegen 
das Apartheidregime Südafrikas (trotz fortbestehender wirt­
schaftlicher Bindungen) genügten, um A. Renes Regierung 
zum Ziel mehrerer Putschversuche zu machen. 
Der erste wurde bereits Ende 1977 vereitelt; mehrere fran­
zösische Söldner wurden rechtzeitig des Landes verwiesen. 
Im April 1978 flog ein Plan auf, in den nach Auffassung der 
Regierung Rene James Mancham verwickelt gewesen war. 
Mehrere Personen wurden verhaftet, später größtenteils frei­
gelassen. Bezeichnend war, daß zur selben Zeit das Kom­
mandounternehmen gegen die Regierung der Komoren ab­
lief. Zudem meldete sich erstmals eine "Bewegung des 
Widerstands" zu Wort, die später verkündete, ihr Ziel sei die 
Wiedereinsetzung J. Manchams. 
Im April 1979 wurde ein französischer Söldner namens 
Lefevre verhaftet, als er Spionage betrieb - er war auf den 
Komoren dabeigewesen. Kurz darauf bekannte J. Mancham 
in einem Interview, er habe aus Südafrika finanzielle Unter­
stützung erhalten.1 Im November 1979 schließlich wurden 
Invasionspläne einer in Südafrika in Warteposition aushar­
renden SÖldnertruppe aufgedeckt. 

Im Herbst 1979 war es zu Demonstrationen von Schülern 
auf den Seychellen gekommen - gegen einen angeblichen 
Plan der Regierung, "den Eltern die flinfzehn Jahre alten 
Kinder fortzunehmen und rur ein Jahr zur poJitiS<hen in­
doktrinierung in Gemeinschaftslager - viele fürchten: nach 
Kuba - zu stecken".8 
Die Falschinformation wurde gezielt ausgestreut (sie machte 
sich, die VR Kongo, die VR Angola sowie das sozialistische 
Äthiopien einbeziehend, quer durch die westlichen ~Iedien 
breit). Der damit diffamierte ,JugenddienSI" ist freiwillig.9 

Ihre Wirkung verfehlte die Kampagne nicht. Putschversuche 
und -gerüchte sowie die besagten "Unruhen" ließen die Zahl 
der Urlaubsbuchungen auf den Seychellen schlagartig sin­
ken. 

Umso weniger hat der Umsturzversuch vom November 1981 
den Charakter einer "Operettenyerschwörung", wie die 
bürgerliche Presse weithin glauben machen wollte. Die 
Söldnertruppe, die am 25. November 1981 in Victoria ein­
fiel, war international zus:.mmengesetzt. Nach Enttarnung 
der (in Südafrika) gefalschten Pässe ergab sich, daß sie rho­
desischer, portugiesischer, britischer, US-amerikanischer, 
südafrikanischer sowie westdeutscher Zusammensetzung 
war. Ihr Anführer, "Mad" Mike Hoare, hatte sich als Chef­
berater für das Söldner-Heldenepos "Die Wildgänse" ver­
dingt, bevor er mit Exprnsidenl J. Mancham übereingekom­
men war, für ein Erfolgshonorar von insgesamt ca. 25.000 
DM pro Mann seine Truppe zusammenzustellen. IO 

J. Mancham selber hatte bereits seine Ansprache ans Volk 
auf Band gesprochen, nur, es kam anders. Weitere Geldgeber 
des Unternehmens: Kashoggi sowie der Autor des Vietnam­
kriegsbestsellers über die US-Killertruppe "Green Bereu" 
(so der gleichnamige Film mit John Wayne in der Haupt­
rolle), Robin Moore. ll 

Vor allem aber war Südafrika stärker in den Putschversuch 
verwickelt, als es die Regierung Botha offen zugeben moch­
te. Nicht nur, daß die Söldnertruppe von Südafrika aufbrach 
(Zwischenstation war das von südafrikanischen Agenten 
durchsetzte Swaziland), sondern: Hohe Offiziere des militä· 
rischen Geheimdienstes und des Nationalen Nachrichten· 
dienstes (NIS), der CIA-ähnlichen Geheimdienstorganisation 
Südafrikas, organisierten Ausrüstung und Transport, Trai· 
ning und Finanzierung (insgesamt runde 11 Mio DM) - und 
dies stets mit Verweis auf Absegnung durch höchste Stel­
len. 12 

Im August 1982 erschütterte die Geiselnahme durch Teile 
der seit 1978 aufgebauten eigenen Armee erneut die Insel­
republik. Die Annahme liegt nahe, daß erneut Unwissenheit 
und Unzufriedenheit ausgenutzt wurden, denn die Hinter­
männer blieben verborgen. Bekannt wurde freilich: über 
eine Telefonschaltung forderten die Geiselnehmer aus Süd· 
afrika dringend Verstärkung an. ihr Ziel war es u.a., die 
verurteilten Söldner zu befreien, und - die Fahrzeuge der 
Geiselnehmer waren an einer US-amerikanischen "Satelliten­
überwachungsstation" (über deren konkrete Aufgaben sich 
die USA ausschweigen) aufgetankt worden. l3 
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Namibia 

Die Position der SWAPO zum 
UN-Plan für Namibia 

Trotz einiger anderslautender Meldungen im Sommer dieses 
Jahres treten die Verhandlungen über die Namibiafrage seit 
Monaten auf der Stelle (siehe auch: AlB 10/ 1982, S. 34.35). 
Obwohl nunmehr seit Jahren mit der UN-Sicherheitsrats­
resolution Nr. 435 ein praktikabler Plan zur Entkolonialisie­
rung Namibias vorliegt. erheben die fünf Westmächte der 
sog. KontaktgTuppe (USA, BRO, Frankreich, Großbritan­
nien und Kanada) im Wechselspiel mit Südafrika immer wie· 
der Einwände gegen einulnc Punkte dieses Plans. Diest: Ein· 
wände beziehen sich auf das Wahlsyslcm, die Frage der An­
erkennung der Südwestafrikanischen Volksorganisation 
(SWAPO) als einzig legitime Vertretung des namibischen 
Volkes, die Zusammensetzung der UN-Uberwachungstruppe 
und die Bildung einer entmilitarisierten Zone während der 
Ubergangsperiode. Zuletzt wurde mit der Koppelung der 
Namibiafrage an die Bedingung des Abzugs der kubanischen 
Truppen aus Angola seitens der USA und Siidafrikas ver­
sucht, die Unabhängigkeit Namibias hinauszuzögern. Die 
Frontstaaten haben dies auf einer Gipfelkonferenz in Lusa­
ka am 4. September 1982 schärfstens zurückgewiesen. 
Um Licht in das nicht immer leicht zu durchschauende dip­
lomatische Verwirrspiel zu bringen, veröffentlichen wir im 
folgenden ein Positionspapier, welches die SWAPO den fünf 
Westmächten zu Beginn der letzten Verhandlungsrunde vor­
gelegt hat. 

Was die Verhandlungen über die Anwendung des UN·Planes 
für die Unabhängigkeit Nam ibias betrifft, so glaubt die 
SWAPO. wie sie des öfleren dargelegt hat, daß ein Weg ge­
funden werden muß, alle anstehenden Streitfragen gleich­
zeitig zu lösen. Wir sind davon überzeugt, daß jeder Versuch, 
weiterhin scheibchen- oder phasenweise an die Verhandlun­
gen heranzugehen, nur dazu dienen kann, die Anwendung 
des UN-Planes zu verzögern. Daher ziehen wir weiterhin 
direkte Gespräche vor, in denen alle Streitfragen der drei 
Phasen (des Ubergangs zur Unabhängigkeit; d. Red.) insge­
samt diskutiert und gelöst werden können. Aus dieser Per­
spektive heraus haben wir unsere nachstehende Position for­
muliert. 

Das Wahlsystem 

Diese Streitfrage hatte der UN·Plan dem Generalsekretär zur 
Entscheidung überlassen. Aber die Fünf (Westmächte; d. 
Red.) erachteten es für notwendig, daß eine spezielle und 
definitive übereinkunft darüber zwischen der SWAPO und 
Südafrika vor dem Beginn der Anwendung des Planes erzielt 
werden müsse. Wir haben daher in den letzten sechs Mona­
ten viel Zeit damit verbracht, diese Frage zu diskutieren. 
Diese Diskussion hat zu der allgemein bekannten Kontro­
verse über das kombinierte Wahlsystem oder das Prinzip 
"Ein Mann - zwei Stimmen" geführt. 
Vor diesem Hintergrund betont die SWAPO deutlich, daß 
nach diesen verbitterten öffentlichen Meinungsverschieden­
heiten, wie sie zwischen uns und den Fünf über die Auswahl 
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des Wahlsystems entstanden sind, dieser Punkt nicht einfach 
zurückgestellt werden kann, um zu einem späteren Zeit­
punkt gelöst zu werden. ( ... ) 
Unsere Position in Bezug auf das Wahlsyslem bleibt die un­
widerrufliche Verpnichtung auf das altehrwürdige Prinzip 
"Ein Mann - eine Stimme"; und obwohl w,ir gesagt haben, 
daß wir sowohl ein Verhältniswahl- als auch ein Persönlich­
keitswahlrecht akzeptieren können, haben wir gleichzeitig 
darauf hingewiesen, daß die Entscheidung für das Persön­
lichkeitswahlrecht sicher weitere Probleme bringen würde. 
Wir haben in diesem Zusammenhang mehrfach darauf hinge­
wiesen, daß die Entscheidung für dieses besondere Verfah­
ren die DurchfUhrung einer neuen Volkszählung, die Ab­
grenzung von Wahlkreisen und die Registrierung der Wähler 
erfordert, alles extrem zeitaufwendige Prozeduren. Wir ha­
ben immer wieder betont, daß die SWAPO mit Sicherheit 
keine der existierenden Bevölkerungszahlen, Wahlkreisgren­
zen, Wählerlisten usw. als Basis für die DurchfUhrung von 
UN-überwachten Wahlen akzeptieren wird. 
Daher möchte die SWAPO - um die damit verbundenen 
Schwierigkeiten zu umgehen - im Interesse einer Beschleu­
nigung der Verhandlungen förmlich zu beantragen, das Ver­
hältniswahlrecht als dasjenige Wahlsystem anzunehmen, mit 
dessen Hilfe die Mitglieder der Verfassungsgebenden Ver­
sammlung gewählt werden. 
Die Einfachheit und die demokratische Bedeutung dieses 
Verfahrens ist für jedermann deutlich, und nur wer nicht 
wirklich ehrliche und faire Wahlen anstrebt, kann sich seiner 
Einführung widersetzen. 

Die Frage der "Unparteilichkeit" 

Soweit es die SWAPO betrifft, so ist dies kein Streitpunkt. 
Wir alle wissen zu gut, daß es Südafrika war, das diese Streit­
frage im Rahmen seiner Verzögerungstaktik aufgebracht 
hat. Die Klage über die mangelnde Unparteilichkeit der 
UNO ist von Pretoria ausgeheckt worden, um den Versuch 
Südafrikas zu verschleiern, die UNO von der Anwendung der 
Resolution 435 auszuschließen. Südafrika strebt das Zuge­
ständn is an, die Wahlen in Namibia durch eigene Truppen 
anstatt von der UNO 'Zu überwachen. 

Sowohl Südafrika wie die Fünf wissen ganz genau, daß es 
keine t-.löglichkeit Hir die VoUversammlung gibt, die Resolu­
tion 31 11 (19 73) zu widerrufen, nur um die Rassisten in 
Pretoria zu beruhigen. Für die Mehrheit der UN-Mitglieder, 
die fUr diese Resolution gestimmt haben, steUt sich nicht die 
Frage, ob man unparteilich sein soU, wenn es darum geht, 
entweder den gerechten Kampf der SWAPO für nationale 
Befreiung oder die illegale Eroberung und koloniale Unter­
druckung Namibias durch Südafrika zu unterstützen. 
Es ist daher vollkommen absurd, wenn Südafrika die Idee 
hochhält, die Mehrheit der UN-Mitglieder, die fUr die Reso­
lution 3111 gestimmt hat, könnte dazu genötigt werden, 
ihre Ansicht darüber, wer der einzige und authentische Ver-



tr~t~r d~s namibischen Volk~s ist, zu ändern. Ebenso absurd 
wäre es, wenn die SWAPO von Südafrika erwarlete, daß es 
ihr gegenuber unparteilich sei ( ... ) 
Die Größe dieser UNTAG·Einheiten (UN·Oberwachungs. 
gruppe für die Ubergangsperiode; d. Red.) ist vom General· 
sekretär in seinem Bericht an den Sicherheitsrat vom 29. 
August 1978 festgelegt worden (Dokument S/12827). Ab­
schnitt A, § 26, dieses Berichts setzt die UNTAG·Tmppen 
auf 7.500 Mann fest. Abschnitt B, § 30, bestimmt, daß 360 
UN-Polizeiorfiziere notwendig sind, während § 32 desselben 
Abschnitts einen Stab von 1.500 UNTAC·Zivilisten fordert. 
Die SWAPO akzeptierte und akzeptiert nach wie vor diese 
Zahl des UNTAG·Personais. Wir akzeptieren diese Zahl in 
der Annahme, daß unser Vorschlag zur Anwendung des Ver· 
hältniswahlrechts als Wahlsystem ebenfalls akzeptiert wird. 
Andernfalls müßte die Zahl des Zivilpersonals erhöht wer· 
den, um sicherzustellen, daß die Aufgaben der DurchfUh· 
rung einer neuen Volkszählung, der Abgrenzung der Wahl· 
kreise und der Registrierung der Wähler zufriedenstellend 
erfüllt werden und innerhalb der für die UNTAG·Operation 
vereinbarten sieben Monate beendet sind ( ... ) 

Einsatz dc=r militärischen Einhc=ilc=n 

Die Frage des Einsatzes des militärischen Kontingents der 
UKTAG war eine der am meisten verwirrenden Streitfragen 
der Verhandlungen. Diese Verwirrung ist auf den Versuch 
Südafrikas zurückzuftihren, die Fünf und die Mitglieder der 
UNTAG glauben zu machen, daß es das vorrangige Ziel der 
militärischen Präsenz der UNO in Namibia allein sein müsse, 
eine angenommene Verletzung des Waffenstillstandsabkom· 
men! durch die Infilt ration bewaffneter Guerilleros der 
SWAPO aus den benachbarten Territorien Angolas und Sam· 
bias nach Namibia zu verhindern. Und es ist Pretoria weit· 
gehend gelungen, einige Leute in dieser Hinsicht zu verwir· 
ren; insbesondere trifft dies auf einige Militärberater um den 
Sonderbeauftragten zu. Nicht wenige Dokumente sind ge­
ruUt mit Details, wie die Nordgrenze Namibias zu beobach­
ten und zu kontrollieren ist. Aber die gleichen Dokumente 
sagen nichts über den Einsatz der UNTAG·Truppen in ande· 
ren Teilen des Landes aus. 
Dennoch haben die militärischen Einheiten außer der Vor· 
beugung gegen Infiltration und der Grenzüberwachung an· 
dere wichtige Aufgaben zu errullen. Diese schließen ein: di~ 
Begrenzung der südaJrikanischen und der SWAPO-Streitkräf· 
te, die WachJamkeit darüber, daß sich alle Parteien feindseli· 
ger Akte enthalten, die Oberwachung der Demobilisierung 

von Bürgerwehren, Kommandos und Stammestruppen sowie 
des Rtickzugs der südafrikanischen Truppen aus Namibia. 
DIe UNTAG.Truppen haben eine wichtigere und bedeuten· 
dere Rolle zu spielen als allein die Uberwachung der nörd· 
lichen Grenzen. Ihre eigentliche Aufgabe ist es, den zivilen 
Bestandteil der UNTAG bei seiner Aufgabe zu unterstützen, 
das Volk Namibias dazu zu befahigen, sich in allen Teilen 
des Landes ohne Einschüchterung von irgendeiner Seite frei 
am politischen Prozeß zu beteiligen. Dies bedeutet, daß die 
Truppen sich gleichmäßig über das ganze Land verteilen 
müssen, anstalt an der nördlichen Grenze konzentriert zu 
werden. überdies bedarf die Südgrenze des Landes ebenso· 
sehr der militärisehen überwachung wie die Nordgrenze. 

Damit die UNTAG·Truppen ihre beabsichtigte Mission erfw· 
len können, muß Namibia deshalb in wenigstens drei militä· 
rische Hauptregionen der UNTAG geteilt werden: Süd, Zen· 
tral und Nord. 

DMZ und Beschränkung der SWAPO·Truppt:n 

In Bezug auf den Gedanken einer entmilitarisierten Zone 
(DMZ) ist die SWAPO der Uberzeugung, daß es flir beide 
Seiten, Südafrika und die SWAPO , entscheidend ist, daß sie 
gewiHenhaft das Waffenstilistandsabkommen respektieren 
und beachten, sobald es in Kraft getreten ist. In diesem 
Zusammenhang wiederholen wir noch einmal unseren frühe· 
ren Standpunkt, daß eine formelle und bindende Urkunde 
von der SWAPO und Südafrika unterzeichnet werden sollte. 
Eine solche bindende Ubereinkunft ist sowohl logisch wie 
notwendig, um weitere bewaffnete Zusammenstöße zu ver· 
meiden. Wir möchten vorschlagen, daß diese übereinkunft 
vom Generalsekretär bestätigt wird. Dies ist eine weitere 
Demonstration unseres guten Willens und unserer Entschlos­
senheit, die Bestimmungen des Waffenstillstandsabkommens 
zu achten und an ihnen festzuhalten. 
Die SWAPO wird mit aller Bestimmtheit alle notwendigen 
Schritte einleiten, um sicherzustellen, daß ihre Truppen 
nicht die ersten sind, die das Waffenstillstandsabkommen 
brechen. Daher sieht die SWAPO keine Notwendigkeit flir 
eine DMZ, wenn auf beiden Seiten die Entschlossenheit be· 
steht, das Waffenstillstandsabkommen zu achten. 
Die SWAPO ist der Ansicht, daß die Behauptung Prelorias, 
wir wollten den Waffenstillstand brechen, ein weiteres Ab· 
lenkungsmanöver Südafrikas war, um die Anwendung des 
Planes zu verhindern. Nach dieser Behauptung wurde die 
SWAPO schon schuldig gesprochen, bevor sie überhaupt die 
Gelegenheit hatte, das angebliche Verbrechen zu begehen 
oder nicht. 
Auf jeden Fall ist die Frage der Grenzüberwachung keine 
Einbahnstraße. Eine Infiltration kann ebenfalls über den 
Oranje.Fluß erfolgen, wenn von seiten Südafrikas nicht die 
aufrichtige Absicht besteht, das Waffenstillstandsabkommen 
zu respektieren und strikt zu beachten. 
Im Hinblick auf die Beschränkung der Streitkräfte der 
SWAPO besteht die SWAPO darauf, daß unseren bewaffne­
ten Kadern, soweit sie sich zum Zeitpunkt des Waffenstill­
stands in Namibia befinden, Sammelplätze innerhalb Nami­
bias gewährt werden und daß sie dort von den UNT AG· 
Troppen mit all den Waffen und der Munition, die sich zum 
Zeitpunkt des Waffenstillstands in ihrem Besitz befinden, 
überwacht werden ( ... ) 
Die SWAPO möchte flir ihre Seite die Bereitschaft zur Ko· 
operation auf allen Gebieten versichern, um eine allumfas· 
sende Ubereinkunft über alle oben genannten Streitfragen 
zu erzielen, damit die Anwendung des UN·Planes beginnen 
kann. 
(Quelle: ICSA·Bulietin, London, Nr. 20/August 1982, S. 
5.7) 
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Südafrika 

Jean·Pierre Richard Der Neuaufschwung der 
Gewerkschaftsbewegung 

Ausgedehnte Streikaktionen in der südafrikanischen Minen­
und Automobilindustrie (siehe AlB 9/1982, S.46) signali­
sierten im Sommer dieses J ahres einen neuen Aufschwung 
der südafrikanischen Arbeiterbewegung. Parallr:l zu der an­
wachsenden bewaffneten Kampf tätigkeit der Befreiungs­
bewegung Afrikanischer Nationalkongreß (ANC) wurde hier 
ein Widerslandspotential sichtbar. das zweifellos eine ge­
wichtige Rolle: in der zukünftigen Befreiung Südafrikas spie­
len wird. jean·PielTe Richard, Präsident der französischen 
Anti-Apartheid-Bewegung, bilanziert den Entwicklungsstand 
der neuen nichtrassistischen GewerkJichaftsbewegung Süd· 
afrikas. 

Nachdem sie: fünf Jahre lang kaum in Erscheinung getreten 
war (1975.79). nimmt die schwarze Arbeiterbewegung eine 
aufsehenerregende Entwicklung. sowohl durch eine ent­
schlossene gewerkschaftliche Reorganisation - wenn dies 
auch noch auf etwa 6% der wirtschaftlich aktiven Bevölke­
rung begrenzt ist - als auch als Träger neuer Forderungen 
sowie durch die Zunahme der Arbeitskämpfe_ 
1980 vervierfachte sich plötzlich die Zahl der Arbeiter, die 
sich an Streiks beteiligten. Die Tendenz setzte sich im fol­
genden Jahr mit einer Steigerung der registrierten Konflikte 
UD} 65% fon. Die Zahlen des ersten Halbjahrs 1982 zeigen 
eine weitere Steigerung. 
Insgesamt sind gegenwärtig mindestens 350.000 Schwane 
gewerkschaftlich organisiert; das sind 1/3 aller Gewerk· 
schaflSmitglieder. 1/3 der Schwarzen ist in der sehr kämpfe· 
rischen und fortschrittlichen Allianz der Südafrikanischen 
Arbeiter (SAAWU) organisiert, ein weiteres Drittel in der 
Südafrikanischen Gewerkschaftsföderation (FOSATU), die 
unabhängig und nichtrassistisch ist. Das letzte Drittel gehörl 
zu den unabhängigen Gewerkschaften (der Vereinigung Afri­
kanischer Nahrungsmittel- und Konservenarbeiter 
AFCWU, dem Rat der Gewerkschaften Südafrikas - CUSA 
usw.) oder zum regierungsfreundlichen GewerkschaflSrat 
Südafrikas (TUCSA). 

Klima antigewerkschaftlicher Repression 

Die Spaltung war schon immer eine Schwäche der schwar­
zen Gewerkschaftsbewegung. Das Apartheidsystem hat in 
der Tat unüberwindbare Bal'Tieren zwischen den verschiede­
nen Teilen des Landes el'Tichtet, die Industrie ist auf einige 
weiße Schwerpunkte konzentriert: die Kapregion (die West­
provinz der Kapregion), das Gebiet um Port-Elizabeth und 
East-London (Ostprovinz der Kapregion), Natal, die Gebiete 
um Durban und Richard's Bay, sowie das Dreieck Pretoria­
J ohannesburg-Vereeniging. 
Zu dieser politisch-geographischen Auf teilung kommt die 
Spaltung, die auf die unterschiedlichen Befreiungsstrategien 
der schwanen Gewerkschaften selbst zUTÜCkzurtihren ist. 
Wenn die schwarze Arbeiterbewegung auf diesem Gebiet 
einen Riesenschritt in Richtung Einheit getan hat, so ist dies 
gewiß nicht mit irgendeiner Art von Liberalisierung des 
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Apartheidsystems zu begründen, an dessen Spitze seit 1979 
die Mannschaft des Premienninisters P.W. Botha steht. 
Entgegen den offiziellen Thesen entwickelt sich der neue 
Aufschwung der Gewerkschaftsbewegung in einem Klima 
der verstärkten antigewerkschafllichen Unterdrückung auf 
institutioneller Ebene. Vor einigen Jahren wurden die Be­
richte der Wiehahn- und der Riekert-Kommission 1 von 
manchen als Signal grundlegender Veränderungen der indu­
striellen Beziehungen begrüßt. Diese seien innerhalb des 
Rahmens der Apartheid von den südafrikanischen Großkapi· 
talisten selbst - unter Führung von H. Oppenheimer, dem 
Magnaten des Anglo-American-Konzerns, dem zweitgrößten 
Unternehmen des Landes, vorangetrieben worden. 
Die Wiehahn-Kommission war indessen zu dem Ergebnis ge­
kommen, daß die Arbeitsgesetzgebung und die Arbeitsbezie­
hungen in Südafrika im Prinzip gesund seien und das System 
keiner Änderung bedürfe. 2 Das Ministerium rur Entwick­
lung und Zusammenarbeit (Ex-Ban tu-Ministerium) brachte 
seinerseits die Oberleugung zum Ausdruck, daß das System 
der "Homelands" (Heimatländer bzw. Bantustans; d. Red.) 
weiterhin eine Lösung für die Rassenfrage darstelle. 3 

Die Regierung übernahm die reaktionärsten Vorschläge der 
Kommission: Beibehaltung der Kontrolle über die Gewerk­
schaften durch die Registrierpflicht; Erweiterung dieser 
Kontrollen über die nichtregistrierten Gewerkschaften, die 
nunmehr der überprüfung durch die Behörden unterliegen 
und deren interne Wahlrechte ebenfalls begrenzt sind. 
Zurückgewiesen wurden jedoch Anregungen wie die Zulas­
sung geheimer Abstimmungen über Streiks und Streik· 
posten, Forderungen nach Schwangerschaftsurlaub und 
Kündigungsschutz für Schwangere usw. Die Regierung be­
schloß sogar, daß das Nachtarbeitsverbot ab 18 Uhr für 



Frauen gemäß den Gesetzen aus den jahren 1941 und 1964 
aufzuheben sei, um eine optimale Nutzung der Arbeitskräfte 
zu erreichen. 

Zwar wurden in die Gesetzgebung die Prinzipien der Koali­
tionsfreiheit und der Unabhängigkeit der Gewerkschaften 
aufgenommen. jeder Lohnabhängige4 hat das Recht, sich 
einer registrierten Gewerkschaft seiner Wahl anzuschließen; 
jede registriene Gewerkschaft kann Mitglieder verschiedener 
Rassen aufnehmen. Gewerkschaftsversammlungen und -glie­
derungen dUrfen nunmehr gemischtrassig sein. 
Aber diese rein formalen Zugeständnisse können die Ver­
stärkung der Apartheid nicht verschleiern. Sie wurde mehr 
und mehr ausgebaut als "rationales" und "modernes" 
System zur Ausbeutung der schwarzen Arbeitskraft, zum 
ausschließlichen Nutzen der weißen Wirtschaft. 
Die Veränderungen des Arbeitsrechts durch die 1981 er­
folgte Verabschiedung von drei wichtigen Gesetzen im Parla­
ment machen Schluß mit dem Mythos vom "Reformismus" 
des P_W. Botha: 
• Das Gesetz über die Arbeitsbeziehungen von 1981 modi­
fiziert die Bestimmungen von 1956 und sieht eine neue Ver­
schärfung vor: die Weiterzahlung von Löhnen während ille­
galer Streiks - alle Streiks im jahre 1981 und alle bis auf 
einen in den letzten 10 jahren wurden für illegal erklärt 5 -
wird mit einer Geldstrafe von 1.000 Rand (I Rand a, 2,15 
DM; d. Red.) belegt. Die Streikenden können zu einem jahr 
Gefangnis oder 1.000 Rand Strafe oder zu heidem verurteilt 
werden. Wenn nicht eine Sondergenehmigung des Mini­
steriums vorliegt, ist auch die direkte Einbehaltung von Ge­
werkschaftsbeiträgen vom Lohn durch nichtregistrierte 
Gewerkschaften strafbar. 
• Das Gesetz über die Berufsausbildung von 1981 enthält 
keine explizit rassistischen Bestimmungen, aber es behält die 
Apartheid in der Berufsausbildung "nach Möglichkeit" bei. 
• Das Gesetz über die Lenkung und den Einsatz von Ar­
beitskräften von 1981 beauftragt die Behörden, die bereits 
im Auftrag der Regierung den Zuzug von Schwarzen in 
weiße Gebiete kontrollieren, den Einsatz der Arbeitskräfte 
zu regulieren. Diese Beamten können schwar.t;en Arbeitern 
eine· Arbeit zuweisen oder sie ausweisen. 6 

Streiks in allen Industriebranchen 

Die schwarzen Arbeiter sind aufgeteilt in zwei Kategorien: 
diejenigen, die das Recht haben, sich in weißen Zonen auf­
zuhalten (in Ghettos wie z.B. Soweto 7) und diejenigen, die 
ihr "Heimatland" nur verlassen dürfen, um für ein jahr als 
Kontraktarbeiter in den Bergwerken, Fabriken oder auf den 
weißen Farmen zu arbeiten. Diese Kontraktarbeiter werden 
in "ihren" Bantustans angeheuert, sie haben nicht das 
Recht, ihre Familie mitzunehmen. ( ... ) 
Die Anzahl der Streiks von 1980fl98 1 ist vergleichbar mit 
den Zahlen von 1973/74; der Vergleich bezieht sich jedoch 
nur auf die Zahl. In den 70er jahren waren die Streiks in der 
Hauptsache auf die Provinz Natal sowie die Ostprovinz der 
Kapregion begrenzt, während jetzt alle Industriezentren be­
troffen sind. 1973-74 fanden Streiks nur in der Textilindu­
stTie und angrenzenden Bereichen statt, während heute in 
allen Industriebranchen gestreikt wird: in der chemischen 
Industrie, der Auto-, Lebensmittel- und Stahlindustrie. 
Während es in der Vergangenheit um Lohnforderungen ging, 
werden jetzt wesentlich weitergehende Forderungen ge­
steilt: Rentengesetzgebung, Anerkennung der Gewerkschaf­
ten, Kündigungsschutz, Arbeiubedingungen, Kampf gegen 
Untemehmerwillkür, sowie staatliche Unterdrückung und 
das Abhalten von Solidaritätskundgebungen. 
Der gewerkschaftliche Kampf gegen das regierungsamtliche 
Rentenprojekt hat die schwarzen Arbeiter während des gan-

zen jahres 1981 mobilisiert. Die Mehrheit der Schwarzen, 
die in den Bantustans für ein jahr unter Vertrag genommen 
werden, lassen sich nach Ablauf des Vertrages die Renten­
versicherung ganz oder teilweise ausbezah len, um mit die­
sem Geld bis zum nächsten Vertrag überleben zu können. 
Die Regierung beabsichtigte. die Rentenbeiträge bis zum 
Rentenalter zu blockieren. Die Kontraktarbeiter forderten 
jedoch, daß ihnen diese Gelder bis zur Entscheidung im Par­
lament ausgezahlt werden; sie unterstrichen diese Forderung 
durch Streiks. 
Die Unternehmer reagierten unterschiedlich, einige akzep­
tierten die Forderung, andere weigerten sich, wieder andere 
forderten die Regierung auf, das Projekt zu überprüfen. Die­
se weigerte sich zunächst; schließlich wurde das Projekt in 
zwei Punkten geändert und bis 1986 aufgeschoben, bis es 
(wie es scheint) in der Versenkung verschwand. Dies war der 
erste Sieg der neuen nichtrassistischen Gewerkschaftsbewe­
gung gegen die Behörden und die Unternehmer auf natio­
naler E.bene. 

Im ersten Halbjahr 1982 stand die doppelte Forderung nach 
Lohnerhöhung und Anerkennung der Gewerkschaften atlf 
betrieblicher Ebene im Vordergrund. Es begann ein landes­
weiter Kampf zwischen der Allianz der sildafrikanischen 
Metallarbeiter (MAWU, förder iert mit der FOSATU) und 
dem sehr mächtigen Arbeitgeberverband Metall (SEIFSA) 
um einen ~1indeststundenlohn von 2 Rand und gegen die 
Industrieräte, die die Behörden den Arbeitern als einzigen 
Verhandlungsrahmen aufzwingen und die einzig den regi­
strierten und vom Unternehmer anerkannten Gewerkschaf­
ten Zutritt gewähren. 

Bergarbeiteraufstand in TransvaaJ 

Regierung und Unternehmer erkannten: Die unabhängigen 
Gewerkschaften, registriert oder nicht, hatten einen Gene· 
ralangriff ausgelöst, um das System der Industrieräte durch 
neue Strukturen auf Betriebsebene zu ersetzen. Nach den 
Präzedenzfällen von Palmoliv und Unilever, die 198 1 durch 
Streiks gezwungen wurden, die unabhängigen Gewerkschaf­
ten auf Betriebsebene anzuerkennen, hat sich die Bewegung 
ständig vergrößert, während die SEIFSA mal auf-, mal ab­
wiegelt, mal lautstark die Unternehmer aufruft, um keinen 
Preis nachzugeben, um gleichzeitig versteckt zu Verhandlun­
gen mit der MAWU aufzufordern . 

Die im Südlichen Afrika herrschende katastrophale Dürre 
trägt zur Verschärfung der Lohnkämpfe bei. Die Einwohner 
der Bantustans sind von den Folgen der Dürre am stärksten 
betroffen. Da sie nicht mehr auf die mageren Erträge ihrer 
dürftigen Böden zurückgreifen können, hängt das Oberleben 
der schwarzen Familien in den Bantustans vollständig von 
den Löhnen derer ab, die als Kontraktarbeiter in den weißen 
Zonen arbeiten. 
Die Mehrheit der 430.000 schwarzen Bergarbeiter (gegen­
über knapp 30.000 weißen) ist unter Vertrag und mußte die 
Familie in den unfruchtbaren Bantustans zurücklassen. Für 
alle wurde die Lohnerhöhung dieses jahres zu einer Frage 
von Leben oder Tod. Der sinkende Goldpreis auf den Fi­
nanzmärkten hat zur Folge, daß einige 100.000 Schwarze 
von Arbeitslosigkeit bedroht sind, wenn - wie vorgesehen-
15 Goldminen geschlossen werden. 
Es ist empörend zu sehen, daß den weißen Bergarbeitern die 
besten Stellen vorbehalten sind, ihr Lohn mindestens sieben­
mai höher ist und sie mit ihrer Familie im Luxus zusammen­
leben. So kam es am 1. juli 1982 zu einem Streik, ausgelöst 
von 13.150 Bergarbeitern aus Transvaal, der in einen Auf­
stand mündete. Es mußten Hubschrauber eingesetzt werden. 
Die Polizei tötete elf Bergarbeiter, verletzte 150 und verhaf-
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tete 300. 5.000 "Rädelsführer" wurden sofort entlassen und 
in "ihren" Bantustan zuruekgeschickt. ( ... ) 
Am 5. f.' ebruar 1982 gaben die Behörden den Tod von Dr. 
Neil Aggen im Gefängnis bekannt. Er war Regionalsekretär 
der Afrikanischen Gewerkschaft der Nahrungsminel- und 
Konservenarbeiter (AFCWU) in Transvaal und uarb nach 
grausamen Folterungen.8 

Er ist der erste weiße Gewerkschafter, der unter den Händen 
der Sicherheitspolizei starb (46 schwarze Gewerkschafter 
starben seit 1963 unter gleichen Umständen). Das Ver­
schwinden von Neil Aggett ist weder ein Zufall noch ein 
Versehen: Als er festgenommen wurde, bereitete er eine 
zweite gewerkschaftliche Einheitskonferenz vor, die im 
April 1982 in Transvaal stattfinden sollte. 
Nicht nur er, sondern die ganze neue Gewerkschaftsbewe­
gung sollte getroffen werden, deren für die weiße Minderheit 
geHihrlichster Aspekt ihr Marsch zur Einheit ist. 
Ocr Anfang war im August 1981 am Kap gemacht worden, 
als 100 Delegierte, die 29 Gewerkschaften und 100.000 Ar­
beiter vertraten, an der ersten Einheitskonferenz in der Ge­
schichte der Gewerkschaften Südafrikas teilnahmen. Oie 
Delegierten verwarfen einstimmig die Industrieräte, verur­
teilten die Behörden der Ciskei wegen der grausamen Verfol­
gungen der SAAWU, verurteilten die AufenthallSverweige­
rungen und beriefen drei regionale Solidaritätskomitees: 
"Wir werden das Verbot, Streikende finanziell zu unterstüt­
zen, nicht hinnehmen", erklärten sie und widersetzten sich 
so dem neuen Gesetz. Ocr Tod von Neil Agget! hatte keine 
Schwächung, sondern im Gegenteil eine Verstärkung der 
Einheitsbewegung lur folge: Es gab die größten Arbeits­
niederlegungen seit Jahrzehnten von mehr als 100.000 Ar­
beitern im ganzen Land; zum ersten ~lal seit mehr als 20 
Jahren riefen die Gewerkschaften zum Streik aus sozialen 
und politischen Gründen auf. 
Am 24. und 25. April 1982 fand die zweite Einbeitskonfe­
renz der Gewerkschaften mit 200 Delegierten in Johannes­
burg statt. Trotz der Abwesenheit der CUSA und des vorui­
tigen Awzuges der Gewerkschaft der Montagearbeiter in der 
Motoren- und Zubehörteileindustrie (MACWUSA), die die 
Registrierung der Gewerkschaften vollständig ablehnt, 
während neun der zehn verbündeten Gewerkschaften regi­
striert sind, wurde der Weg der ersten Konferenz zur Einheit 
fortgesetzt. Es wurde insbesondere beschlossen, eine Kom­
mission zu schaffen, deren Aufgabe es ist, die Einheit "nach 
Anhörung der Mitglieder" herzustellen. ( ... ) 

Weg zur Gewerkschaftseinheit 

Im Oktober 1981 fand in Durban eine Versammlung der 
nichtrassistischen Demokraten statt, laut Star "die breiteste 
Vertretung von sozialen und politischen Gruppen seit 
1973": 109 Org-.misationen mit 300.000 Mitgliedern, Ar­
beitergewerbchaften (SAAWU, GA WV), Sportverbände 
(Südafrikanisches Sportkomitee - SACOS), Studentenorga­
nisationen (Komitee südafrikanischer Studenten - COSAS, 
Studentenorganisation Azanias - AZASO), Community­
Organisationen (das indische Komitee gegen den Südafrika­
nischen Rat der Inder - SAIC, die weiße Frauenorganisa­
tion Black Sash - Schwarze Schärpe), Bürgerinitiativen (für 
Wohnungen, zur Verteidigung der Elendsquartiere). Sie alle 
hallen sich um Frau Luthuli und Frau Sisulu gruppiert, 
deren Männer Führer des Afrikanischen Nationalkongresses 
(ANC) sind (:I;ur führenden Rolle des ANC siehe: AlB 
1/1982, S. 47-49 und AIB-Sonderheft 2/1981, S. 11-13; d. 
Red.). 
Oie Versammlung nichtrassistischer Demokraten sprach sich 
einstimmig für die Errichtung einer demokratischen, nicht­
rassistischen Gesellschaft in Südafrika aus, wie dies die Frei-
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heitscharta fordert, die vom ANC 1955 verabschiedet wurde 
und von ihm noch heute als "Grundstein der Einheit" be­
trachtet wird.9 

Weitere Anzeichen für die Tendenz der Erweiterung und 
Vereinigung der Front sind insbesondere die Vielzahl der 
Solidaritätsstreiks seit Mai 1981, als die Arbeiter von FOfd 
und General Motors in Port·Elizabeth die Arbeit einstell­
ten, um ihre Kollegen des Firestone-Konlems zu unterstüt­
zen - der Konzern mußte die Forderungen der Arbeiter 
erfüllen. 
Gleichzeitig werden auf kommunaler, regionaler, nationaler 
und selbst auf internationaler Ebene Produkte boykottiert, 
um Streiks in Südafrika zu unterstützen. Oie erste Initiative 
dieser Arl wurde gegen die Süßwarenfabrik Wilson Rown­
tree in East-London organisiert, die im Februar 1981 
500 Streikende entlassen hatte. ( ... ) 
Vom ANC wurde das Jahr 1982 zum ,Jahr der Aktionsein­
heit" erklärt, das den bewaffneten Kampf des Umkhonto 
we Sizwe ("Speer der Nation", bewaffneter Flügel des ANC) 
mit der Sammlung der neuen gewerkschaftlichen und poli­
tischen Kräfte verbinden soll: "Wir wollen eine koordinierte 
Aktion sehen: daß l.B. Umkhonto we Sizwe Betriebe an­
greift, wenn die Arbeiter streiken."lO 
Alle Anzeichen sprechen dafür, daß die Verfolgung der neu­
en Gewerkschaftsbewegung seit zwei Jahren.dieser eher 
Kraft gab als sie zu zerbrechen. Oie Vereinigung der Ge­
werkschaftsbewegung mit den politisch-militärischen Aktio­
nen ist inzwischen in den Bereich des Möglichen ge­
rückt. ( ... ) 
(Quelle: Le ~Ionde Diplomatique, Paris, August 1982) 

Anmerkung"n: 
I) Vgl. C. MdllaSiloux, Entr" la dicullure et la revolulion, in: Lc 

Monde Diplomalique, Paris, s.,ptember 1977, sowi" di" Artikd 
von R. 1.o:fort, B. Lachartre, Howard Schisse:l, B. Cob"n und J. 
Blo.::h, in: Le Monde Diplomatique, Oktober 1919 

2) Bureau international du travail (BIT), Rapport special 1982, 
Genf 1982, 5.5 

3) South Afriean Digest, Pretoria, 8.1.1982. 5.3 
4) Aus~nommen die 700.000 Hausangestellten, die 1,2 Mio Land­

arbeiter und di" Beamt"n. 
5) Vgl. H. Suzman, in: House of Assembly D<::bates (Hansard), I. 

Silzung, 7. Sitzungsperiode; Nr. 2, Pretoria, 10.-14.8.1981, Spal­
le S74 

6) Allein in der We5lprovill2. des Kap~bietes verhaft'" das Verwal­
tung$komitee bis :I;u 70 P"rsonen pro Tag wegen Vergeh"n gegen 
die Paßgesetze; hinzu kommen die von der Polizei vor~nom­
m"n"n V"rhaftun~n. Im Laufe des "rst"n Halbjahres 1981 wur· 
d"n 10.704 Schwar,/;e vor Gericht ~steUt und 10.250 we~n 
Ver~hen ~g"n di~ Paßgesetze verurteilt. Die G"richle verhan­
delten durchschnittlich 87 Fälle dieser Art pro Tag. Allein im 
August 1981 wurden 2.017 Schwarze aus Langa, einer Vorsladt 
im K.ap~biet aufgrund des G"setzes von 1972 in di" Transkei 
aus.s"wiesen. Dieses Gese:I:I; erlaubt es, Personen ohne Prozeß zu 
deportieren, die keine Aufenthaltsberechtigung in der Republik 
haben. Die Transkei wurde von den weifkn Behörden in Pretoria 
1976 zum "unabhängigen schwarzen Slaat" "rklärt. Jed"r 
Schwarze, der von den Behörden zum ,.Slaaubür~r der Trans­
k"i" erklärt wurde, ist dadurch bekanntlich Ausländ"r in d"r 
Republik Südafrika. 

7) Laut dem Internationalen Arbeiuamt ist es seil 1968 praktisch 
unmöglich. eine Aufenthaltsgenehmigung für die weißen Zonen 
außerhalb der Bantustans zu erhalten. Der Star vom 21.S.1982 
schrieb, daß zur Erlangung ein"r Aufenthaltsg"n"hmigung fol­
gern'" B"dingungen erfüllt sein müssen: Man muß 15 Jahre un· 
unt"rbro.::hen in der weißen Zone gewohnt od"r 10 Jahre fUr 
den gkichen Arbeitgeber g"arbeitet bzw. IS Jahre rur mehrere 
Arbdt~ber gearb"itet oder ",nen Ehepartner haben bzw. sich in 
Abhängigkeit von ",n"r P"rson befind"n, auf di" diese Bedingun­
gen zutreffen. 

8) Dr. Aggett hat diese: Folterun~n in dnem Brief eini~ Stunden 
vOr sein"m Tod beschrieb"n. Der Polizeiminister versuchI" v"r­
geblich. die Veröffentlichung zu verhind"rn. 

9) Erklärung von Neo Mnum:l;ana, Venreter des ANC in Frank­
reich, in: Apartheid Non!, Paris, Nr. 46/Juni-Juli 1982; Wortlaut 
der Fr"iheiucharta in: AIB-Sonderheft 1/1977, S. 4-5 

10) Erklärung von Neo Mnumzana, a.a.O. 



Indochina 

Richard Ward 

Die revanchistische Allianz 
China-USA (1) 

Im August 1982 vereinbarten die Regierungen der USA und 
der VR China ei ne Verbesserung ihrer Beziehungen, die we· 
gen fortgesetzter US.Waffenliderungen an Taiwan zwischen­
zeitlich gespannt waren. Die Reagan·Administration ver· 
sprach nun, ihre Militärhilfe an Taiwan allmählich zu dros­
seln. Peking sagte :w, eine Wiedervereinigung mit Taiwan 
nur mit fr iedlichen Mitteln anzustreben. 
Anders als in der Taiwanfrage ist das Verhältnis Washing­
ton-Peking in Sachen Indochina seit 1975 ungetrübt. Im 
Juni 1982 brachte man nach zweijährigen gemeinsamen 
Anstrengungen nun endgült ig eine "Koalitionsregierung des 
Demokratischen Kampuchea" zustande, in der die für den 
Völkermord an 3 Mio Kampucheanern verantwortliche Pol· 
Pot·Clique ("Rote Khmer") mit Prinz Norodom Sihanouk 
und dem ehemaligen Premierminister Son Sann ("Weiße 
Khmer") vereint ist. Den Werdegang der dahinterstehenden 
antivietnamesischen Allianz USA·China beschreibt der USo 
amerikanischejoumalist Richard Ward. 

Es ist in den letzten Monaten offensichtlich geworden, daß 
die Reagan·Administration in Einvernehmen mit China den 
systematischen Versuch der Destabilisierung Vietnams un­
ternimmt. Ihr gemeinsames Ziel ist es, in den drei Ländern 
Indochinas neue Regimes zu etablieren, die sich mit 
Washington und Pe king verbünden würden. 
Die amerikanischen Bemühungen zur Destabilisierung dieser 
Region begannen in Wirklichkeit bereits 1975 mit dem Wirt­
schaftsembargo Henry Kissingers (US-Außenminister bis 
1977; d. Red.) gegen Vietnam im Augenblick seiner Befrei-

ung. Später war es die Carter-Administration (1977-81), die 
Druck auf die internationalen Organisationen und die ameri­
kanischen Verbündeten ausübte, damit sie Vietnam weder 
materielle noch finanzielle Hilfe leisteten. Zur gleichen Zeit 
begann man mit Hilfe der VII. Flotte die Massenauswande­
rung von Flüchtlingen zu begünstigen und setzte Washington 
eine Kampagne in Gang, mit der man Vietnam als Instru­
ment der Sowjetunion darzustellen suchte, um damit die 
eigene aggressive Politik zu rechtfertigen. 
Indem sie das Arsenal der grausamen Maßnahmen noch aus­
weitete, hat die Reagan-Administration zum eISten Mal dem 
chinesischen Programm der "Erdrosselung" Vietnams die 
offene amerikanische Unterstützung gegeben. Damit hat 
man, was die Propaganda gegen dieses Land anbelangt, eine 
neue Stufe erreicht, die von nun an den Charakter eines 
"totalen Krieges" trägt, wie Aussagen der höchsten amerika· 
nischen Regierungsbeamten zur Unterstützung der plumpen 
Pressekampagne, nach der Vietnam in einen chemischen 
Krieg in Laos und Kampuchea verwickelt gewesen sei , zei­
gen. 
Die Regierung Reagan ennuntert (und unterstützt sehr 
wahrscheinlich materiell, einschließlich der Lieferung von 
Waffen) ferner das, was Washington die "Widerstandsbewe· 
gungen" der Länder Indochinas nennt. Damit sucht man 
den Eindruck zu erwecken, d ie von den USA selbst und von 
Peking abhängigen konterrevolutionären und reaktionären 
Elemente repräsentierten die patriotischen Kräfte, d.h. jene, 
die so lange und mit so viel Mut gegen die amerikanische 
Intervention (1964-75; d . Red.) gekämpft haben. 
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Ein Klima der Revanche regier t in Washington, eindrucks­
voll illustriert durch einige Bemerkungen von J ohn Gunther 
Dean, der vor kunem zum amerikanischen Botschafter in 
Thailand ernannt wurde und der als letzter US·Botschafter 
beim kambodschanischen Regime Lon Nols fungierte. Vie­
len ist er beuer bekannt durch Pressefotos, die ihn zeigen, 
als er, die Fahne der Botschaft in der Hand, in Panik in 
einen der Hubschrauber klettert, die 1975 die amerikani­
schen Beamten aus Kambodscha evakuierten_ 
W:ihrend einer privaten Zusammenkunft im State Depart­
ment (US-Außenministerium; d. Red.) zur Feier seiner Er­
nennung in Bangkok durch den Senat, hat John G. Dean 
daran erinnert, wie erniedrigend es ftir die Vereinigten Staa­
ten gewesen war. als sie 1975 die amerikanische Flagge wie­
der einpacken mußten. Es sei, so sagte er, nun sein Ziel, die 
Flagge der USA wieder zurückzubringen, damit sie ernel.:t 
über Kambodscha wehe. ( ... ) 

Seit dem Einzug Ronald Reagans in das Weiße Haus in die 
chinesisch·amerikanische Zusammenarbeit in der diese Re­
gion betreffenden Po li ti k enger denn je geworden, trotz sehr 
deutlicher Meinungsverschiedenheiten zwischen Wa.o;hington 
und Peking in anderen Fragen. 
Diese Entwicklung war von Außenminister Alexander Haig 
(zur Jahresmitte 1982 von George Shultz abgelöst; d. Red.) 
vorausgesehen worden, bevor er diese Funktion offiziell 
übernahm. Der alte Vietnam-Offizier ... hatte vor dem 
Senatsausschuß, der seine Befahigung für diesen Posten un­
tersuchte. erklärt, daß die "Strafaktion" Chinas gegen Viet­
nam (d.h. seine Invasion im Jahre 1979) "einen stabilisie­
renden Einnuß auf die Region (d.h. Südostasien) ausgeübt 
habe. Dies ist. folgt man den Erklärungen John Holdridges, 
des für asiatische Angelegenheiten zuständigen Staatssekre­
tärs, der A. Haig begleitete, die offizielle Position der Rea­
gan-Administration, wie sie anläßlich des Besuchs Haigs in 
China im Juni 198 1 ausgedrückt wurde: "Wir werden, so­
weit wir es können,jedes ~littel nutzen, um den politischen, 
ökonomischen sowie - auch das - den militärischen Druck 
zu verstärken. und um Änderungen in der Haltung Hanois, 
die wir uns erhoffen, möglich zu machen." J. Holdridge, ein 
alter "China-Eltperte" im Nationalen Sicherheitsrat zur Zeit 
H. Kissingers, sagte dies zu einer Gruppe amerikanischer Ge­
schäftsleute in Peking. 
Letzten Endes läuft seine Erklärung in Peking auf eine un­
ausgesprochene Bestätigung der amerikanischen Absicht hin· 
aus, Vietnam zu destabilisieren, im Einverständnis mit 
China, dessen "'ührung jetzt offen den Sturz der vietname­
sischen Regierung verlangt. ( ... ) 

Vt:rt:int Hanoi destabilisiert:n 

Die Wurzeln dieser " chines ischen Bindung" in den Bezie­
hungen der USA zu Vietnam gehen auf die ersten Kontakte 
H. Kissingers mit den chinesischen Führern im Jahre 1971 
zurück. Zu diesem Zeitpunkt war sich dieser bewußt, daß 
China d;lßa<::h trachtete, eine Großmacht zu werden und dar­
an dachte, möglicherweise den amerikanischen Einfluß in 
Südostasien, insbesondere in Indochina, zu ersetzen. 
Henry Kissinger bezog sich direkt aur diese Bestrebungen 
der chine~i$chen Führer, die Indochina als ihre natürliche 
Einflußsphäre betrachteten. In der Tat versuchte er, im Ver­
lauf des Sommers 197 1 Premierminister Zhou Enlai davon 
zu überzeugen, daß Pe king auf Hanoi Druck ausüben müsse, 
um den Indochina-Konnikt zu beenden - im wesentlichen 
auf der Basis der amerikanischen Vorstellungen _ , denn 
"das Ziel der USA war es, Vietnam daran zu hindern, die 
gesamte Halbinsel in Besitz zu nehmen und sie zu einer 
potentiell prosowjetisChen Basis und Festung vor der Tür 
Chinas zu machen". 
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Der Vorschlag Kissingers wurde zu diesem Zeitpunkt mit 
viel Skepsis aufgenommen, denn er kam von einer Regie· 
rung, die so häufig und 50 nachdrücklich ihre enormen mili­
tärischen Anstrengungen in Vietnam als ein Mittel gerecht­
fertigt hatte, die Ausbreitung des chinesischen Einnusses zu 
verhindern. DariJber hinaus bedeutete die Tatsache, daß sich 
China zu dieser Zeit als eifrigster Unterstützer der Freiheits· 
kämpfe ausgab. ein weiteres Hindernis ftir eine chinesisch­
amerikanische Allianz in Indochina. ( ... ) 
Die chinesisch-amerikanischen Beziehungen kühlten ab, als 
China sich dariiber klar wurde, daß es durch die demütigen. 
de und iJbenti.trzte Flucht der Amerikaner (vollständige Be­
freiung Südvietnams im April/Mai 1975; d. Red.) nichts er­
reicht hatte - eine Entwicklung, die ebensowenig von den 
Chinesen vorhergesehen worden war, wie sie zuvor für be­
stimmte Amerikaner undenkbar gewesen war. 

Die Ereignisse im Frühjahr 1975 bedeuteten. daß Vietnam 
stark und geeint aus dem Krieg hervorgehen würde, fahig, 
sich zu verteidigen und entschlossen seinen eigenen Weg zu 
gehen. Das bedeutete einen unabhängigen Weg und nicht 
den Chinas, du immer betont hatte, daß die USA bei wei· 
tem zu mächtig wären, um eine Befreiung Südvietnams zu­
zulassen. 
Zwischen 1975 und 1977 und mit der Machtübernahme der 
Carler-Administration entwickelte sich die chinesische Polio 
tik rasch, und näherte sich den traditionellen Zielen der 
Amerikaner in Südostasien an. Diese Entwicklung war eng 
verknüpft mit der Verschlechterung der chinesisch-vietname­
sisehen Beziehungen und mit dem Sichtbarwerden einer 
chinesisch-amerikanischen Politik gegenüber Vietnam. 
Sogleich nachdem Kambodscha 1975 befreit war, begann 
Peking, die Aruprüche Pol Pots auf vietnamesisches Territo­
rium zu unterstützen. indem es seine Versorgung mit Waffen 
sicherte sowie Militärberater schickte. In der Tat verfolgte 
China wie die Amerikaner zuvor - aber mit anderen Mitteln 
- eine Politik, die darauf abzielte, von einem Konflikt zwi­
schen Kambodscha und Vietnam zu profitieren. 
Während China seine Hilfe flir Kambodscha reichlich fließen 
ließ, begann es sofort 1975 diejenige ftir Vietnam zu vermin­
dern, ungeachtet seiner gegebenen Versprechungen. Dies 
war ein besonders harter Schlag - und China war sich des­
sen wohl bewußt - , denn diese Entscheidung fiel zeitlich 
mit dem Beginn des amerikanischen Embargos zusammen: 
Der e indeutige Versuch, ein ökonomisches Chaos in Viet­
nam zu schaffen, da die Wirtschaft des Südens auf eine 
amerikanische "Hilfe" von 2 oder 3 Mrd Dollar jährlich an­
gewiesen war. 

Nach dem Debakel der USA in Indochina enuch loß sich 
Pe king bald, seine Beziehungen zu Thailand und zu anderen 
prowestlichen Ländern Südostasiens zu verbessern. Am 
I.Juli 1975 nahm Peking diplomatische Beziehungen zu 



Thailand auf, dessen Zusammenarbeit mit den USA früher 
dazu diente, "China aufzuhalten" und "einen Brückenkopf 
der amerikanischen Aggression gegen Indochina" zu bilden. 
Vier Tage später, am 5.juli 1975, erklärte der thailändische 
Premierminister Kukrit Promoj in einer von Kanton ausge­
strahlten Radiosendung, daß "China und Thailand den glei­
chen Standpunkt in der Indochina-Frage einnehmen". Nach 
seiner Rückkehr nach Thailand vervollständigte Kukrit Pro­
moj diese Bemerkung. Die chinesischen Führer hätten ihm 
geu.gt, so bekräftigte er, daß die "regionale Hegemonie" -
sprich: Vietnam - "eine zusätdiche Gefahr" fUr Südostasien 
dar·stelle. "Von jetzt an", sett.te er hinzu. "wird Thailand 
China und die Vereinigten Staaten als zwei gleiche Freunde 
betrachten." 
Im März 1976 wurde eine Gruppe thailändischer journali­
sten von einer hochgestellten, offiziellen chinesischen Per­
sönlichkeit darüber informiert, daß "China die Anstrengun­
gen Thailands unterstützt, seine eigene Verteidigung sicher­
zustellen und Verständnis rtir dessen Bedarf an amerikani­
schen Beratern zeigt." (Vgl. auch: AlB 10/ 1980 und 
2/ 1982;d. Red.) 
Auf diese Weise bereitete China schon zwischen 1975 und 
1976 den Weg für eine antivietnamesische Allianz mit den 
USA in Südostasien vor. 
Die Carter-Administration halle anfangs den Plan, den H. 
Kissinger den Chinesen nahegebracht hatte, beiseite gelegt. 
Eine der ersten Maßnahmen der neuen Regierung war es, die 
HerSiellung diplomatischer Beziehungen zwischen Washing­
ton und Hanoi vorzUSChlagen. Aber mit diesem Angebot war 
die Bedingung verknüpft, daß Vietnam auf jede Forderung 
nach Wiederaufbauhilfe, zu der sich die Vereinigten Staaten 
im Vertrag von Paris 1973 verpflichtet hatten, zu verzichten 
habe. Darüber hinaus wurde das amerikanische Embargo 
aufrechterhalten. ( ... ) 

Ende November 1977 setzten die USA Vietnam davon in 
Kenntnis, daß es keine diplomatischen Beziehungen zwi­
schen heiden Staaten geben würde. 

Man kann es kaum als zufalliges zeitliches Zusammentreffen 
ansehen, daß Washington zwei Wochen, nachdem es die Tür 
rur Vietnam zugeschlagen hatte, bekanntgab, daß eine Ver­
einbarung mit Peking über die Herstellung voller diplomati­
scher Beziehungen getroffen worden sei. Dieser Entwicklung 
waren schwierige Verhandlungen vorausgegangen. um eine 
Formel zu finden, die auf eine fürbeide Seiten annehmbare 
Weise die Fortsetzung der amerikanischen Beziehungen zu 
Taiwan erlaubte. 

Peking nahm offensichtlich ohne allzu großen Widerstand 
den Plan hin, der darauf beruhte. die Botschaften der Ver­
einigten Staaten und Taiwans in fiktive private Einrichtun­
gen zu verwandeln. Dagegen akzeptierten die chinesischen 
Machthaber nur widerwillig, daß die Amerikaner Taiwan 

weiterhin auf unbestimmte Zeit mit "Ddensivwaffen" ver­
sorgen. In Wirklichkeit setzten die Amerikaner aber ihre 
Waffenverkäufe an Taiwan fort, ohne daß Pektng - jeden­
falls bis zum jahr 1981 - protestiert hätte. 
Nichtsdestoweniger bedeutet dies flir Peking ein großes Zu­
geständnis und China hätte nicht hingenommen, was es 50 

lange kategoriSCh zurückgewiesen hatte, d.h. die amerikani­
sehe Politik der "zwei Chinas", ohne daß es daftir etwas 
anderes gewonnen hätte. Die augenfälligste Gegenleistung 
war die Zusicherung der amerikanischen Unterstützung ftir 
die chinesische Politik gegenüber Vietnam, die nun offen 
kriegerisch geworden war. Zbigniew Brzezinski, der Berater 
Carters rur Fr-"gen der nationalen Sicherheit , behandelte die­
se Sache ohne Skrupel. Genau wie H. Kissinger war Z. Brze­
zinski vom Konzept einer ~tralegischen Allianz mit China 
besessen, und auch er betrachtete Indochina als die legitime, 
dem chinesischen Großmachtstreben entsprechende Einnuß­
sphäre, wenigstens seit dem amerikanischen Rückzug von 
der Halbinsel. 
Gegen Ende 1977 festigte sich die Position Z. Brzezinskis 
was die Bestimmung der amerikanischen China-Politik an­
betrifft, und alle seine Verlautbarungen, die sich mit dieser 
Frage beschäftigten, gaben seine Vorstellungen von den 
.,Rechten" Chinas in dieser Region wieder - im Rahmen 
einer. wenn auch noch ungeSChriebenen, chinesisch·amerika­
nischen Allianz. 
Im Januar 1978, als er behauptete, daß Vietnam einen 
.,Stellvertreter.Krieg flir die UdSSR in Kambodscha" nUlren 
würde, war die Mehrzahl der Beobachter überrascht von der 
Absurdität einer solchen Behauptung. Dies war natürlich 
eine Erfindung. die dazu diente, Peking wissen zu lassen, 
daß Washington den Standpunkt H. Kissingers in der Fnge 
der chinesisch-amerikanischen Beziehungen wieder bezogen 
haue. 
Dies wurde am 20. Mai 1978 unterstrichen, als Z. Brzezinski 
in Peking zu seinem ersten offiziellen Besuch eintraf. (_ .. ) 

Die: "Lektion" Pekings für Vietnam (1979) 

Die erfolgreichste Umsetzung der Ergebnisse der Verhand­
lungen über die Normalisierung mit China vorwegnehmend, 
zeigte Washington schon um 1978 eine außerordentliche 
Toleranz flir das chinesische Eingreifen in Kampuchea. Ob­
gleich China die walmsinnigen Absichten Pol Pou durch 
Hilfeleistungen und Militär"berater" unterstützte, versuchte 
Washington dem chinesischen Märchen Glaubwürdigkeit zu 
verleihen, demzufolge die "nichtprovozierte Aggression 
Vietnams gegen Kambodscha" offenkundig sei und Vietnam 
zum Agenten rtir die sowjetischen Absichten gegenüber 
Südostasien geworden sei. 
Washington behauptete, daß Vietnam kein Recht auf Selbst­
verteidigung hätte, trotz der Tatsache, daß die Truppen Pol 
Pots schon Tausende von Zivilisten innerhalb des vietname­
sischen Territoriums massakriert hauen. Dies sollte das Vor­
spiel sein zU seinem wahnwitzigen Vorhaben, ein "Groß­
Kambodscha" durch die Wiedergewinnung der "verlorenen 
Territorien":tu errichten - die fruchtbarste Hälfte Südviet­
nams - , die unbestreitbar schon seit jahrhunderten Teil 
Vietnams sind. 
Bezeichnend für die amerikanischen Versuche, die Vietnam 
betreffenden Ereignisse 'zu entstellen, ist die Warnung des 
Sprechers des US-Außenministeriums am 5. Dezember 
1978, daß die "wachsenden Bindungen" Vietnams zur 
UdSSR die Möglichkeit der Herstellung von Beziehungen 
mit den Vereinigten Staaten gefahrdeten. ( ... ) 
Nach der Logik Washingtons (und Pekings) besäße China 
Sonderrechte in Bezug auf seine Sicherheit in Indochina, 
wenn auch nicht anerkannt von den drei am direktesten 
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betroffenen Ländern, während Vietnam, eines dieser Län­
der, keine Rechte hätte, nicht einmal das, seine eigenen 
Grenzen zu verteidigen. 
Daß die Regierung Carter Hand in Hand mit China daran 
arbeitete, eine Verurteilung der Invasion Chinas in Vietnam 
(Februar 1979; d. Red.) durch die Vereinten Nationen zu 
verhindern, ist heute für niemanden mehr ein Geheimnis. 
Um die übereinkunft mit Peking zu honorieren, trieb Was­
hington sein Spiel sehr weit. Obgleich das Weiße Haus die 
Ansicht betonte, daß Vietnam selbst diese militärische 
"Lektion" Chinas herausgefordert hätte, lehnte es sehr sorg­
fältig eine Solidarisierung mit der chinesischen Invasion ab, 
da man anerkannte, daß sie der zur Schau getragenen Moral 
Jimmy Carlers über das "gute Verhalten" in den internatio­
nalen Beziehungen widersprach. 

Wiederbelebung des Son Sann 

Die Reagan-Administration ist allerdings sehr weit über die 
einfache Billigung des chinesischen militärischen Drucks auf 
Vietnam hinausgegangen. Trotz der Dementis des für den 
Femen Osten und den Paz ifik zuständigen Staatssekretärs 
J ohn H. Holdridge, spielten seine Ausführungen in Peking 
vom J uni 1981 auf amerikanische Aktionen militär ischer 
Art an, d.h. auf die Verstärkung der amerikanischen Präsenz 
- in erster Linie durch die Marine - in den Indochina um­
gebenden Gewässern, auf gemeinsame amerikanisch-thailän­
disehe Militärübungen, auf die Erhöhung der zinsgünstigen 
Militärkredite an Thailand, dessen gegenwärtige Militär­
Machthaber die chinesisch-amerikanischen Bemühungen zur 
Destabilisierung Vietnams unterstützen, und auf die heim­
liche Hilfe für die sog. "Widerstandsgruppen" in lndochina. 

Gut unterrichteten Beobachtern in Thailand zufolge haben 
die Amerikaner schon damit begonnen, den früheren kam­
bodschanischen Premierminister Son Sann. heute Führer 
einer Bande, die sich der Regierung in Phnom Penh entge­
genstellt , militärisch zu unterstützen. Bezeichnend für das 
wieder wachsende Engagement der Vereinigten Staaten in 
Indoch ina seit Beginn des Jahres 198 1 ist der mit großem 
Pomp durchgeführte Empfang Son Sanns in Washington, wo 
er mit Außenminister Haig und anderen führenden Persön­
lichkeiten zusammentraf, während ihm die Regierung Carter 
noch vor Jahresfrist das Visum verweigert hatte, weil man 
wußte, daß er militärische Hilfe beanspruchen würde. 
Das Resultat seiner Verhandlungen mit der Reagan-Admini­
stration war eine formelle Diskussion im Nationalen Sicher­
heitsrat über die Frage einer Hilfe an Son Sann, wobei - so 
heißt es - deutliche Meinungsverschiedenheiten auftauch­
ten. 
Dies ist nicht überraschend, denn Son Sann kann selbst von 
den Beamten einer rückwärtsgewandten Administration 
schwerlich als der kommende Mann fü r Kampuchea ange­
sehen werden. Son Sann ist der letzte überrest der opportu­
nistischen "Führer", die nach dem Stun des Pol-Pot-Regi­
mes im J anuar 1979 an der thai ländisch-kampucheanischen 
Grenze auftauchten. 
Er verdankt sein Überleben als "Führer des Widerstandes" 
der Hilfe Thailands, das jemanden brauchte, der von Bang­
kok abhängig ist und der außerhalb des Lagers Pol Pots 
Prinz Sihanouk Konkurrenz machen kann, der behauptet, 
der Hauptgegner der Regierung in Phnom Penh zu sein. Poli­
tisch gesehen repräsentiert Son Sann nicht mehr als die 
anachronistischen Hegemonie-Bestrebungen Thailands ge­
genüber Kampuchea. 
Er hat etwa 3.000 Bewaffnete hinter sich, stationiert in 
Thailand nahe der kampucheanischen Grenze. Sie sind in 
der Region flir ihre Konterbande bekann t, als Schmuggler, 
die gerne als "Widerstandskämpfer" gelten möchten. Dar-
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über hinaus besitzt Son Sann weder irgendeine Basis im 
kampucheanischen Volk noch die Möglichkeit, eine zu er­
langen. Diejenigen, die er für sich hätte gewinnen können. 
wie die Beamten und das Militärpersonal des Regimes der 
Zeit vor 1975, sind praktisch alle von Pol Pot getötet wor­
den. 
Heute entfernt ihn seine Zusammenarbeit mit der Pol-Pol­
Clique noch mehr vom kampucheanischen Volk. Wenn er 
auch derzeit amerikanische Hilfe erhält, so ist doch auch 
offensichtlich, daß die Regierung Reagan wenig Illusionen 
über seine Zukunft hegt. Dies geht aus der Erklärung H. 
Holdridges vor dem Auswärtigen Ausschuß des Repräsentan­
tenhauses vom 22. Oktober 1981 hervor, in der er unter­
strich, daß "die Entwicklung nichtkommunistischer Khmer­
Widerstandsgruppen ein langer Prozeß ist, der viel Geduld 
verlangen wird ... ". 
Der Sinn der halbherzigen Unterstützung Washingtons flir 
Son Sann wird klar, wenn man sie im Lichte der Verhand­
lungen für die Einigung des "Widerstandes" der Khmer be­
trachtet, die - von den Amerikanern angeregt - zu Septem­
ber-Beginn 1981 in Singapur mit einer kunen Zusammen­
kunft zwischen Prinz Sihanouk, Son Sann und Khieu Sam­
phan (gegenwärtig der wichtigste Wortführer der Pol-Pot­
Gruppe) begannen. Der Zusammenkunft folgte eine Reihe 
von Unterredungen zwischen deren Vertretern in Bangkok. 
Für Washington stellen diese Gespräche einen Versuch dar, 
die lllusion zu wecken, eine breite Volksfront widersetze 
sich der Regierung in Phnom Penh und der Anwesenheit der 
Vietnamesen in Kampuchea. 
Indirekt wurde dies von H. Holdridge in seiner Erklärung 
vom 22. Oktober 1981 zugegeben, als er bestätigte, daß "die 
Fortschriue bei der Bildung eines Bündnisses der Wider­
standsgruppen" in Kampuchea - er bezog sich dabei auf die 
Treffen in Singapur und Bangkok - einer der wichtigsten 
Faktoren sei, die geeignet sind, die Feindschaft der inter­
nationalen Gemeinschaft gegenüber Vietnam aufrechtzuer­
halten. 

Die wah ren Nutznießer der "Einigungsgespräche" 

in Wirklichkeit war die erste Demonstration der Einheit in 
Singapur - der Zusammenkunft waren lange politische 
Manöver zwischen Washington, Peking und Bangkok voraus­
gegangen - diktiert von der Sorge, den Stuhl der Pol-Pot­
Clique bei den Vereinten Nationen zu retten. Die Delegier­
ten,' die dem Druck Washingtons und Pe kings nachgaben, 
konnten sich so r~chtfertigen, indem sie versicherten, Prinz 
Sihanouk oder Son Sann zu unterstützen, selbst wenn das 
Abstimmungsergebnis bedeutete, daß die Diener Pol Pots 
die einzigen Repräsentanten Kampucheas bei der Weltorga­
nisa,tion blieben. 
So ist die Pol-Pot·Gruppe der einzige Nutznießer der "Eini­
gungsgespräche". In der Tat waren die Abhaltung dieser Ge­
spräche und die Entscheidung Washingtons, Son Sann zu 
unterstützen, Teil eines Manövers, um künstlich die poli­
tische Bedeutung der nicht zu Pol Pot gehörenden Elemente 
des Widerstandes zu erhöhen, um glauben zu machen, daß 
die USA sich gegen Pol Pot wenden, obwohl sie das Gegen· 
teil tun, indem sie dessen diskreditierter Clique den An· 
schein der Legitimität geben, um die Fortdauer ihrer inter­
nationalen Anerkennung zu sichern. 
Der Kern des Problems ist, daß die einzige bedeutsame mili­
tärische Kraft, die gegen die Regierung in Phnom Penh 
kämpft, unter der Kontrolle Pol PotS bleibt - dank der 
Militärhilfe Chinas, der Unterstützung durch Nachschub aus 
Thailand und der in Thailand gelegenen Basen, die vor je­
dem Angriff geschützt sind. f'ortsetzung folgt 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 256 und 257/ 1982) 
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Umweltschut@ alender 

DIENORDSEE .,---

lANG 
IST 

. daß de Zukunft der Nordsee 
golden wor wie die Schuppen 
des Rotbarsch. Eir.stmals 
Lebenslaum unzOhliger Asche, 
Krebse, Muscheln, Algen. Nah­
rungsgNndlage rur Genera­
tiooen von Menschen sind die 
Toga des großen Wossers 
lWischsn Emden und Husum 
gezOhlt. 
Die Nordsee - leergefischt 
verpestet vom 01. mißbraucht 
als riesige GiflmOlihalde. 
droht ihr der Tod durch 
H6chstprofit. trdölmums, 
Chemiegigonten. Lebens­
mittelkonzeme lossen grüßen. 

Engagierte Texter und Fotografen. 
BOrgerinftiotiven und Umweltschutz­
organisationen hoben maßgeblich 
an diesem Kalender mitgearbeitet. 
Neben den 12 farbigen Monats­
bl<'lttem und eJnem Einleitungsblatt 
ist dem Kalender ein Blatt mit 8 
Umweltschulzpostkarten belgeneftet. 
Dos zusotzliche Jahreskalendarium 
erhöht seinen praktischen Wert. 

DlE.!!Q!!!!SEf 

Unser Umweltschutzkalender 

DIE NORDSEE 
Ein Meer droht 

i i I, für die Zukunft der 
Nordsee, für unsere Zukunft, 
zu kOmpfen, 

Darin ist eine Spende für das 
Internationale Wassertribunal 
enthalten, das im April 1983 
in Rotterdam stolffindet. 

EDmoN!2)~MßECK 
Im Plombeck & Co, 
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Türkei 

Mehmet Karaca 

Die Einheit der 
demokratischen Kräfte 

Während die jetzt über zwei Jahre amtierende türkische Mili­
tärjunta im November 1982 ein fragwürdiges Verfassungs­
projekt zur Abstimmung stellt (s iehe Kasten), läßt sie zeit· 
gleich eine neue: Prozc:ßwc:lIc: gegen die Demokraten des lan­
des vorbereiten: Fi.i.r November d.J. steht ein neun Massen­
tribunal gegen 52 Führer der Konföde ration Progressiver 
Gewerkschafter (DISK) bevor, denen die Todesstrafe: droht; 
30 führende Persönlichkeiten des türkischen Friedenskomi­
lces erwartet e in Schauprouß, in dem der staarliche Anklä­
ger Gefangnisstrafen zwischen 30 und 36 J ahlen fordern 
wird. 

In dem nachfolgenden Inttrvie~ erläutert Mc:hmet Karaca, 
Präsident der türkischen Mctallarbeitergewerksehaft und 
Mitglied des Exekutivkomitees der DISK, den Charakter des 
Militärregimes in Ankara, die aktuelle innenpolitische S itua· 
tion und die Situation der türkischen Gewerkschaftsbewe· 
gung. 

FRAGE: Wie ist die Lage der Arbeiter und der Gewerk· 
schaften seit dem 12. September 1980, dem Zeitpunkt der 
Machtübernahme der Militärs in der Türkei? 
M. KARACA: Am 12. September 1980 wurde die Tätigkeit 
der Konföderation Revolutionärer Arbeitergewerkschaften 
(D ISK) durch die Junta unterbunden. Die in den DISK­
Gewerkschaften organisierten Arbeiter wurden so ihrer Klas­
sengewerkschaft beraubt. 
Die Junta hat jedoch nicht die Konföderation der Arbeiter­
gewerkschaften der Türkei (T ürk-Is) suspendiert, ein anderer 
Gewerkschaftsbund, der mit ihr einen Kompromiß eingegan­
gen ist und sogar einen Minister stellte. Seine Tätigkeit wur­
de lediglich einigen Einschränkungen unterworfen. Neuein­
tritte wurden durch ein Dekret verboten, was dazu führt, 
daß momentan 600.000 Mitglieder der DISK einer Gewerk· 
schaft beraubt sind . 

Widersprüchlichkeiten der Evren-Junta 

Nach dem S taatsstreich wurden Arbeiter und Gewerk­
schaftsaktivisten zu Tausenden verhaftet. Andere wurden 
entlassen. Trotz der Unterdrückung haben wir aber beschlos­
sen, unsere Organisation am Arbeitsplatz aufrechtzuerhal­
ten, und zu diesem Zweck haben wir dort halb legale bzw. 
halbilIegale Komitees gegründet. Dank dieser Komitees blei­
ben die Arbeiter o rganisiert. Dieses Verfahren wurde uns 
durch die konkreten aktuellen Bedingungen aufgezwungen. 
Auf der anderen Seite ist es offensich t lich, daß die Arbeiter 

bestrebt sind, ihre gewerkschaftlichen Aktionen rur die Ver· 
be.serung ihrer ",irt.schaftlichen Lage und ihrer Arbeits­
bedingungen innerhalb der legalen Gewerkschaften fonzu­
setzen. 
Kürzlich hat der Kongreß der Türk·Js-KonfÖderation stalt-
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gefunden. Aber auf dem Kongreß hatten die Arbeiter nicht 
die Möglichkeit, sich frei zu äußern. Die Türk-1s hat unter 
dem Druck der Junta eine noch reaktionärere Haltung ein· 
genommen und sich offen kompromittiert. 
FRAGE: Wie definieren Sie den Charakter der Junta, die in 
der Türkei an der Macht ist? 
M. KARACA: Die Junta der Generäle hat die Macht über· 
nommen und die hierarchische Struktur innerhalb der 
Streitkräfte beibehalten. Heute zählt die türkische Armee 
ungef<ihr 700.000 Soldaten. Es ist offensichtlich, daß die 
Offiziere, die Unteroffiziere und die Soldaten im politischen 
Spektrum des Landes unterschiedliche Posi t ionen einneh­
men. 
Die Junta hat die [\'Iacht unter Berücksichtigung des politi­
schen Spektrums in der Armee und unter Beibehaltung ihrer 
hierarchischen Struktur übernommen. Dies stellt ein sehr 
heikles Problem für die Armee dar. Bis jetzt hat ein gewisser 
Konsens bestanden, aber wenn es rur die Militärs darum 
geht, Lösungen für soziale und wirtschaftliche Probleme zu 
finden, werden unvermeidlich unterschiedliche Standpunkte 
auftauchen. 
ÜbrigeRs zeigen sich bereits einige Widerspruche, besonders 
bezüglich der Veränderung von Gesetzen, die die Interessen 
der Monopole betreffen. Diese MeinungsverschiedenheitFn 
sind so offensichtlich, daß sich General Evren dazu gezwun­
gen sah, sie öffentlich in einer Rede in Buna zu dementie· 
ren. Wir wissen, daß es in der Armee Militärs mit offen 
faschist ischen Tendenzen gibt, andere sind liberal und ande· 
re schließlich sind Anhänger einer wirklichen Demokratie. 
Um den Charakter der Junta zu definieren, muß man meiner 
Ansicht nach diese unterschiedlichen Tendenzen erkennen 
und sehen, auf welche Basis sich die J unta stützt. Die Junta 
hat die Macht mit dem Versprechen übernommen, den Ter­
ror ismus zu stoppen, und konnte sogar mit einer gewissen 
Unterstützung durch das Volk und die Intellektuellen rech­
nen. Aber in der Praxis hat man gemerkt, daß die J unta 
nicht angetreten war, um den Terror aufzuhalten, sondern 
um den Interessen der Monopole zu dienen und die leben­
digen Kräfte der Arbeiterklasse und die demokratischen 
Kräfte zu zerstören. 
Die wirlschaftliche Lage, die sie angeblich wiederherstellen 
wollte, ist wahrhaft katastrophal: 6 Mio Arbeitslose, eine 
Inflation von 48%, eine Abwertung des türkischen Pfundes 
gegenüber dem Do llar um 40%, ein Defizit von mehr als 5,5 
Mrd Dollar und eine Auslandsverschuldung von 23 Mrd 001· 
lar! Diese Zahlen erläutern gut die Tatsaehe, daß die Junta 
unfahig ist ihre Versprechen zu halten. 
Dennoch ist es nicht angebracht, die Junta als gänzlich fa­
schistisch zu definieren. da sie darauf beslanden hat, die 
hierarchische Struktur in der Armee zu erhalten. Innerhalb 
der Armee existieren mit Sicherheit faschistische Tenden-

zen. 



Allerdings muß ich betonen, daß innerhalb der Militärjunta 
Kräfte, die man als proamerikanisch bezeichnen kann und 
die reaktionärer sind als die anderen, mehr und mehr Ge­
wicht bekommen und die demokratischen Kräfte der Türkei 
mit ständig steigender Aggressivität angreifen. 

Es ist natürlich, daß es unterschiedliche Standpunkte zur 
Ddinition der Militärjunta gibt; aber in der Türkei ist heute 
das dringendste Problem der demokratischen Kräfte, ihre 
Aktionseinheit herzustellen. 
Im Februar 1982 wurde in dieser Richtung ein wichtiger 
Schritt vorwärts gemacht: Die Führer der Kommunistischen 
Partei der Türkei (TKP), der Arbeiterpartei der Türkei (TIP) 
und der Sozialistischen Arbeiterpartei der Türkei (TSIP) 
haben einen gemeinsamen Aufruf veröffentlicht (Wortlaut 
in: AlB 4/1982, 5.26). 

. Es kommt darauf an, diese Bewegung zu verbreitern, sozial­
demokratische Kreise, das kurdische Volk unseres Landes 
mit seinen Demokraten an ihr zu beteiligen. Mit einer sol­
chen Front, die eine konkrete Aktionseinheit darstellen und 
alle demokratischen Kräfte des Landes umfassen würde, ist 
es möglich, die Junta zu stürzen. 
FRAGE: General Evren behauptet, einen Zeitplan ftir die 
Rückkehr zur Demokratie vorgelegt zu haben und läßt eine 
neue Verfassung ausarbeiten. Was halten Sie davon? 
M. KARACA: Nachdem die Junta die Macht übernommen 
hatte, löste sie das Parlament sowie die politischen Parteien 
auf. Sie schaffte die Verfassung ab, und sie läßt momentan 
durch eine beratende Versammlung, die sie selbst eingesetzt 
hat, eine neue Verfassung vorbereiten, die sie einer Abstim­
mungsparodie zu unterwerfen wünscht. 
Unserer Ansicht nach kann ein Verfassungsgesetz, das in 
einer Atmosphäre der Unterdrückung vorbereitet wird, in 
der alle demokratischen Institutionen abgeschafft sind und 
die demokratischen Kräfte unterdrückt werden, keine Ver­
fassung sein, die die Demokratie bringt. Diese Verfassung 
wird einer anderen Form der Diktatur dienen, einer schein­
bar zivilen Diktatur, bestehend aus einer Handvoll Repräsen­
tanten der Monopole und einer Gruppe von Armeegenera­
len. 
FRAGE: Die türkische und ausländische Presse hat über die 
Installierung der US·amerikanischen Schnellen Eingreif­
truppe auf türkischem Territorium berichtet ... 
M. KARACA: Seit dem Besuch des US-amerikanisehen 
Außenministers, Alexander Haig, in der Türkei im Mai 1982 
ist dieses Problem auf der Tagesordnung. 
Obwohl die Militärjunta b is heute den amerikanischen Vor­
schlag nicht offen akzeptiert hat, deutet alles darauf hin, 
daß bereits eine prinzipielle Obereinkunft getroffen wurde. 
Die Junta glaubt meiner Ansicht nach, als Austausch rur die 
Stützpunkte, die den Amerikanern für die Installierung ihrer 
Schnellen Eingreif truppe gewährt würden, ihre .Ausrüstung 
modernisieren und neue, sehr leistungsfahige Waffen kaufen 
zu können. All dies ist Feilschobjekt zwischen den Führern 
beider Länder. 
Gleichwohl sind bereits jetzt Vergrößerungsarbeiten an den 
Flughäfen bestimmter Städte im Osten des Landes - wie 
Van, Erzurum, Kars und Diyarbakir - sowie der Bau neuer 
militärischer Einrichtungen im Gange. Sie erinnern sich viel­
leicht, daß im April 1982 ein Flugzeug der US-amerikani­
sehen Luftwaffe in der Türkei abstürzte und 28 Offiziere 
dabei den Tod fanden. Die internationalen Presseorgane 
haben Dokumente veröffentlicht, die klar beweisen, daß es 
sich dabei um eine Geheimmission im Rahmen der Installie­
rung dieser Schnellen Eingreiftruppe in der Türkei handelte, 
ein Vorgang, der nicht nur rur die demokratischen Kräfte 
des Landes, sondern für die Zukunft der Völker dieser Re­
gion und für den Frieden im Naben Osten eine ernste Gefahr 
darstellt. 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 275/ 16.8. 1982, S. 45-46) 

Der Verfassungscoup 
Am 18. Juli dJ. wurde ein von der türlcischen Evren-Junta in Auf­
trag gegebener Entwurf einer neuen Verfassung vorgelegt, die vor 
allem dazu dienen soll, dem Militärregime ein demokratisches 
Mäntelchen umzulegen. 
Oie im Verfassungsentwurf fonnulierte n Bestimmungen. die das 
Außc:rkraftsetzen aller Grundrechte ermöglichen, sind so zahlreich, 
daß - wie ein bürgerlicher Kommentator in der Türkei schrieb -
die Ausübung der Grundrechte als Ausnahme und ihre Aufhebung 
als die Regel erscheint. Sie können ,,zum Schutz des Bestandes von 
Staatsgebiet und Staatsvolk ... , der nationalen Sicherheit .... des öf· 
fentlichen Wohls._., der Grundrechte und -freiheiten anderer ... , ein­
geschränkt werden (Artikel 12)". 
Die Formulierung "des Bestandes von Staatsgebiet und Staatsvolk" 
besagt, daß die Junta - wie alle vorherigen Regierungen auch - die 
Existenz des kurdischen Volkes leugnet. Sie gibt damit dem Re· 
gime Handhabe für das Verbot aller Aktivitäten, die dit politisch· 
kulturelle Glcichben:chtigung bzw. Autonomie des kurdischen Vol· 
kes zum Ziel haben. Alle in dem Entwurf enthaltenen Freiheits­
rechte h~t man ohnehin mit soviel Ausnahmercgeln versehen. daß 
sie praktisch aufgehoben sind. 
In Artikel 13 des Verfassungsentwurfs heißt es beispielsweise: 
"Grundrechte und -freiheiten dürfen nicht dazu benutzt werden .. . , 
die Herrschaft einer sozialen Klasse über eine andere soziale Klasse 
zu begründen ... ". Diese Fonnulierung dient dazu aUe Parteien und 
Gewerkschaften zu verbieten, die die H"'lTschah der Monopole zu­
rückdrängen oder beenden wollen. Ein ähnlicher Paragraph war in 
der Vergangenheit die Grundlage für das Verbot der Kommunisti­
schen Partei und findet heute bei den Prozessen gegen Gewak­
schafter und Oppositionelle Anwendung. 
Ähnliche Einschränkungen wie in Artikel 12 gelten für alle Para­
graphen, in denen die Grundrcchte näher beschrieben werden. Dies 
gilt für die Pressefreiheit und insbesondere für die Koalitionsfrci­
heil, das Sm:ik· und das Tarifrecht. Arbeiter und Unternehmer(!) 
haben das Recht, sich in Gewerkschaften zu organisieren, Ange­
stellte und Ikamte nicht. 
Die Gewcrkschafun dürfen keine politischen Ziele verfolgen und 
werden vom Stilat kontrolliert. Entmab wird in einer türkischen 
Verfassung das Recht auf Aussperrung verankert. Das Streikrecht 
und du Recht auf Aussperrung "dürfen nicht in einer Weise aUJ­
geübt werden, daß sie den Regeln der guten Sitten widerspricht und 
dem nationalen Reichtum schadet ... Produktionsdrosselung und 
Widerstand sind untersagt". Abgesehen davon, daß der Streik in 
bestimmun Bereichen (so z.B. in Betrieben mit unter 10 Ikschäf­
ligten) explizit verboten ist, kommen diese Fonnulierungen einem 
Verbot in allen Bereichen gleich. 
Für den Staatspräsidenten sind fast diktatorische Vollmaehten vor­
gesehen: Er überwacht die Anwendung der Verfassung, kann jeder­
zeit Neuwahlen durchführen und kann mit der von ihm emanntcn 
Regierung den Ausnahmezustand verhängen. Insgesamt scheint also 
die Bemerkung des Faschistenführen A. Türke}: "Unscre Ideen 
sind heute an der Macht" angebracht. 

Wahl zwischen Pest und Cholera 

In der öffentlichkeit und in den bürgerlichen Medien der Türkei 
stieß der Verfauungsentwurf auf starke Kritik. Selbn regime­
freundliche Zeitungen wie Hiirriyet ließen profilierte Kritiker zu 
Wort kommen oder mußten feststellen, daß der Verfassungsent­
wurf - 10 die ultrarechte Tercuman - "weder die Zustimmung der 
Arbeiter noch der Presse oder der Universität und erst ruht nicht 
der früheren politischen Parteien erhalten hat". 
Selbst 14 der 16 Mitglieder der Kommission, die von der Junta mit 
der AU53l'beitung der Verfassung beauftragt worden war, lehnten 
den Entwurf ab. MittleO'>'eile ist er nach einigen unwesentlichen 
Abänderungen durch die von der Junta ausgewählte Beratende Ver­
sammlung akzeptiert worden. Nach der Zustimmung durch den 
Nationalen Sicherheitsrat, dem !i Generäle angehören. soll der Ent· 
wurf im November dJ. durch ein Referendum abgesegnet werden. 
Die Abstimmung kommt einer Wahl zwischen Pest und Cholera 
gleich, denn wenn der Verfassungsentwurf abgelchnt wird, "dann 
wird die Militärregierung wcitermachen. Denn wenn das Volk sie 
ablehnt, heißt <'S. daß das Volk mit uns und unserer Rcgierung 
einverstanden ist", erklärte Juntachcf Gencral Evrcn. 
Um auch die bürgo:rlichen Kritiker mundtot zu machen, rief der 
General vor kUr'lem alle "loyalen Bütgo:r" auf. jeden zu denunzie· 
ren, der den Verfassuß~ntwur! ablehnt, da die Kommunistische 
Partei eine Kampagne gegen den Verfassungsentwurf gestartet 
habe ... 

41 



Malaysia 
Andreas Krajczek 

Die Grenzen der Bumiputra-Politik 

Zum siebten Mal seit der Unabhängigkeit der malaiischen 
Föderation im August 1957 konnte die regierende Nationale 
Front in den vorgezogenen Parlamentswahlen vom 22. bis 
26. April dJ. einen Wahlsieg erringen. Die von 11 bürger­
lichen Parteien gebildete Nationale Front erreichte unter der 
Führung von Premierminister Datuk Seri Mahathir Moha­
mad 132 von 154 SitlZen im Repräsentantenhaus; auch in 
den Parlamenten der an der Wahl beteiligten 11 (von ins­
gesamt 13) Bundesstaaten erzielte sie mit 90% der Sitze die 
unumstrittene absolute Mehrheit. 

Die bislang stärkste OppositionskTaft, die von Chinesen 
dominierte Demokratische Aktionspartei (DAP), verzeich­
netc große Stimmenverluste und verfUgt jetzt über neun 
(statt bisher 13) Sitze im Repräsentantenhaus. Die in die 
Nationale Front integrierte Malaiische Chinesische Vereini­
gung (MCA), welche die Interessen der ökonomisch starken, 
aber politisch unterprivilegierten chinesischen Bourgeoisie 
vertritt, konnte hingegen die Anzahl ihrer Mandate von 17 
auf 24 erhöhen_ Die Pan-Malaiische Islampartei (PI), die von 
der Regierung aufgrund eines erwarteten überwältigenden 
Stimmenzuwachses gefürch tet wurde, konnte ihre Position 
mit fünf Mandaten halten_ l 

Von einer endgültigen Konsolidierung der Politik der Natio­
nalen Front kann aber trotz des großen Wahlerfolges nicht 
ausgegangen werden_ Die beiden Oppositionsparteien DAP 
und PI sehen die Ursachen ihrer Stimmcneinbußen vor allem 
in den Wahlbehinderungen der Regierung_ Der auf zwei 
Wochen begrenzte Wahlkampf hälle ihnen kaum Zeit gelas­
sen, ihre Wahlprogramme zu propagie ren. Außerdem blieb 
auch während des Wahlkampfes der Regierungserlaß beste­
hen, der jegliche öffentliche Kundgebungen untersagt. Die­
ser Erlaß wird offiziell damit begründet, blutige Auseinan­
dersetzungen zwischen den malaiischen, chinesischen und 
indischen Bevölkerungsgruppen zu vermeiden. 
Zum anderen war die Vorziehung der Wahlen vor allem tak­
tisch motiviert: Premienninister Mahathir Mohammad, der 
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das Amt im juli 198 1 von seinem aus Gesundheitsgründen 
ausgeschiedenen Vorgänger Hussein Bin Onn übernahm, 
wurde offensichtlich durch die wirtschaftliche Krisenent· 
wicklung dazu bewogen, das Mandat der Bevölkerung fUr die 
von ihm und Vizepremier Datuk Musa I-Iitam vertretene 
Politik schon friiher als vorgesehen einzuholen. So wird z.B. 
ein weiterer Rückgang der wirtschaftlichen Wachstumsraten 
erwartet. Auch der Preisveriall rur die Hauptexportgüter 
Malaysias, Zinn und Kauuchuk, dürite sich foruetzen; er 
hatte in den letzten Monaten zum erstenmal seit vielen jah­
ren zu einem Defizit in der Handelsbilanz geführt. 
In einem 29 Punkte umfassenden Wahlmanifest wurden die 
Ziele des Regierungskurses Mahathir Mohamads und seines 
Stellvertreters Musa Hitam festgehalten. Danach will Malay­
sia in der Außenpolitik weiterhin fUr die Errichtung einer 
Neutralitätszone in Südostasien eintreten. In der Innenpoli­
tik verspricht die Regierung, die Armut zu beseitigen, Ar­
beitsplätze zu schaffen und die mit durchschniulich 7,3% 
immerhin zweitniedrigste Inflationsrate (nach Singapur) in­
nerhalb der Vereinigung Südostasiatischer Nationen 
(ASEAN)2 zu verringern. 

Derartige Forderungen sind seit 1966 fester Bestandteil der 
malaiischen Entwkklungsplänc, konnten aber bis heute 
nicht voll realisiert werden. Die weitere Stärkung des "freien 
Unternehmertums" gehört dagegen - ebenso wie die seit 
jahren in kleinen Schritten betriebene Eindämmung des 
Auslandskapitals zugunsten der malaiischen Bourgeoisie 
("Bumiputra") - weiterhin zu den eigentlichen Schwer­
punkten der Regierungstätigkeit. 
Daß der mit Hilfe der Wahlen betriebene politische Konsoli­
dierungsakt angesichts der sozialen Realität in Malaysia 
nicht überbewertet werden darf, soll im folgenden veran­
schaulicht werden_ 

Wachstum mit sozialen Widersprüchen 

Am 16. September 1963 wurde die Föderation Malaysia als 
Zusammenschluß des 1957 unabhängig gewordencn Malaya 
mit Sarawak, Sabah und (dem 1965 wieder ausgetretenen) 
Singapur gegründet_ Sie ist das Produkt von Verhandlungen 
der einheimischen Bourgeoisie mit der damaligen Kolonial­
macht Großbritannien. Das Interesse Großbritanniens ging 
dabei dahin, die aufgrund der erstarkten Unabhängigkeit~­
bewegungen nicht mehr zu haltenden Gebiete Sarawak, 
Sabah und Singapur unter bürgerlicher Führung mit Malaya 
vereinigt zu schen. Als Mitglied im Commonwealth sonte die 
Föderation neuen Fonnen der Abhängigkeit von Großbri­
tannien unterworfen und alte Wirtschaftspositionen ge­
sichert werden. So blieben viele malaiische Ressourcen unter 
britischer KontroUe bzw. unter der KontroUe ausländischer 
Kapitalgesellschaften. 
Die Führungskräfte des Landes, die sich aus Elementen der 
malaiischen, chinesischen und indischen Bourgeoisie sowie 
der feudal-kapitalist ischen Landoligarchie zusammensetzen, 
haben seit der Griindung der Föderation eine Politik ver-



folgt. die sowohl Momente der neokoloniaJen Unterordnung 
als auch der eigenständigen Interessenartikulation gegenüber 
dem Auslandskap ital beinhaltet. 
Seit 1966 wird die kapitalistische Entwicklung Malaysias 
mit Hilfe von Entwicklungsplänen vorangetrieben. Orientier­
ten die ersten beiden Entwicklungspläne (1966·70; 
1971·75) noch schwerpunktmäßig auf die Schaffung günsti­
ser Rahmenbedingungen für eine kapitalistische Entwick· 
lung. auf Infrastrukturmaßnahmen und Anreize für Investi· 
tionen des ausländischen Kapitals, so wird im dritten Ent· 
wicklungsplan (1976·80) der Schwerpunkt auf den Ausbau 
der industriellen Produktion gesetzt. Außerdem wird eine 
vorsichtige Begrenzung des Awlandskapilals zugunsten der 
nationalen Bourgeoisie angestrebt. Schwerpunkt des vierten 
Entwicklungsplans (1981·85) ist der Ausbau der Schwerin· 
dustrie. Im Rahmen der Bumiputra·Politik (= Malaiisierung) 
soll der Eigentumsanteil der malaiischen Bourgeoisie an den 
Produktionsmitteln von 10.3% auf 30% erhöht werden.3 

Bei der Durchführung dieser Politik der kapitali stischen Ent· 
wicklung hatten die herrschenden Kreise Malaysias durchaus 
gewisse Erfolge aufzuweisen. So enielte das Land in den 
70er Jahren Wachstumsraten von fast 10% in der Industrie­
produktion. Die Exporte wuchsen zwischen 1970 und 1979 
jahresdurchschnittlich um 6.5%. Das Wachstum der Land· 
wirtschaft belief sich allerdings auf lediglich 5,6% und blieb 
somit hinter der Industrie zuTÜck.4 

Im Rahmen der staatlichen Wirtschaftspolitik genießt die 
Landwirtschaft verbal zwar Vorrang. Gefördert werden je­
doch vor allem die technologieintensiv betriebenen, export­
orientierten Plantagenkulturen (vornehmlich Kautschuk und 
Palmöl), während die fUr den Binnenmarkt produzierenden 
und damit fUr die Selbstversorgung des Landes mit Nah· 
rungsmitteln wichtigen Betriebe der Rückständigkeit über· 
lassen bleiben. 
Daß das kapitalistische Wachstum der letzten J ahre vor­
nehmlich den ohnehin schon Privilegierten zugute: gekom-

mm ist, zeigt sich an der Situation der Werktätigen . 4 Mio 
Menschen, das sind 3 1% der Gesamtbevölkerung, leben 
unterhalb des Existenzminimums. Die Arbeitslosenquote 
liegt nach inoffiziellen Schätzungen bei über 12%. 40% der 
erwachsenen Bevölkerung sind Analphabeten. Kinderarbeit 
und Oberschreitung des 8-Stunden·Arbeitstages sind, ob­
wohl offiziell verboten, aufgrund der Macht des in- und aus­
ländischen Kapitals soziale Wirklichkeit. 5 

Reglementierte Gewerkschaften 

Ober 1/2 Mio Arbeiter sind in den über 300 Einzelgewerk· 
schaften Malaysias organisiert . Ober 100 davon sind im 
Malaiischen Gewerkschaftskongreß (MTUC) zusammenge­
schlossen, der dem Internationalen Bund Freier Gewerk· 
schaften (BFG) angehört und eine am Prinzip der Sozial­
partnerschaft ausgerichtete Politik betreibt. 

Dennoch sind die Möglich keiten zur legalen Intercssenver­
tretung stark eingeschränkt. So unterliegen die Gewerk­
schaften einem Registrationszwang, d.h. staatlich nicht regi­
strierte Gewerkschaften sind illegal. Die Registralion einer 
Gewerkschaft kann im Konfliktfall von der Regierung auf­
gehoben werden, so daß jederzeit die Möglichke it besteht, 
eine Gewerkschaft in die Illegalität zu drängen bzw . aufzu ­
lösen. Außerdem kann der Arbeitsminister einen Streik ver­
bieten lassen, was in der Regel bei al len größeren Streiks der 
Fall ist. 

Die sozialen und ökonomischen Gegensätze in Malaysia sind 
mit Rassengegensätzen eng verpflochtcn. His torisch gesehen 
ist .der Rassenkonflikt (zwischen ~Ialaien einerseits und 
Chinesen und Indem andererseits) das Erbe der britischen 
Kolonialpolitik. Da Großbritannien seinen Bedarf an Ar­
beitskräften nicht mit Malaien allein decken konnte, warb es 
Inder und Chinesen an, die bis in die 30er Jahre dieses Jahr­
hunderts die Masse der lohnabhängig Beschäftigten stellten. 

Malaysia·Daten 

Territorium: ~~0.434 qkm (rund 1/3 mehr als die ßRD) 
Bevö lkerung: 1~,1 Mio ( 198 1); davon 46,8% Malaien, 34% Chilll'­
sen, 9% Inder sowie ethnische Minderheiten; jährliches Bcvölke­
rungsw3("hstum (1970·79): 2,2% 
Hauputadt: Kuala Lumpur mit 750.000 Einwohnern (1978) 
Währung: Malaysi~cher Ringgit (MI); 1 M$ = 0,97 DM (Stand Mai 
1982) 
Religion: Staatsreligion i51 der Islam, dem 44-50% der Bevölkerung 
a~hörcn; ferner gibt eS Hindus (Inder), Konfuzianer !'md Buddhi· 
sten (Chinesen), rund ''''" Katholiken und Protestanten sowie 800 
Juden und Anhängt'r von Natu!'rt:iligionen. 
Staatsfonn: konstitutionelle Wahlmonarchie mit Zweikammem· 
Parlament. Das Staatsoberhaupt wird von den neun Sultanen Mala­
yas für jeweils runf Jahre gewählt. Seit 1980 bekleidet Sultan Abu 

Bakt:T dieses Ami. Premierminister ist seit 1981 Datuk Seri Maha­
thir Mohamad. 
Wirt.schaft/Soziales: kapitalistisehes Entwicklunpand. ;, I" der Be­
sehäftigten arbeiten in der Landwirtschaft , 16% in de:r Industrie 
und 33% im Dienstleistungsscktor (1919). Die Landwirtschaft trägt 
24%. die: Indunrie: 33%zum Bruttosozialprodukt (BSP) bei (1979). 
Malaysia bestreitet 50'f0 deI Kautschuk·, 68% des Palmöl· und 36% 
des ZilUl·WcJtexporlCs. Der KapitaianlCil ausländiKtw:r Konzerne 
an der malaysisehen Wirtsehaft, vor aDern am Zinnbergbau, m der 
Kaut.5Chukproduktion und der verarbeitenden Industrie, beträgt 
50%. Hauptquellen der ausländischen Kapitalinvt"sütionen sind iIu­
besondere Japm, die USA, und die Europäische GcmeinKhaft (hier 
hauptsächlich die BRD). 
Das BSP stieg real im Jahresdurchschnitt (1970-79) um 4,8%. 
Außenhanddspartner Nr. I ist Japan mit 23,4% Exportanteil, ge­
folgt von den USA mit 20'f0 und der EG mit 19,5%. 
Das Prokopf·Einkommen beträgt 1.370 DoDar und in nach Sin­
gapur das zweithöchste innerhalb der Vereinigung SüdostasiatiKher 
Nationen (ASEAN). Die Analphabetenrate liegt bei 40'f0 (1976), 
die Lebenserwartung bei 68 Jahren (1979). Die Arbei tslosenquote 
beträgt offizieD 6,S~und nach inoffiziellen Schätzu~n 12%. 
Geschichte: 
6.·8.Jhdt 
1826 
1941 
1948 

1957 

1963 
196;, 

Teil des indomalaiischen Königreiches Sriwijaya 
Errichtung der britischen Kolonialherrschaft 
Beginn der japanischen Okkupation 
Befreiung von der japaniKhen Okkupation; Einfüh­
rung einer neuen Verfassung; Gründung der malai· 
ischen Föderation 
Proklamation der Unabhängigkeit der maIaiiKhen 
Föder.Hion; Aufnahme in die UNO 
Gründung der Föderation Malaysia 
Austritt Singapurs aus der Föderation 
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Parallel dazu entwickelte sich eine einflußreiche indische 
und chinesische Handelsbourgeoisie_ Oie Proletarisicrung der 
malaiischen Massen hingegen erreichte erst Anfang dieses 
jahrhunderts ein beachtenswertes Ausmaß, ebenso die Her­
ausbildung der malaiischen Bourgeoisie_ 
Oie überwiegend sozial bedingten Ressentiments der malai­
ischen Massen gegen die wohlhabende indische und chine­
sische Bourgeoisie wurden von der malaiischen Bourgeoisie 
geschürt und genutzt, um ihren politischen Führungsan­
spruch in der Föderation zu legitimieren_ 
So ist die malaiische Bourgeoisie heute zweifellos die domi­
nierende Kraft innerhalb der ethnisch uncinheitlichen herr­
schenden Klasse Malaysias. Gleichwohl stützen die anderen 
ranischen und regionalen Gruppen der Bourgeoisie weiter­
hin das Bündnis der Nationalen Front. Oie von der malai­
ischen Bourgeoisie propagierte Bumiputra-Politik ist bei wei­
terer Expansion der indunrieUen Produktion mit den In­
teressen der anderen Gruppen der Bourgeoisie durchaus ver­
einbar, während sie rur die nichtmalaiischen Lohnabhängi. 
gen zunehmend diskriminierend wird. 

Verwirrendes Parteienspektrum 

Malaien werden seit langem im Staatsdienst und beim Mili­
tär bevorzugt. Um auch die bildungspolitische Benachteili­
gung der Malaien auszugleichen - sie stellen z.B. nur 10% 
der Ingenieure, 8% der Arzte und 9% der Architekten6 _ 
wird ihnen bei der Aufnahme in Schulen und Hochschulen 
der Vorzug gewährt. 

Die Demokratische AkLionspartci (DM), welc::he ihrem 
Selbstverständnis nach alle Rassen umfaßt, aber von der 
chinesischen Stad tbevölkerung dominiert wird, griff die Be-
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nachteiligung der chinesischen Bcvölkenmg im Wahlpro­
gramm auf. Die daraus entwickelten Forderungspunkte wur­
den aber ebenso von der zum Rcgicrungsblock gehörenden 
MCA vertreten, die ihre Ziele besser propagieren konnte_ 
Ebenso erging es der DAP mit ihren Forderungen nach 
härteren Vorgehen gegen die KOlTUption, nach Freilassung 
aller unter der Sicherheitsakte VerhaftetCTJ und der Auf­
reehterhaltung der chinesisch- und Tamil-sprachigen Grund­
schulen. Diese Forderungen wurden von der Regierungs­
administration kurz vor der Wahl in wesentlichen Punkten 
verwirklicht. Die DAP sicht ihre Profilierungschance vor al­
lem darin, aus der Opposition heraus Druek auf die Regie­
rung auszuüben und diese: so zur Einhaltung ihrer Wahlver­
sprechen zu zwingen.1 

Der im wesentlichen reformistische Kurs der DAP läßt k..aum 
einen Gegenpol zur herrschenden Politik erkennen. Da aber 
die Bevölkerungsmehrheit aller Rassen vom sozialen Elend, 
von Arbeitslosigkeit und Ausbeutung gleichermaßen betrof­
fen ist, erhalten oppositionelle außerparlamentarische Bewe­
gungen vornehmlich durch arbeitslose jugendliche großen 
Zulauf. 

Eine der bedeutendsten Bewegungen ist die: Moslemische 
Bewegung der Malaien. Die Dakwah-Bcwegungen sind die 
radikalsten. Sie verfolgen recht unterschiedliche Ziele. 
Während die einen rur eine gerechtere Verteilung des Volks­
vermögens bei Ausschluß von Chinesen und Ausländern von 
jeglicher bedeutenden wirtschaftlichen Betätigung eintreten, 
fordern andere ein konsequentes Leben nach schiitischer 
Koranauslegung. 
Die Moslemische jugendbewegung, mit etwa 40.000 Mitglie­
dern die zahlcnmäß ig stärkste Moslembewegung, verfolgt 
ähnlich wie die im Parlament vertretene PI einen islamischen 
Staat, allerdings nach sunnitischer Vorstellung (die malai-



ischen Moslems sind Sunniten), die nicht so sehr auf den 
Korantext fixiert ist. 8 Die theozentrische PI vertritt unter­
schiedliche Auffassungen in Bezug auf die nichtmalaiische 
Bevölkerung, die von einer Duldung bis hin zu strikter Ab­
lehnung und der Forderung nach Ausweisung reichen_ 
Gemeinsam haben alle moslemischen politischen Bewegun­
gen und Parteien die Zielsetzung, einen islamischen Staat 
mit islamischem Recht aufzubauen, wenn auch die Vorstel­
lungen bezüglich der Koranauslegung auseinandergehen. 

Problematisch ist die Einschätzung der verbotenen Kom­
munist ischen Partei MaJayas (CPM), was die Unterstützung 
seitens der Bevölkerung betrifft. Die am 26.4.1930 gegrün­
dete Partei hatte im Kampf gegen die britische Fremdherr­
schaft von 1948-60 eine breite Massenbasis. Anfang der 60er 
jahre orientierte sich die CPM ähnlich wie die Kommunisti­
schen Parteien Burmas und Thailands unter dem Eindruck 
der chinesischen Revolution an Mao Zedong. Hinzu kam, 
daß die CPM nach ihrem Verbot (1948) und ihrem Rückzug 
in Dschungelgebiete im wesentl ichen nur noch in ihrem 
chinesischen Kern bestand. 
Seither beschränkt sich ihre Tätigkeit auf Guerillaaktionen , 
d.h. auf überfälle und Anschläge vornehmlich auf staatl iche 
Einrichtungen. Diese Aktionen werden aJs Stoßtrupp unter­
nehmen hauptsächlich von ihrem Hauptquartier auf der 
thailändischen Seite der Grenzregion von Betong geführt. 
Größere Aktionen unternahm die CPM 1975, als sie bis 
100 km an die Hauptstadt Kuala Lumpur heranrückte. In 
der zweiten Hälfte der 70er jahre begann eine Großoffen­
sive malaiischer und thailändischer Streit· und Sicherhe its­
kräfte gegen die CPM, in deren Verlauf ihre Operationsbasen 
in Malaysia vernichtet wurden. 
Der Kurswechsel der chinesischen Außenpolitik, die chine­
sische Annäherung an die USA sowie die Bemühungen um 
eine NormaJisierung der Beziehungen zu den ASEAN-Staa­
ten führten Anfang der 70er jahre zu einer Spaltung der 
CPM. Die größte Gruppe mit über 2.000 Mann orientierte 
sich weiterhin nach Peking. Der aus dem Exil in Peking 
zurückgekehrte Musa Ahmad, einer der wenigen Malaien in 
der CPM-Führung, beruhigte die Mitglieder dieser Gruppe 
mit der Feststellung, daß die gegenwärtige Außenpolitik der 
VR China gegenüber der ASEAN nur ein taktisches Manöver 
sei, das Endziel aber weiterhin die Förderung der Revolu· 
tion unter Führung Chinas bleibe. 
Eine etwa 600 Mann starke Gruppe soll marxistisch-lenini­
stisch orientiert sein. Sie will die Revolution in die Städte 
tragen. Ober Stoßtruppaktionen ist sie dabei noch nicht hin­
aus gekommen. 

Gespannks Verhältnis zu Pe king 

Seit etwa 1973 bemüht sich die CPM wieder verstärkt um 
die Anwerbung von Malaien. Noch im selben j ahr konnte 
ein nur aus Malaien beste hendes, 500 Mann starkes Regi­
ment aufgestellt werden. Wie allerdings die Situation der 
CP!\! nach d er Großoffensive der Regierongstruppen ist, 
bleibt unklar. Nach regierungsoffizieller Darstellung sind die 
städtischen Organisationen der CPM zerschlagen worden.9 

Das Verhältnis zwischen Kuala Lumpur und Peking ist heute 
weniger wegen der chinesischen Unterstützung rur die CPM 
gespannt. Vielmehr befürchtet die malaysische Regierung, 
daß die regionalen Hegemoniebestrebungen der VR China in 
Malaysia alte Rassenkonflikte neu beleben könnten. Vor 
diesem Hintergrund muß auch die sich von der ASEAN· 
Mehrheit abhebende Einschätzung der strategischen Lage in 
der Region gesehen werden: Für Kuala Lumpur sind nicht 
Vietnam und die Sowjetunion, sondern die VR China lang­
fristig die größte Gefahr rur die südostasiatische Sicher-

heit. lO 

Folglich lehnt Malaysia die vor allem von den USA und der 
VR China propagierte Militarisierung der ASEAN mit anti­
vietnamesischer und aJltisowjetischer Stoßrichtung ab und 
fordert ein schrittweises mi li tärisches Auseinanderriicken 
der Großmächte sowie einen Abbau der ausländischen MiIi· 
tärstützpunkte in der Region. Skeptisch steht man in Kuala 
Lumpur auch der Unterstützung der Roten Khmer gegen­
über. Erst kürzlich hat Premierminister Mahathir Mohamad 
die Pol-Pot-Clique aJs "völlig widerwärtig" bezeichnet und 
hinzugenigt. daß ob der in jungen Jahren bereits erlangten 
Killennentalität ihrer Anhänger nur eine geringe Wahr­
scheinlich keit bestände, sie zu bcs:w:m. ll 
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Bolivien 
Nico Biver 

Der verspätete Regierungsantritt 
H. Siles Suazos 

Am 5. Oktober d.]. wurde auf einer gemeinsamen Sitzung 
des boliviani$chen Abgeordnetenhauses und des Senats mit 
zweijähriger Verspätung ein Zivilist zum Staatsoberhaupt ge­
wählt. Der Gewählte ist Heman SiJes Suazo, der Führer der 
Linken Nationalistischen Revolutionären Bewegung 
(MNRI), der sich mit 113 von 146 Slimmen durchsetzte. 
Der Führer der Bewegung der Revolutionären Linken 
(MIR), jaime Paz Zamora, wurde zum Vizepräsidenten Boli· 
viens gewählt. Die heiden Kandidaten des linken Bündnisses 
Demokratische Volksunion (UOP) wurden lediglich von den 
Abgeordneten der u!trareehten Parteien Nationalistische 
Demokratische Allianz (ADN) und Bolivianisehe Sozialisti· 
sehe Phalange (FSB) abgelehnt. Von den 15 Ministern der 
Olm 10. Oktober d.]. gebildeten Regierung, gehören 7 der 
MNRl, 6 der MIR und 2 der Kommunistischen Partei Boli· 
viens (PCB) an. 
Mit diesem Ereignis gingen in Bolivien 2 Jahre Herrschaft 
des Militärs zu Ende. Die Generale sahen sich gezwungen, 
das bereits Olm 29.6.1980 gewählte Parlament einzuberufen. 
Damals war es beim dritten Wahlgang in Folge zu einem 
Wahlsieg der 1978 gegründeten UDP gekommen, die jedes· 
mal durch das Militär an der Regierungsübernahme gehin. 
dert wurde. 
Der Putsch vom 17.7.1980 unter General Garcia Meza, der 
mit Unterstützung des argentinisehen Militärs durchgeftihrt 
wurde, war einer der blutigsten der bolivianisehen Geschich· 
te,l Der General, der versprochen hatte, 20 Jahre an der 
Macht zu bleiben, um das Land vom marxistischen Krebs zu 
heilen, mußte bereits nach 13 Monaten abtreten. 

Wirtschaftliches Debakel seit dem Juliputsch 1980 

Ein Grund war die außenpolitische Isolation, zu der es vor 
allem durch den Terror der Generale und der paramilitäri­
schen Banden sowie durch ihre Beteiligung am Kokain· 
Schmuggel gekommen war. Desweiteren führten die Korrup' 
tion des herrschenden Teils der Militärs, ihre Unnihigkeit, 
der katastrophalen wirtschaftlichen Lage Herr zu werden 
und der wachsende Volkswiderstand zu Auseinandersetzun· 
gen innerhalb der Streitkräfte. Diese endeten am 3.9.1982 
mit der Ernennung des wenig exponierten Generals Celso 
TorreJio Villa zum Präsidenten. 2 

Dieser be kam sogleich den Widerstand der Arbeiter und 
Bauern zu spüren, die in ihrer großen Mehrheit in der Boli· 
vianischen Arbeiterzentrale (COB) organisiert sind. Die 
Zinnminenarbeiter führten im November 1981 erfolgreiche 
Streiks flir Lohnerhöhungen und die LegaJisierung ihrer Ge· 
werkschaften durch. In der Folge kam es vor allem zu 
Streiks, Straßenbesetzungen und Demonstrationen gegen die 
Wirtschaftspolitik der Regierung. 
1981 war es zu einem RÜCkgang des Bruttoinlandsprodukts 
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um 2% gekommen. Die Auslandsverschuldung erreichte die 
Rekordhöhe von 3,8 Mrd. Dollar. Diese war vor allem 
während der Amtszeit General Banzers (1971.78) gewach· 
sen, der aufgrund seiner "marktwirtschaftlichen" Politik 
von Privatbanken und vom Internationalen Wähmngsfond 
(IMF) mit Krediten überschüttet wurde. Diese nutzte man 
aber nur zu einem geringen Teil für produktive Investitio· 
nen, sondern sie dienten vor allem der Bereicherung der 
herrschenden Militärspitze und Oligarchie. Der Schulden· 
dienst wird von Oktober 1982 bis Ende 1983 die Export· 
erlöse übertreffen. 
Die Ursachen der Wirtschaftsmisere sind einerseits in der 
Wirtschaftskrise der entwickelten kapitalistischen Länder zu 
suchen, die zu einer geringeren Nachfrage und zu sinkenden 
Weltmarktpreisen ftir Zinn, dem bolivianischen Hauptex. 
portartikel, geführt hat. Die hohen internationalen Zinsraten 
lassen die Zinszahlungen in die Höhe schießen. Die multi· 
nationalen Konzerne, die den Export von Enen kontrollie· 
ren, deponieren ihre Erlöse nicht mehr bei der boliviani· 
sehen Zentralbank, sondern bei ihren ausländischen Zentra· 
len. 3 

Andererseits gibt es innere Ursachen. Diese sind die Veral· 
tung der Produktionsanlagen im Bergbau, die weit verbrei· 

tete Korruption, die fehlende Kontrolle über den Devisen· 
fluß und die politische Labilität des Regimes. In dieser 
Situation waren neue Kredite vom IMF notwendig, um die 
Exporte und den Schuldendienst finanzieren zu können. 
Dieser knüpfte die Kreditgewähmng an die Abwertung des 
Peso, die Streichung von Subventionen, besonders rur Nah· 
rungsmittel, und die Verringerung der Staatsausgaben. 
Am 5.2.1982 wurde der Peso um 76% abgewertet (44 Pe· 
sos = I Dollar) und wurden Preiserhöhungen für die öffent· 
lichen Dienstleistungen, rur die Energieversorgung (zwischen 
25 und 60%) und für Brot durchgesetzt. Die Preise für Mie· 



ten und fünf Grundnahrungsmittel wurden eingefroren, die 
Löhne im staatlichen Sektor um 17-130% erhöht_4 

Da diese Maßnahmen den IMF nicht zufriedenstellten, wur­
de der Wechselkurs außer für die Finamderung der Auslands­
schulden, des Weizenimports und der Käufe des öffentlichen 
Sektors freigegeben_ Damit legalisierte man den Schwarz­
marktkurs von 115 Pesos für einen Dollar im März 1982, 
was einer Durchschnittsabwertung von 65% gleichkam. Die 
Subventionen für Reis, Zucker und Milch wurden gestrichen 
und eine Prämie, die den Kaufkraftverlust nicht deckte, an 
die Beschäftigten des öffentlichen Sektors ausgezahlt. 5 

Diese Politik hat zur folge: 
• Eine Verteuerung der Importe besonders ru~ die Privat­
unternehmer. Daraus ergeben sich Preissteigerungen ihrer 

Produkte, die sie bei sinkender Kaufkraft immer $(:hlecht~r 
absetzen können, was wiederum zu Produktionsrückgängen, 
Bankrotten und damit zu Arbeitslosigkeit führt. Heute er­
reicht die Quote der Arbeitslosen und Unterbeschäftigten 
44%. Angesichts der Krisensituation auf den Weltmärkten 
ist e ine vom IMF beabsichtigte Exportsteigerung der nicht 
konkutTenzfahigen bolivianisehen Industrie illusorisch. Die 
kleinen Transport- und Busuntemehmer wollten ihre Preise 
um 200% heraufsetzen, da sich die Benzinpreise erhöht hat­
ten und sie die Raten für ihre im Ausland gekauften Fahr­
zeuge nicht mehr aufbringen konnten. 

• Den Rückgang des Lebensstandards der Bauern, da die 
Abnehmerpreise für landwirtschaftliche Güter eingefroren 
wurden (mit Ausnahme von Mehl, das zu 85% importiert 
wird), die Preise für andere Konsumgüter aber steigen. 
• Das Absinken des Lebensstandards der Arbeiter und An­
gestellten, da die Lohnsteigerungen hinter der Inflationsrate 
von miltlerweile 500% (bei einem Wechselkurs von 280 Pe­
sos = 1 Dollar im September d.].) zurückbleiben. 
• Profitsteigerungen für die Rohstoffexporteure, da sie ihre 
Erlöse in Dollars erzielen und niedrigere Reallöhne zu zah­
len haben. 6 
• Eine weitere Bereicherung der Kokainhändler. Sie 
schmuggeln jährlich Kokain im Wert von 1,5 Mrd Dollar in 
die USA 7 und tragen mit diesem Geld zu einer weiteren 

Steigerung der Innation und der Importe bei. Den Bauern, 
die die Coca-I'flanze anbauen, bleibt gerade genug zum 
überleben. 
Es ist also wenig erstaunlich, daß sich an der Wirtschaftspoli­
tik der Militärs der breite Protest der Massen und selbst der 
nationalen Bourgeoisie entzündete. 
Im März 1982 rief die COB zu Demonstrationen für die 
Erhöhung der Löhne auf, und forderte sie den Rücktritt der 
Militärs. Verhaftungen von Gewerkschaftern und Morde an 
Demonstranten führten Ende März und Mitte April d.J. zu 
zwei Generalstreiks. Die Studenten erkämpften sich die 
Hochschulautonomie zurück. 
Am 27. Mai d.J. wurde dann das Verbot der Parteien und 
Gewerkschaften aufgehoben sowie eine Generalamnestie 

verkündet. Im Juni 1982 versprach C. Torrelio Villa, im 
April 1983 Wahlen abhalten zu lassen. 
Diese weitgehenden Zugeständnisse sowie die Unmöglich­
keit, die Wirtschaftspolitik des II\IF vollständig durchzuset­
zen, führten zu weiteren Spannungen innerhalb der Streit­
kräfte. Nachdem ein Putschversuch der reaktionärsten, mit 
der Kokain-Mafia verflochtenen Teile des Militärs scheiterte, 
einigte man sich darauf, C. TOtTelio Villa am 21.7.1982 
durch den Kompromißkandidaten Guido Vildoso Calderon 
zu ersetzen. 
Die COB rief am Tag seiner Vereidigung zu einem einstündi­
gen Generalstreik auf, da ihm trotz seines Versprechens, die 
Wahlen im April 1983 abzuhalten, kein Vertrauen geschenkt 
werden könne. Die COB forderte außerdem Neuwahlen zu 
einem früheren Zeitpunkt und die Auflösung der paramilitä­
rischen Banden, die sich auf die FSB und die Kokain-Maffia 
stützen. Da sie weiterhin Anschläge auf progressive Politiker 
verübten, wechselten diese täglich den Aufenthaltsort und 
Siles Suazo zog es vor, bis zu seinem Amtsantritt am 10. 
Oktober 1982 im Exil in Peru zu bleiben. 

In der Frage der Wahlen, wurde die COß lediglich von der 
MNRI und der Kommunistischen Partei .Boliviens (PCB ), die 
beide Teil der UDP sind, unterstützt, während die anderen 
großen Parteien und der Unternehmerverband die sofortige 
Einberurung des Kongresses von 1980 forderten. Die mei-
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sten Parteien hofften wegen der unklaren Mehrheitsverhält­
nisse im Parlament, Einnuß auf die Regierung nehmen zu 
können, während es bei Neuwahlen möglicherweise zu einer 
absoluten Mehrheit der UDP gekommen wäre, wovon so­
wohl Siles Suazo als auch I'az Zamora ausgingen.! 
Neuwahlen hätten allerdings den Nachteil gehabt, daß das 
Militär noeh länger an der Macht geblieben wäre und die 
Gefahr eines Putsches sich erhöht hätte. Zudem wären sie 
schwer zu finanzieren gewesen. Unter dem Druck der Volks­
bewegung sah sich das MilitälTegime gezwungen zu ma­
növrieren. Es setzte das undemokratische Wahlgesetz von 
1965 wieder in Kraft, das den Sieg der rechten Kandidaten 
sichern soUte. 

Die Hinhaltepolitik der Generale, die sich verschlechternde 
ökonomische Situation und ein neuer Wirtschaftsnotstands­
p lan der Regierung führten zu immer neuen Streiks und 
Demonstrationen. Ein Streik der Busuntemehmer für höhe­
re Fahrpreise, nachdem eine weitere Subventionskürzung für 
Benzin drohte, wurde daraufhin mit einer Demonstration 
von 10.000 Menschen beantwortet, die eine Erhöhung der 
Löhne forderten. Bauern besetzten die Oberlandstraßen, um 
gegen das Einfrieren der Abnehmerpreise für Agrarprodukte 
zu protestieren. 
Diesen Aktionen folgte ein unbegrenzter Streik der Berg­
arbeiter für höhere Löhne und Neuwahlen. Am 7.9.1982 
fand eine Demonstration der MIR mit 50.000 Demonstran­
ten statt, begleitet von Generalstreiks in mehreren Provin­
zen. Auf einer Demonstration in der Hauptstadt La Paz am 
15.9.1982, an der 80.000 teilnahmen, rief die COB zu ei­
nem unbegrenzten Generalstreik für Neuwahlen im Novem­
ber 1982 auf, der das ganze Land lahmlegte. Am 17. Sep­
tember d.J. erklärte G. Vildoso Calderon sich in einer Fem­
sehansprache bereit, die Macht in kün.ester Frist an einen 
vom Parlament gewählten Präsidenten abzugeben, wobei er 
sechsmal betonte, daß dies nicht auf Druck hin erfolgt sei. 
Die COB setzte daraufhin den Generalstreik aus. Die Berg­
arbeiter allerdings setzten ihren Ausstand bis zum 7.10.1982 
fort, bis ihnen eine Prämie zugestanden wurde. 
Auch wenn die Volksbewegung der Hauptfaktor rur den 
Rückzug der Militärs war, war sie nicht der einzige. Die 
Bourgeoisie, die früher die Macht der Militärs eher schätzte, 
hatte selbst unter der Wirtschaftspolitik zu leiden und ent· 
fernte sich mehr und mehr von jenem Teil der machthaben­
den Militärs, der weniger ihre Interessen vertrat, als durch 
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Korruption und Kokainschmuggel in die eigenen Taschen 
wirtschaftete. 
Die USA konnten ihrerseits ein Regime, das das Land mehr 
und mehr auf eine Revolution zusteuerte, das international 
diskreditiert und als hauptverantwortlich für den Kokain­
export in die USA enttarnt war, nicht mehr stützen. 

Die Ahernative zur MilitälTegierung ist allerdings eine Links­
regierung mit einem antiimperialistischen, antifaschistischen 
Programm. Dieses UDP.Programm9 aus dem Jahr 1979 
sieht vor, die Wirtschaft des Landes an den Bedürfnissen der 
Arbeiter, Bauern, Akademiker, Studenten und anderen 
Schichten auszurichten. Der staatliche Wirtschaftssektor soU 
ausgebaut, der Außenhandel kontrolliert werden. Vorge­
sehen ist außerdem die Förderung von Genossenschaften 
und nichtmonopolistischen Betrieben in der LandwirtschaEt 
sowie eine nichtpaktgebundene Außenpolitik. 
Allerdings bostehen zwischen der sozialdemokratischen 
MNR, der linkspopulistischen MNRI und der peB in weiter­
gehenden Fragen Differenzen. Die UDP verfUgt außerdem 
nur über 47 von 130 Sitzen im Abgeordnetenhaus und kann 
mit der Unterstützung anderer linker Parteien auf knapp 60 
Sitze kommen, obwohl sie bei den Wahlen zusammen die 
absolute Mehrheit der Stimmen erreicht hauen. lO Außer­
dem muß die Regierung einer auf den ersten Blick ausweg­
losen wirtschaftlichen Situation begegnen. 

Kampfansage an Korruption und Spekulation 

Noch in Lima kündigte H. Siles Suazo am 7. Oktober d.J. 
eine "Kriegswirtschaft" an, "einen totalen Krieg gegen die 
Korruption, den Hunger, die Spekulation und das institutio­
nalisierte Verbrechen". Der staatliche Wirtschaftssektor sol­
le effizienter und die Privatindustrie in die Lage versetzt 
werden, mehr zu investieren. 
Bei den Verhandlungen mit dem IMF solle "die Souveräni· 
tät des Landes nicht aufs Spiel gesetzt" werden. Laut H. 
Siles Suazo haben bereits Länder der EG und des Anden­
pakts dem Land Hilfe zugesagt. 129 US-Banken sind bereit 
in Umschuldungsverhandlungen einzutreten. 
Bereits vor dem Machtantritt des neuen Präsidenten hatte 
u.a. die COB gefordert, die Banken zu verstaatlichen, um die 
Devisengeschäfte zu kontrollieren. H. Siles Suazo erklärte 
weiter, daß er zusammen mit den USA den Kokainschmug­
gel bekämpfen wolle und sich um Kredite fUr eine Umstel­
lung des Coca-Anbaus bemühen werde. Damit würde der 
reaktionärste Teil des Militärs seiner Existenzgrundlage be­
raubt. 
Weiterhin kündigte H. Siles Suazo an, daß er die Armee von 
kOlTupien und inkompetenten Führern befreien wolle. Be­
reits am 10. Oktober d.J. hat H. Siles Suazo das Oberkom· 
mando der Armee und der Teilstreitkräfte mit demokrati­
schen Offizieren besetzt, obwohl die militärischen Führer 
ihn mehrfach vor einer Einmischung in die inneren Angele­
genheiten der Armee gewarnt hatten. Auf außenpolitischem 
Gebiet werde Bolivien die Mitgliedschaft in der Bewegung 
der Nichtpaktgebundenen beantragen. Außerdem forderte 
er eine Organisation der amerikanischen Staaten unter Aus­
schluß der USA. ll 

Die Durchsetzung dieser Forderungen und des Programms 
der UDP stößt allerdings aur große Widerstände und Pro­
bleme. 
~Die USA haben mehrere Möglichkeiten um auf die Politik 
der Regierung Einfluß zu nehmen. Die wirtschaftliche Zu­
kunft des Landes hängt zum Teil von den Umschuldungsver­
handlungen mit US-Banken und mit dem IMF ab, der wie­
derum unter der Kontrolle der USA steht. Erfl.lIIt die Regie­
rung die Bedingungen des IMF, wird sie auf kurz oder lang 



die UnterslülZung des Volkes verlieren. 
Bereits im August d.J. soU nach Angaben des gewöhnlich 
gut informierten Latin American Weekly Report der US­
Botschafter in La Paz, Edwin CorT, dem jelZigen Präsidenten 
ein Hilfspaket in Höhe von 100 !\lio Dollar angeboten ha­
ben , falls die Kommunistische Partei von der Regierung aus­
geschlossen bleibe. IZ 

Als weiteres Druckmittel können die USA ihre strategischen 
Zinnreserven einsetzen. Wenn sie diese auf dem Weltmarkt 
anböten, wÜTde der Preisverfall der bolivianischen Wirtschaft 
den Todesstoß versetzen. Als letzte Möglichkeit bliebe au­
ßerdem noch die Organisierung eines neuen Militärputsches. 
Kommt es dennoch zu progressiven Veränderungen unter H_ 
SUes Suazo? Günstig für die Durchsetzung sozialer, politi­
scher und ökonomischer Refonnen wirken sich vor allem 
zwei Faktoren aus: 70% der Wirtschaft stehen bereits heute 
unter staatlicher Kontrolle, was eine Modernisierung dieses 
Sektors vereinfacht. "Im Unterschied zu dem was sich in 
Allendes Chile ereignete, ... wird in Bolivien der, der an der 
Regierung ist, auch an der Macht sein, weil er 70% der Devi­
sen besitzt", erklärte.!. Paz Zamora im juli d.j.13 

Der zweite Faktor, der eine progressive Entwicklung begün­
stigt, ist der hohe Organisations- und Bewußtseinsstand der 
Massenbewegung. In keinem kapitalistischen Land Süd­
amerikas ist ein gleich hoher Anteil der Bevölkerung organi­
siert. Wenn sich die Regierung auf diese Massenbewegung 
stützt, wird es ihr auch möglich sein, ohne die "Hilfe" des 
IMF auszukommen. 
Nikaragua ist es gelungen, bei wesentlich ungünstigeren wirt­
schaftlichen Ausgangsbedingungen (höhere Verschuldung, 
zerstörtes Land) ein hohes Wirtschaftswachstum zu erzielen 
und innerhalb von gut zwei Jahren mehr als 1,2 Mrd Dollar 
an Krediten zu erhalten, ohne auf den IMF zuriickgreifen zu 
mÜssen. 14 Freilich gelang dies dort einem Volk unter Waf­
fen - eine Machtgrundlage, an der es Boliviens Linksregie­
rung vorerst fehlt. 
Diese ist dennoch zuversichtlich: "Das gleiche Volk, das die 
Oligarchie im April 1952 besiegt hat und das heu te - ohne 
einen Schuß abzufeuern - die Demokratie zuriickgewonnen 
hat, wird mir helfen voranzukommen" ,15 erklär te der neue 
Präsident H. Siles Suazo, der einer der Führer der Revolu­
tion von 1952 war. Daß es notwendig ist, das Vo lk zu be­
waffnen, um die Volksregierung zu verteidigen, haben seine 
führer erkannt: "Ich glaube, daß man in Bolivien nicht 
durch eine militärische Strategie des Volkes an die Regie· 
rung gelangt, sondern daß die bolivianische Besonderheit da· 
zu führt, daß das Volk seine Regierung durch eine militä­
rische Strategie verteidigen muß",16 erklärte der jetzige 
Vizepräsident j. Paz Zamora bereits im juli 1982. 

Anmerkungen: 
I) Siehe AlB 9/1980, S. 8-9 
2) Siehe AlB 9/1981,5. 4-5 
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4) Daten nach: Neue Zürcher Zeitung (NZZ), Zürich, 

21.{22.2.1982 
5) Nach: Latin American Weckly Report (LAWR), London, 
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6) VgJ. Lateinamerika Nachrichten, Berlin-West, Nr. I02{April 

1982. S. 24-26 
7) Laut Newsweek, New York, 2.8.1982, 5.20 
8) Nach: Frankfurter AUgemdne Zeitung (FAZ), 29.9.1982 und 
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9) Wortlaut in: AlB 9{1979, 5.15-16 

10) ILA·lnfo, September 1980, 5.2 
11) Zit. und Daten naeh: Süddeutsche Zeitung (SZ), 8.10.1982; 
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Chile 

Willi Huismann 

Das neue Gesicht 
der Opposition (2) 

Seil einigen Monaten ist der in Latcinamerika-Angelegenhei. 
ten erfahrene Experte Sassenfeld ab Venreter der Friedlich­
Ebert-Stiftung (FES) im Lande, um politische und Gewerk­
schaftsführer zu beraten. Aber schon in den vorangegange­
nen Jahren war die FES präsent. inoffiziell vertreten durch 
einen chilenischen Rechtsanwalt. 
Ab Märl. 1982 will die Stiftung Seminare finanzieren, in 
denen über die sozialdemokratische Strategie ruf Chile bera­
ten wird. Da:w werden Persönlichkeiten der Radikalen Par­
tei, der Gewerkschaften, aller Volksparteien, außer der 
Kommunistischen Partei Chiles (pee), und Unabhängige 
eingeladen. 
Die "alten" Sozialdemokraten Chiles sehen ihre Aufgabe 
darin, einen politischen Dialog zu beginnen, der zur Bildung 
einer neuen linkssozialdemokratischen Bewegung fUhren 
könnte. Eine der Schlüsselfiguren dieses Dialoges ist ManueJ 
Zanhuesa. 

Neue Größe: die Sozialistische Konvergenz 

Auch er hat ein bewegtes politisches Leben hinter sich. Als 
Mitglied der sozialdemokratischen PIR war er Minister unter 
Salvador Allende (1970·73). Jetzt ist er Vorsitzender der 
"Gruppe der 24", die gegen A. Pinochets Verfassung (im 
September 1980 per Referendum verankert; d. Red.) einen 
alternativen Entwurf ausarbeiten wollte, damit aber nie fer· 
tig wurde. Heute hat die Gruppe ein bißehen die Funktion 
eines "kleinen Parlaments" der gemäßigten Opposition, das 
sich über den demokratischen Ausweg Gedanken macht. 
Außerdem ist M. Zanhuesa Leiter des Zentrums für soz ial­
demokratische Studien. 
J uzt glauben M. Zanhuesa und seine Leute. daß die 
Sozialdemokratie neuen Schwung in die Oppostion bringen 
kann ... Sagen Sie besser nicht Sozialdemokratie", wendet er 
ein, .. sondern demokratischer Sozialismus. Das ist nicht das­
selbe wie die Sozialdemokratie in Europa. Die ist rur ein 
unterentwickeltes Land nicht einfach übertragbar. Aber in 
der politischen Philosophie ist der demokratische Sozialis· 
mus m it ihr identisch." 
M. Zanhuesa wird konkreter, als es um das "wie" der Sozial· 
demokratie geht: " In der gegenwärtigen Etappe geht es um 
die Ausarbeitung einer sozialdemokratischen Strategie. Da· 
nach kann es zu einem Abkommen der verschiedenen Ten· 
denzen oder gar zu einer Konföderation kommen." 
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In dieser Konföderation können die Bewegung der Einheit· 
lichen Volksaktion (MAPU), die MAPU·Arbeiter und Bau· 
ern (MAPU·OC), die Christliche Linke und Teile der Sozia· 
listischen Partei, einschließlich des Almeyda.Flügels, einge· 
schlossen werden. 
"Aber das ist Zukunftsmusik. Wenn morgen die Freiheit 
käme, würde sich diese Alternative herausbilden." M. Zan· 
huesa spinnt seinen Faden weiter: "Es wird in Chile keinen 
Ausweg geben, der nicht christdemokratisch·soz ialdemokra­
tisch ist." Und im nächsten Atemzug weist er den Kommu­
nisten die Rolle der konstruktiven Opposition zu: "Um 
Chile wieder aufzubauen, müssen alle an der Macht beteiligt 
werden. Die Kommunisten in der Opposition. Vielleicht 
geht es so wie in Spanien mit dem Pakt von Moncloa." 
Bleibt die Frage, ob die Sozialisten und die "neue Linke" 
bereit sind, sich einem sozialdemokratischen Projekt zu 
öffnen. Nach vielen persönlichen Gesprächen mit Mitglie· 
dern und Funktionären dieser Parteien würde ich das beja. 
hen. 
Auch die kleinen linken Parteien MAPU. MAPU·OC und 
Christliche Linke, alle aus dem linken Flügel der Christ­
demokratie hervorgegangen, orientieren auf neue politische 
Allianzen ohne die PCC. Gemeinsam mit dem Ahamirano­
Flügel der Sozialistischen Partei schlossen sie sich in der 
Sozialistischen Konvergenz, der sozialistischen überein· 
kunft. zusammen. 

Die Konvergenz will den "demokratischen, selbstverwalte· 
ten Sozialismus". Sie geht davon aus, daß die chilenische 
Linke in einer tiefen Krise ist, die sich darin ausdrückt, daß 
die Volksbewegung keine politische Fühnmg hat. Weitere 
Aussagen der Konvergenz sind: 
• Die Unidad Popular ist historisch überholt. 
• Die Konvergenz wird im wechselseitigen Prozeß von Basis 
und Führung wachsen. 
• Die chilenische Gesellschaft ist durch das Wirtschafts­
modell so "komplex" geworden, daß sie mit dem einfachen 
Klassenmodell nicht mehr zu erklären ist. 
• Der chilenische Sozialismus muß sich von "Revolutions· 
mustern" aus anderen Ländern trennen und sich auf die 
eigenen historischen Werte wie: Humanismus und Demokra· 
tie besinnen. 
• Sozialismus bedeutet vor allem Sozialisierung der politi· 
sehen Macht. 
• Terrorismus, Guerillataktik und Konspiration sind abzu­
lehnen. 



Die Mitglieder der Konvergenz-Parteien haben ein Hauptpro­
blem. Ab Intellektuelle und Studenten leben sie in einem 
gesellschaftlichen Getto, das mit den sozialen Bewegungen 
in den Betrieben und Elendsvierteln nur vereinzelte Verbin­
dungen hat. Die Masse kennt die Konvergenz nicht. Aber in 
der öffentlichen Diskussion, in der Kulturarbeit und an den 
Universitäten spielt sie eine wichtige Rolle. 
Die kleinen chilenischen Linksparteien haben ihren alten 
Ehrgeiz. linker und marxistischer sein zu wollen als die 
Kommunisten, längst abgelegt und sind in ideologischer Hin­
sicht ein Stück des Weges zurückgegangen. der sie in den 
Zeiten des revolutionären Aufschwungs von ihrer gemein­
samen Mutter, der Christokratie, wegfUhrte. Unterwegs tra­
fen sie die Sozialdemokratie, die in Lateinamerika frisch 
und unverbraucht wie eine jungfrau aus dem Atlantik stieg. 
Natürlich gibt es zwischen den .. alten" und den "neuen" 
demokratischen Sozialisten Chiles Unterschiede (z.B. was 
die Basisdemokratie betrifft), aber das gemeinsame ideologi. 
sche Grundgepäck reicht für eine politische Zusammenarbeit 
aus. 
Aber dann ist da noch die Christdemokratische Partei 
(PDC), die in den letzten 20 jahren das Gesicht Chiles mit­
prägte. Auch heute noch ist sie neben der PCC die stärkste 
Kraft in der Opposition. Vor allem in den Berufsgremien der 
Selbständigen und in der Gewerkschaftsbewegung haben 
christdemokratische Führer starke Positionen. 
Auch die Christdemokratie wird für die Zeit "danach" An­
spruch auf die politische Macht anmelden. Aber sie kann nie 
wieder so stark werden wie "vorher". Denn unter den Be· 
dingungen der Diktatur und auch angesichts der Erosions· 
erscheinungen der Christdemokratie in ganz Lateinamerika 
treten aUe ihre Schwächen und der Mangel an innerer Kon­
sistenz deutlich hervor. 

Gelähmter Koloß Christdemokratie 

Führungspersönlichkeiten wie Eduardo Frei (im januar 
1982 verstorbener PDC·Vorsitzender und Ex-Präsident Chi­
les; d. Red.) und Gabriel Valdes Zaldivar (im Mär.t 1982 
zum PDC·Vorsitzenden gewählt; d. Red.) gelang es nur 
mühselig, die auseinanderstrebenden Flügel zusammenzu­
halten. Nach dem Tod des einen und der Ausbürgerung des 
anderen sind verbindliche politische Richtlinien gar nicht 
mehr durchzusetzen. Die einen arbeiten mit der junta zu· 
sammen und verdienen gut am ökonomischen ModeJl; die 
anderen arbeiten mit den Kommunisten zusammen. 
Eine neue und wichtige Tendenz, die von der "sozialen 
Mobilisierung" mit dem Ziel eines "selbSlverwalteten Sozia· 
lismus" ausgeht und starke Positionen in der christdemokra­
tischen jugend hat, orientiert auf das Projekt der Konver­
genz. Ihre Abspahung von der PDC ist nicht auszuschließen, 
wird aber nicht angestrebt. Die Chnstdemokratie insgesamt, 
mit starken ideologischen Wurzeln im Volk, ist wie ein ge· 
lähmter Koloß; jeder Körperteil bewegt sich in eine andere 
Richtung. 
Aber wenn ihr natürliches Umfeld, d.h. die parlamentarische 
Demokratie, wiederhergestellt sein wird, wird sie quick. 
lebendig werden und ungeahnte Kräfte freisetzen. Sicher ist, 
daß an ihrer Basis der antifaschistische Einfluß gewachsen 
ist, daß also eine Neuauflage der offenen Kollaboration, z.B. 
in einem militär-zivilen Kabinett. kaum eine Chance hat. 
Insofern ist die Christdemokratie auf einen Bündnispartner 
angewiesen, um ein demokratisches und friedliches Ober­
gangsprojekt durchsetzen zu können. Dieser Bündnispartner 
könnte die Sozialdemokratie sein. 
Was aber ist mit der sozialen Basis der Sozialdemokratie in 
diesem Land, in dem die Arbeiterbewegung zwar immer mit 
den Mittelschichten Bündnisse suchte, aber stets ihre unab-

hängige und revolutionäre Politik verfolgte? 
Ich glaube, daß zumindest zeitweise eine soziale Basis für ein 
linkes sozialdemokratisches Projekt zu mobilisieren ist, und 
zwar aus folgenden Gründen: 
• Das ökonomische Bewußtsein der Arbeiter - schon 
während der UP-Zeit (1970-73) e ine gef;ihrliche Fußangel 
für die Volksbewegung - hat sich durch das Modell eher 
noch verstärkt. Außerdem fUhrte das Modell zur Verkleine­
rung der industriellen Arbeiterschaft, verschärfte es das Ein­
kommensgefalle zwischen den verschiedenen Gruppen der 
Arbeiterklasse ebenso wie die KonkurTem: unter den Arbei· 
terno Auf diesem Boden können sich die spontan wirkenden 
Elemente sozialdemokratischer Ideologie leichter durchset­
zen als die anstrengende und von jedem Opfer fordernde 
Strategie der revolutionären Kräfte. 
• Die Mittelschichten als natürliche Basis sozialdemokra­
tischer Ideologie sind nach einer längeren Phase der Diktatur 
entgegen vieler Unkenrufe nicht verschwunden oder auch 
nur kleiner geworden, auch wenn es in ihnen schmenhafte 
Umstrukturierungen gab. Die kleinen und mittleren Unter­
nehmer z.B., die vom Modell ruinien wurden, verwandelten 
sich nicht in Proletarier, sondern blieben Bourgeois - Han­
deJsbourgeois. Statt Schreibmaschinen zu produzieren, im­
portieren sie sie jetzt. 
Auch die Privatisierung der staatlichen Sozialpolitik - die 
werst die Zahl der StaatsangeStellten halbierte - bringt eine 
Schicht von neuen Weiße-Kragen-Arbeitern hervor, z.B. die 
Tausenden von Agenten der neuen privaten Rentenversiche­
rungen, die der Sozialdemokratie aufgeschlossen gegenüber­
stehen. Nicht zufallig sind die Vorsitzenden der beiden An­
geSlelitengewerkschaften Chiles, ANEF und CEPCI'I, Sozial­
demokraten. 
• Auch die Arbeitslosigkeit - in einigen Elendsvierteln 
Santiagos bei 60% - schafft ein Heer von "Arbeitern auf 
eigene Rechnung", von verarmten Kleinproduzenten und 
~Iändlern der Subsistenzproduktion. Auch die könnten nach 
der neuen Ideologie wie nach einem Strohhalm greifen, ge­
nauso wie sie es 1964 nach der "Revolution in Freiheit" 
Eduardo Freis taten. 
Soziale und politische Bedingungen für eine Sozialdemokra­
tisierung Chiles sind vorhanden. Sie wurden zum Teil durch 
das wirtschaftliche Modell der Diktatur selbst geschaffen. 
Sollten sich die Krisentendenzen des Regimes katastrophen. 
artig verstärken, sich damit die Notwendigkeit einer demo­
kratischen Öffnung ergeben, sollten die alten und neuen 
Sozialdemokraten die notwendige Geschicklichkeit und vor 
allem Entschlossenheit aufbringen, ihre Stunde zu nutzen, 
und sollte die revolutionäre Alternative des Volksaufstandes 
weiterhin eine ferne Projektion ohne aktuelle Anziehungs· 
kraft auf die Massen bleiben, dann kann es sein, daß die 
Sozialdemokratie in der "Nach.Pinochet-Ära" eine Rolle in 
der chilenischen Politik spielen wird. 

Die Kommunisten jedenfalls kalkulieren die Möglichkeit ei· 
ner übergangslösung ein, weil sie wissen, daß die Bedingun­
gen für die revolutionäre Lösung noch nicht herangereift, 
andererseits aber schnelle Änderungen wegen der Krise der 
Herrschenden nicht auszuschließen sind. 

Aber jede Reformregierung nach A.P. Pinochet sähe sich 
nach einer kurzen Anfangseuphorie einem unlösbaren 
Dilemma gegenüber: Im Chile der Finanzdans, das eine lang­
jährige monopolkapitalistische Radikalkur durchlebte, sind 
Reformen ohne Revolution nicht möglich. 
Denn wer soll die Reformen bezahlen? Wer soll die (jetzt 
schon) 15 Mrd Dollar Auslandsschulden der chilenischen 
Wirtschaft zurückzahlen? Wie sollen die enormen Zerstö­
rungen des Landes in der Wirtschaft, in der Kultur, im Erzie· 
hungswesen wieder repariert werden, ohne die Herrschaft 
der Finanzgruppen radikal zu brechen? 
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Viöa deJ Mar, luxuriöser Bad~ort an d~r Küst~ d~s pazifi. 
schen Ozeans. DaJ 23. Schlagerfestival wird eröffnet. Eine 
33·Mio-Peso-Schow. Tage des großen Geschäfts und der 
seichten, einschläfernden Folklore. 
Aber nichts läuft so, wie es sich die Veranstalter vorg~stdh 
haben: An vielen Stellen der Stadt wird der V~rk~hr mit 
Miguelitos (Reifentötem) und brennenden Barrikaden zum 
Stillstand g~brachl. Den Neugierigen werden Flugblätter der 
Linken in die Hand gedrückt. Behörden und journalisten 
erhalten Tag fUr Tag Anrufe mit Bombendrohungen. An ver­
schiedenen Stellen werden Scheinbomben gelegt, die den 
Sicherheitsapparat viel Kraft und Nerven kouen. An den 
Häuserwänden erschdnen Parolen gegen den Tyrannen, und 
von Hochhäusern segeln Tausende von Flugblättern in die 
Menge. 
Oie Polizeikontrollen müssen verstärkt werden. Unruhe ver­
breitet sich. Die Beschaulichkeit des Festivals ist dahin. 
Dann f;ilIt für Stunden der Strom aus, w~il das Kommando 
"Manuel Rodriguez" drei 1I0chspannungsmasten in die Luft 
gejagt hat. Danach verteilt das Kommando 100 Kassetten an 
die journalisten, auf denen der Sinn der Aktion erklärt 
wird. 

Rebellion - z.B. in Viila dei Mar 

Zeichen der Rebellion. Vina ist eine der bisher größten Ak­
tionen venchiedener Gruppen der Linken und der Bewe· 
gung der revolutionären Linken (MIR). Die "traditionelle" 
Linke, vor allem die PCC, geht die ersten Schritte einer 
neuen Taktik der Konfrontation, der Sabotage. der Destabi­
lisiernng des Regimes, der Einschüchterung des Sicherheits­
apparates und der Bestrafung von "sapO!" (Spitzeln). Aktio­
nen wie die in Viöa dei Mar gibt es in den letzten Monaten 
in ganz Chile. 
Ein Teil der Linken ist dabei, den lähmenden Ring der 
Angst, der Apathie und der Resignation großer Teile des 
Volkes zu durchbrechen. Der Zeitpunkt daftir ist günstig. 
Denn die Junta hat ihr~ letzten Anhänger im Volk verloren 
und ihre Hauptstützen sind untereinander in einen heftigen 
Kampf um die Hegemonie eingetreten. Die junta hat die 
politische Initiative und die Selbstsicherheit verloren, mit 
der sie noch vor zwei Jahren bei einem "Plebiszit" die Ver­
fassung durchpeitschte, die ihren Terror institutionalisieren 
und verewigen sollte. 
Der Weg einer langsamen, schrittweise Öffnung wie in Brasi­
lien oder Spanien, auf den die Christdemokraten, aber auch 
Teile der Linken gehofft halten, erwies sich als Illusion. Die 
revolutionäre Gewalt ist unvermeidlich. 
Die Kommunistische Partei Chiles ist die stärkste und best­
organisierte Kraft der chilenischen Linken mit der größten 
Verankerung in der sozialen Basis. 
Sie hat sich den Bedingungen der Illegalität nach großen 
Opfern und Rückschlägen angepaßt_ Ihre innere Leitung 
funktioniert und arbeitet seit einigen Jahren unentdeckt. 
Hunderte von neuen und jungen Kadern leiten die Arbeit 
der Partei in den Gemeinden und in den Massenorganisatio­
nen. 
In der Arbciterbcw~gung hat die Partei ihre fwende Posi· 
tion zurückerobert. Sie ist die erste Linkspartei, die den Weg 
der Radikalisiernng der Kampfformen einschlug. Am 3. Sep­
tember 1982 erklärte Luis CorvaIan über Radio Moskau 
nach Chile: "Es ist der FaJchismus, der eine Situation 
schafft, in der das Volk keine andere Möglichkeit hat, als 
auf alle Mittel zurückzugreifen, die es hat, einschließlich der 
Mittel der zugespitzten Cewah. So wird es sein Recht auf 
Brot, Freiheit und Leben verteidigen."l 
Die meisten Kommunisten nehmen die Erklärung mit Be­
geisterung auf, vor allem die jungen. Gerade in der jugend 
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hat die PCC seit der Verkündung der Rebellion viele Mitglie­
der gewinnen können. Die Neuori~ntierung d~r Partei hat 
der ganzen Linken einen Prozeß der Diskussion, der Neube· 
sinnung und auch der politischen Polarisierung bewirkt. 
Die Durchsetzung der Linie der Rebellion mit der Perspek­
tive des Volksaufstandes ist nicht einfach. Denn trotz neun 
jahren Faschismus ist die parlamentarische und legalistische 
Tradition der chilenischen Linken und des ganzen Volkes 
noch sehr stark. 
Dabei ist zu bedenken, daß die legale Opposition mit ihren 
Gremien, ihren allemativen Instituten und ihren Zeitschrif­
te.n einen bestimmten, wenn auch kontroUierten und be­
grenzten Spieraum unter dem FaJchismus hat. Das gibt die 
Chance, den faschistischen Infonnationszirkel zu durch· 
breehen, verfUhrt aber auch zu Illusionen. 
Zwar haben sich im September 1981 alle Linksparteien in 
dem Aufruf von Mexiko (siehe AlB 1/ 1982,5.13) zum er­
sten Mal öffentlich zur Rebellion und zur Entwicklung eines 
selbständigen Linloblocks innerhalb der Opposition be­
kannt, aber die Umsetzung solcher Erklärungen in die poli­
tische Praxis ist schwierig und langwierig. Nur vier Parteien 
- die Radikale Partei, die PCC, die Sozialistische Partei (C. 
Almeyda) und der MIR - streben eine politiKhe Front der 
Linken an. Die anderen wollen nUl" eine lockere Koordina· 
tion und orientieren, einschließlich des Altamirano-Fliigels 
der Sozialistische.n Partei, auf die sozialdemokratische Sozia­
listische Konvergenz. Auch in der Radikalen Partei ist es nur 
eine Fraktion, die wirklich hinter der Unterschrift ihres 
Generalsekretärs Anselmo Sule unter die Abkommen der 
Linken steht. 

Die PCC jedenfalls ist entschlossen, den Prozeß der program­
matischen Einigung der Linken nicht abzuwarten. Sie stellt 
ihre Aktionsfahigkeit vor die Einheit. Sie beginnt mit den 
Aktionen der Rebellion, um die Zaudernden zu überzeugen. 



Dabei bleibt ihre politische Linie, der Aufbau einer breitest­
möglichen antifaschistischen Front unter Einschluß der 
Christdemokratie, erhalten. 
Aber sie will den politischen Stillstand und unfruchtbare, 
abstrakte Diskussionen durch praktisches Handeln beenden: 
"Die Opposition ist nicht auf der Höhe ihrer Aufgaben. Ob­
wohl sie die Mehrheit vertritt, ist sie schwach. Sie bietet 
dem Volk keine Altemative an ... Das Sektierertum, die 
Streiterei, die kleinen Rivalitäten widersprechen dem allge­
meinen Interesse. Diese Haltungen gegen die Einheit der 
Opposition sind ein Geschenk für den Tyrannen und deshalb 
ein politisches Verbrechen gegen das Volk.,,2 

Zur Entwicklung der Rebellion heißt es in einem weiteren 
Dokument der pce: "Der Aufstand in Chile wird kommen, 
wenn die Rebellion die Bedingung dafür geschaffen hat, die 
Machtfrage zu stellen. Bis zu dieser Situation miasen Etap­
pen durchschritten werden, wie die der Sammlung von 
Kräften, der Schaffung der Bereitschaft zum Aufstand unter 
den Massen und die Beherrschung der Techniken des Auf­
standes.,·J 

Was mir immer wieder aufgefallen ist: Die politischen Auf­
fassungen von Kommunisten und Miristen nähem sich an. 
Der Generalsekretär des MIR, Pascal Allende - ein Neffe 
Salvador Allendes - , definiert die revolutionär-demokra­
tische Linie des ~UR mit ähnlichen Worten wie die PCC den 
Weg der Rebellion: "Der Weg des Volkskrieges besteht in 
der Mobilisierung aller sozialen, politischen und militäri­
schen Ressourcen unseres Volkes, um der Diktatur direkt, 
offensiv und mit Gewalt zu begegnen. Das Zid ist der Sturz 
der Diktatur und die Errichtung eilTer demokratischen, 
volksnahen und revolutionären Regierung."4 
In der Strategie b1c:iben allerdings wichtige Unterschiede be­
stehen. vor allem was das Verhähnis zum militärischen 

Aspekt betrifft. Für den MIR ist · der bewaffnete Kampf 
nicht eine unter anderen Fonnen der Rebellion, sondem das 
strategische Rückgrat der Volksbewegung. Am Ende steht 
die bewaffnete Konfrontation mit dem Regime auf breiter 
Ebene. Das unmittdbare Zid des MIR ist die Ausdehnung 
der Aktionen der paramilitärischen Volksmilizen in die Pro­
vinzstädle und der Aufbau regulärer Guerillaverbände. 

Politisch strebt der ~t1R die Bildung einer "politischen 
Front" der Linken an, die als Avantgarde der Revolution 
später auch ein gemeinsames militärisches Kommando bil­
den soll. Der MIR weiß, daß er allein nicht viel ausrichten 
kann, ist aber davon überzeugt, daß seine Guerillaaktionen 
der letzten drei jahre den Diskussionsprozeß in der "tradi­
tionellen" Linken beeinflußt haben. 
Auch wenn strategische Unterschiede weiterbestehen, das 
Fc:1d der taktischen Zusammenarbeit zwischen MIR, PCC 
und dcm Almeyda-Flügel der PS ist größer geworden. Zwi· 
schen den Parteien werden die bilateralen Beziehungen aus­
gebaut und ein gemeinsames Aktionsprogramm dürfte in ab­
sehbarer ~ukunft zu erwarten sein. 
Die MIR begann nach einer langen Phase der Schwächung, 
der Infiltration und der Atomisierung im Jahre 1978 mit der 
Durchführung paramilitärischer Aktionen und bewaffneter 
Propagandaaktionen. 1980 war das jahr der meisten erfolg­
reichen Aktionen. Unter anderem wurde der stellvertretende 
Chef des Geheimdienstes, Vergara. getötet. Auch 1981 
führten die Volk.smilizen und die Propagandabrigaden 180 
Aktionen durch. 
Diese Aktionen haben nicht immer einen positiven Effekt in 
der Bevölkerung. Noch hat die Mehrheit des Volkes die Posi­
tion des Rechtes auf revolutionäre Gewalt nicht eingenom­
men. Noch reagiert die Mehrheit auf den Krieg zwischen 
Apparat und Volksmilizen mit Verängstigung. Aber eine 
wachsende Minderheit fUhIt sich durch die Tatsache ennu­
tigt, daß es Leute gibt, die sich dem allmächtig erscheinen­
den Regime mutig und frontal entgegenstellen. 

1981 ist aber auch das jahr der Niederlagen für den MIR. In 
Neltume endete der erste Versuch, eine Landguerilla aufzu· 
bauen, in einem Blutbad. Insgesamt fielen in diesemjahr 29 
zum Teil führende Kader des MIR. In der Diskussion über 
die Ursachen dieser Schläge werden nicht nur sicherheits· 
politische Fehler kritisiert, sondern auch politische Ddekte 
analysiert: Die militärischen Aktionen sind oft von der so­
zialen Massenbewegung isoliert, der MIR ist in den Massen­
fronten nur schwach vertreten. Der militärische Aspekt in 
der Orllanisation droht sich zu verselbständigen. 
Eine Konsequenz dieser anhaltenden inneren Diskussion ist 
schon jetzt die stärkere Mitarbeit in den sozialen Organisa­
tionen der Elendsviertc:1, der Schüler und Studenten, in den 
Gewerkschaften und die Orientierung auf eine enge Zusam­
menarbeit mit den anderen Linksparteien. 
Angesichts der Tatsache, daß eine strategische Einheit der 
Linken heute noch nicht zu erreichen ist, schlägt der MIR 
die Bildung einer "Front der nationalen Rettung" vor, die 
eine unmittelbare Antwort der Linken und aller sozialen 
Schichten des Volkes auf die schweren wirtschaftlichen Zer­
störungen des Landes sein soll. Der MIR ist dabei, sich vom 
allen Dogmatismus in der Bündnispolitik zu trennen. 
Die Rebellion, neue Perspektiven in der Zusammenarbeit 
der Linksparteien und die tide Krise der herrschenden 
Gruppierungen sind der Ausgangspunkt für eine neue Etap­
pe im Kampf des chilenischen Volkes. 

Anmcrkun;gcn: 
I) L. CorvaIan, Trel periodos en nueSlra linea reyolucionaria, Berlin 

1982, S. 239 
2) ManifcslO dc:l PCC, AI Pueblo dc Oilc y a los demas fuerz.as 

democralicas. Sanliago 1981, S. 15 und 19 
3) PC de Oile, Bolelin dcl eucrior, 0.0., NT. 49 / 1981 
4) MIR, EI Rebclde, Nr. l89/August 1982 
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Anmerkungen der Redaktion zu den Chile-Thesen 
Die in AlB 9 / 1982 vorgestellten sieben Thesen zum ge nerellen Z ustand der chilenischen Opposition und die begleitende 
Reportage in AlB 10 und 11 · 12/ 1982, beide verfaßt von Willi J-Iuismann, sind auf Widerspruch geSioSen, der sich in Leserzu­
schrifte n und mündlicher Kritik äußerte. Die nac hste he nden kritischen Anmerkungen von K. Maurer (Redakteurin der Tal) und 
P. Wahl (Sekretarialsmitglied des Antiimperialistischen Solidaritätskomilees) artikulieren die Einwände, die aus de n Reihen der 
Chile.Solidarilätsbewcgung vorgebracht wurden. 
Oie AlB-Redaktio n legt Wert auf den Verweis. daß "namentlich gezeichnete Beiträge n icht unbedingt die Meinung der Redak· 
tion wiedergeben" (so unser Impressum), wa5 für de n Fall der Chile-The.sen \'o n W. Huismann in e inigen I'unkte n ~utrirrt. Unser 
Standort: Thesen und Reportage W: Huismanns tragen ~war ~usammenge nommen da~u bei, die verändert e AU5gangsiage, 
Umgruppierung und strategische Neuorientieru ng des c hilenischen Widerstands ~u erhellen. Doch sind verschiedentlich die 
Gewichte falsch gesetzt oder ist die Argumentation des Verfassers in sich selbst widerspriichlich. So bei!.-pielsweise , wenn er die 
Möglichkeit einer "sozialdemokratischen Lösung" a ls Alternative ~ur Diktatur überstrapaziert, um gleichen Schritts das Gegen­
tei l fest~ustellen: ,.Aber diese So~ ialpartnerschaft kann doch nur in e ine m hoche ntwickelten Land funktionieren. das die 
Länder der Dritten Welt ausbeutet. Hier in Chile gäbe es doch g-.u nichts zu verteilen, keine n Spielraum für Zugeständnisse an 
die Arbeiter ... " Auch versäumt er es unseres Erachtens, die Risiken und Gefahren herauszuarbeiten , welche ein spaherisches 
Hineinwi.rken der internationalen RechtS5ozialdemokratie für das Streben der Linken nach Einheit und Rebellion in sich birgt . 
Ocr bei K. Maurer/ P. Wahl in Punkt 5 kritisierte Umgang W. Huismanns mit der ,Jungfrau So~ialdemokratie" legt nahe, daß 
e ine fundiert e Diskussion über die ~wiespältige Rolle de r internationale n So~ialdemokratie, gerade il1 Lateinamerika, Not 
täte (sie he AIR 7-8/ 198 1, S. 61-(5). 
Darüber hinaus hält die Redaktion mehrere Thesen W. Huismanns für überspitzt oder Un~ulTerrend . So elwa d ie Aussagen zur 
vermeintlichen Führungs-, Kon~eptions. und nandlungsunrahigke it des antifaschistischen Widerstands, so die überbewertung 
von Gegensätzlichke iten zwischen Basisbewegungen und Parteie n, ~wischen Auslallds- und Inlandsführungen von Linksparteien. 
Wir verweisen in diesem Zusammenhang nachdrücklich a uf die Erklärung von vier chilenischen Linksparteien vom Juni 1982 
("o ller Wortlaut in : AlB 9/ 1982, S. 20-27), belegt sie doch, daß es seitens der stärksten Linkskräfte Chiles Klarhe it sowohl über 
den noch un~ureichenden Grad an Schlagk.raft und antidi ktatorischer Einhei t als auch über das strategische Konzept zum Sturz 
des Regimes gibt. 

Kat ja Maurer/Peter Wahl 

Kritische Anmerkungen zu 
W. Huismanns Thesen 

Man spürt bei den Thesen Willi Huismanns sehr deutlich, 
daß es dem Autor darauf ankommt, sich scharf abzugrenzen 
von unrealistischen, rosaroten Einschätzungen der Lage in 
Chile, insbesondere der des Widerstands. Ein realistisches, 
ungeschminktes Bild der chilen ischen Opposition zu zeich­
nen, ist nicht nur legitim, sondern sollte die normale Heran· 
gehensweise fUr jeden sein, der sich ernsthaft mit dem The­
ma Chile - ja überhaupt mit Politik - befaßt. 
Daß diese Herangehensweise in der Chile-Solidaritätsbewe­
gung mitunter nicht genügend beachtet wurde, ist sicherlich 
eine Tatsache. Positive Momente in der komplexen und 
widersprüchlichen Wirk.lichkeit Chiles wurden überbewertet 
und verallgemeinert , nicht immer waren unsere Einschätzun­
gen differenziert genug, nicht a lle verfügbaren Informatio­
nen gingen in unsere Analysen e in. 
Manch einen gar verleitete der Schmerz über die Niederlage 
dazu, seine Wünsche und Hoffnungen in die Wirklichkeit zu 
projezieren. Auch unsere chilenischen Freunde hier, auf de­
ren sachverständiges Urteil w ir uns natürlich zuallererst zu 
s tüt~en haben, sind von solchen ITl"tümem nicht verschont 
geblieben. Wer sich in die Bitternis des Exils etwas hinein­
fUhlen kann. w ird dafür Verständnis haben. 

!J., ""'" (",ku ,~, .!.:n .... ~" ~ I~'~ <!m,~J,·t,·" (""<f~ ",,·h.h,I"",,·, 1 "",,,,,I J,rn<.,,·, 
" ur .... '"' 51OI3o:n 1'T"!<>lmamle;'.' "", 

Nützl ich wäre in diesem Zusammenhang auch die Beschäfti­
gung mit unserer eigenen Geschichte, insbesondere der der 
deutschen Emigration zur Zeit des Faschismus; zeigt sie: 
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doch nicht nur, daß solche Probleme allgemeine Probleme 
eines jeden Exils sind, sondern sie kann uns darüber hinaus 
auch vor Überheblichkeit bewahren. 

In dem Bemühen, die Lage in Chile nicht durch eine rosa· 
rote Brille zu schildern, verfallt Willi Huismann in den ge· 
genteiligen Fehler: 

• Er überzieht und verabsolutiert existierende Probleme 
und Widersprüche. Z.B. werden die Schwierigkeiten des anti· 
faschistischen Kampfes bei W. lIuismann zur "Hilflosigkeit 
der Opposition". 
• Er übersieht wichtige Tatsachen, die nicht in sein Inter· 
pretationsraster passen, z.B. die große Rolle, die die in der 
Gewerkschaftsbewegung organisierte Arbeiterklasse im anti· 
faschistischen Kampf hat. 
• Er übernimmt über weite Strecken unkritisch Analysen, 
manchmal auch platte Klischees, von einer Strömung inner­
halb des Widerstandes - vor allem von der Sozialistischen 
Konvergenz (neue Allianz der Bewegung der Einheitlichen 
Volksaktion (MAPU), der MAPU der Arbeiter und Bauern 
(MAPU-OC), des Altamirano·Flügels der Sozialistischen Par­
tei und der Christlichen Linken; d. Red.) - oder von einzel­
nen Personen, mit denen er während seines Aufenthaltes in 
Chile Kontakt hatte. 
• Er differenziert ungenügend und neigt zu Generalisierun­
gen. Z.B. stellt er "strategische Ratlosigkeit" bei der Opposi. 
tion fest, ohne zu sehen, daß das, was möglichenveise für die 
Christdemokraten oder für Teile von ihnen gelten mag. auf 
die Kräfte der Kommunistischen Partei Chiles (PCC) oder 
aucn anderer nicht zutrifft. 

Das Resultat: Ein schiefes, analytisch unausgewogenes Bild 
von der Lage der chilenischen Opposition. Das Ganze durch­
setzt mit gleichermaßen oberflächlichen wie ungerechtfertig· 
ten Werturteilen, die - sicher ohne daß der Autor dies woll­
t~ - arrogant und unsolidarisch wirken. Durch den gesam­
ten Text zieht sich ein gewisses Unverständnis für die objek­
tiven Bedingungen und Schwierigkeiten politischer Arbeit 
unter faschistischen Bedingungen. 
Unsere Kritik bezieht sich nicht auf seine Analyse der der­
zeitigen Wirtschaftskrise. Gleiches gilt auch rur die Beschrei­
bung der Stimmung unter der Bevölkerung (2. Teil der The· 
se 5) und anderes mehr. 
Und noch etwas: Oie Kritik an den Thesen Willi Huismanns 
heißt nicht, daß wir der Auffassung wären, der chilenische 
Widerstand sei ohne Schwächen und Widerspruche. Oie Er· 
klärung der chilenischen Linksparteien, die im September 
1981 in Mexiko verabschiedet wurde, formuliert mit selbst­
kritischer Offenheit: "Der heute in der chilenischen Linken 
anzutreffende Grad der Einheit reicht noch nicht aus, um 
der Tyrannei eine breite Massenbewegung entgegenzustellen 
und alle Gel{fler zu vereinen." 

Noch deutlicher fonnulierte dies hinsichtlich einzelner Par­
teien innerhalb des Widerstandes PCC-Generalsekretär Luis 
Corvalan: "Oie als Unidad Popular bekannt gewordene Koa­
lition der Linksparteien wurde von kc:inem ihrer Mitglieder 
aufkündigt. Aber sie funktioniert als solche, offen gesagt, 
seit einiger Zeit nicht mehr. In den Reihen einiger ihrer 
Mitgliedsparteien aufgetretene Divergenzen lähmte ihre 
Tätigkeit, begünstigten zeitweilig zentrifugale Tendenzen 
und wurden zu einem Hemmnis bei der vielversprechenden 
kollektiven Diskussion, die im Hinblick auf die Erfassung 
der vom Faschismus durchgesetzten neuen Wirklichkeit, die 
Aufarbeitung der gestrigen und heutigen Erfahrungen und . 
vor allem im Hinblick auf die Förderung und Leitung des 
Volkskampfes begonnen worden war. Oie Situation beginnt 
sich aufgrund der Tatsache zu ändern, daß alle Parteien der 
Linken zur Politik der Volksrebellion stehen." (Revista in­
ternacional, Nr. 287) 

1. Handlungsunfähigkeit der Opposition? 

Willi Huismann behauptet in seinen Thesen, die chilenische 
Opposition sei handlungsunfahig. Handlungsunmhigkeit -
das heißt, wenn man den Begriff richtig versteht, daß die 
Opposition schlechthin nicht in der Lage ist, antifaschisti­
sche Aktionen durchzuführen. 

Ohne hier die detaillierte Geschichte des chilenischen Wider­
stands kampfes darstellen zu wollen, muß jedoch jedem, der 
sich mit der Thematik beschäftigt, klar sein, daß vom 11. 
September 1973 an bis heute die chilenische Opposition 
sehr wohl ein hohes Maß an Handlungsfahigkeit besaß. 
Sicherlich sehr eingeschränkt durch die Repression, sicher­
lich reduziert durch Zehntausende von Todesopfern, durch 
die vielen politischen Gefangenen, durch die unendlichen 
Schwierigkeiten des illegalen Kampfes. 

Aber ist es Handlungsunnihigkeit, wenn Zehntausende von 
Chilenen aufgrund des Widerstandskampfes aus den KZs 
entlassen werden mußten, und wenn er die Rückkehrmög­
lichkeit für zahlreiche Chilenen erzwang? Ist es Handlungs. 
unnihigkeit, wenn es der PCC, der Bewegung der Rt:;volutio· 
nären Linken (MIR), Teilen der Sozialistischen Partei und 
auch einigen der kleineren Parteien gelungen ist, Organisa. 
tionsstrukturen in der Illegalität zu erhalten und aufzu­
bauen? 
Ist es Handlungsunrahigkeit, wenn in der Mitte der 70er 
jahre die Komitees der Angehörigen der Verschwundenen, 
wenn kirchliche Organisationen, kulturelle, jugend- und 
Studentenorganisationen sich gebildet haben, um jeweils 
spezifische Anliegen gegenüber der Diktatur zu vertreten? 
Ist es Handlungsunfahigkeit, wenn die chilenische Arbeiter­
klasse 1979, 1980 und 1981 in großen Streikwellen für ihre 
Interessen eintrat? Massenstreiks fanden stall in den Kup­
ferminen, im Kohlebergbau, bei den Seeleuten, in den Tex· 
tilfabriken. 
In der Studentenbewegung gab es große Aktionen gegen die 
Reprivatisierung der Ausbildung, Streiks wurden an den 
Universtitäten durchgeführt, Märsche von Santiago nach 
Valparaiso organisiert usw. 
Oie letzten beiden jahre waren gekennzeichnet von einer 
breiten Entwicklung des Widerstandes an der Basis, in 
Wohngebieten. unter Obdachlosen, in Form von Selbsthilfe­
gruppen und Nachbarschaftsorganisationen (die einzigen, 
die eine positive Würdigung bei W. Huismann finden). Hinzu 
kommt eine wachsende Zahl von Sabotageaktionen, an 
denen vor allem der MIR und die PCC beteiligt sind. 

Sicherlich, Augusto Pinochet konnle noch nicht gestünt 
werden. Doch wenn man daraus Handlungsunfahigkeit ablei­
tet, dann sind nach Huismann'scher Logik überall in der 
Welt oppositionelle Bewegungen, Organisationen, Parteien 
usw. handlungsunfahig, denen es noch nicht gelungen ist, ihr 
jeweiliges Maximalziel zu erreichen. 
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Nicht unwiderspr~hen hingenommen werden kann auch 
die Begründung, die W. Huismann für die angebliche Hand· 
lungsunrahigkeit der Opposition anHihrt. Seine These 4 lei­
tet er ein mit der Bemerkung: "Ein weiterer Grund für die 
Handlungsunrahigkeit der Oppositionsparteien ist die erfolg­
reiche Repressions- und Sozialpolilik der junta." 

Die Repressionspolitik, der Terror des Regimes ist nicht ein 
weiterer Grund, sondem der entscheidende und hauptsäch. 
liche Grund für die Schwierigkeiten der Oppositionspartei­
en. Daß subjektive Fehler und Mängel antifaschistischer 
Kräfte fast immer auch dazu beitragen, daß Diktaturen sich 
etablieren und an der Macht bleiben können, ist nicht zu 
bezweifeln. Daß es aber der Faschismus und seine Mittel der 
Machtausübung sind. die in eUter Linie die Niederlage 
demokratischer und fortschrittlicher Kräfte bewirken, ge· 
hört spätestens seit den Diskussionen über den Faschismus 
in den 30er jahren zu den gesicherten Erkenntnissen der 
politischen Theorie. 
Es ist ja gerade ein WesensmerkmaJ des Faschismus, daß er 
den Vormarsch fortschrittlicher Bewegungen bremsen und 
diese Bewegungen zerschlagen 5011. Dies ist sozusagen seine 
historische Funktion. Diese Tatsache als Rahmen fUr seine 
gesamte Untersuchung vernachlässigt zu haben, ist eine der 
Haupuchwächen von W. Huismanns Thesen. 

2. Sind die a1ten Kampfformen überholt? 

Willi Huismann behauptet, "die alten Kampfformen der chi­
lenischen Linken greifen oft nicht mehr". Um seine These 
zu belegen, greift er ausgerechnet das Beispiel des Streiks 
heTaus. Zum Kriterium Hir Erfolg bzw. Nichterfolg von 
Streiks wird von W. Huismann die Durchsetzungder ökono­
mischen Forderungen der Arbeiter gemacht. 
Selbst wenn es zuträfe, daß die Durchführung von Streiks in 
einzelnen Fällen in Chile sogar dazu geruhrt hat, daß die 
ökonomische Situation der Arbeiter sich dadurch ver­
schlechterte, so hieße es dem Denitismus das Wort reden, 
nun den Streik, die unter den gegenwärtigen Bedingungen 
stärkste und wirksamste Waffe der Arbeiterbewegung, fUr 
überholt zu erklären. 
W. Huismann macht hier gleich zwei Fehler: Erstens isoliert 
er einzelne Streikaktionen aus dem Gesamtprozeß des 
Kampfes der Arbeiterbewegung in Chile. Es ist eine alte 
Tatsache, daß nicht nur in Chile, sondern überall auf der 
Welt Streiks manchmal mit einem Mißerfolg enden; es ist 
eine Binsenweisheit, daß man im politischen Kampf auch 
Niederlagen einstecken muß. Deswegen gibt man nicht 
gleich die Kampfform des Streiks auf. 
Zweitens macht der Autor auch den Fehler, die Streiks nur 
unter ihrem ökonomischen Aspekt zu sehen. Streiks haben 
aber auch eine eminent politische Funktion - und dies erst 
recht unter faschistischen Bedingungen. Sie haben Einnuß 
auf das Bewußuein, auf die OrganisieTtheit der Arbeiter, sie 
wirken sich auf die gesamte politisch-psychologische Situa· 
tion aus, sie beeinnussen insgesamt das politische Kräftever­
hältnis in der Gesellschaft u.a.m. Die aktuelle Entwicklung 
in Bolivien unterstreicht dies nachdrücklich. 

Das, was für die Streiks gilt, trifft auch auf andere "tradi­
tioneUe Kampfformen" wie Demonstrationen, Boykott­
aktionen, Hungerstreiks usw. zu. Sie alle finden heute ihre 
Anwendung in Chile und haben nach wie vor ihre politische 
Berechtigung. 
Richlig ist allerdings, daß sie alleine heute nicht mehr ausrei­
chen. Luis Corvalan formuliert es in dem oben genannten 
Artikel folgendermaßen: .. Es ist jedoch die Feststellung not­
wendig gewesen, daß jene - nennen wir sie 'traditionelle' -
Kampfmethoden, die in den genannten jahren zur Anwcn-
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dung kamen, nicht ausreichen, um sich erfolgreich mit der 
fuehistischen Tyrannei auseinanderzusetzcn. die unser Volk 
unterdrückt, und destoweniger, um ihr ein Ende zu setzen. 
Diese Methoden sind unverzichtbar und unersetzlich. Es 
geht also nicht darum, diese !'\Iethoden durch andere zu er­
setzen, sondem ihnen andere Kampfformen hinzuzufügen. 
die zur EntwiCklung einer Massenbewegung beitragen . die 
imstande sind. die Diktatur zu stÜTZen." 
Neue Kampfformen der "Rebellion und des gewaltsamen 
Widerstands unterhalb der Schwelle bewaffneter Aktionen" 
schreibt W. Huismann vor .. nem jugendlichen zu, "die das 
Trauma von 1973 nicht so bewußt in Erinnerung haben und 
deswegen angstfreier handdn können". (These 7) Er ver­
schweigt, daß dieser Widerstand natürlich nicht losgdö.'it von 
den Linksparteien stattfinde"l. Und er ignoriert, daß seit fast 
zwei jahren in den Reihen der chilenischen Linken eine 
intensive Diskussion um neue Kampfformen im Gang ist, 
wobei es sich vor allem um die Diskussion über bewaffnete 
Aktionen handelt. 

3. Strategische Ratlosigkeit? 

Willi Huismann wirft der chilenischen Opposition strate· 
gische Ratlosigkeit vor. Nun ist es zutreffend, daß die 
Christdemokraten, nachdem sich ihre Hoffnungen auf eine 
demokratische Offnung des Regimes zerschlagen haben, 
nicht mehr so recht wissen, wie es weitergehen soll. Auf 
Teile einiger Linksparteien mag dies in ähnlicher Weise zu· 
treffen. Doch daraus das Pauschalurteil abzuleiten. d"e Op­
position sei von strategischer Ratlosigkeit befallen, ent· 
spricht nicht den Tatsachen. 
In seiner These 5 gibt W. Huismann den Chilenen dann ein 
Rezept, wie sie "innerhalb kuner Zeit bedeutende Mobili­
sierungen zu nationalen Schicksalsfragen" organisieren 
könnte. Er empfiehlt, die Opposition müsse sich erstens ei­
nen und zweitens auf einige Hauptfragen des Kampfes kon­
zentrieren. 
Selbstverständlich sind diese Gedanken nicht neu für die 
chilenische Linke. Der Kampf um die Einheit ist ein Kern· 
stück des Widerstandes von Anfang an. Aus den vielen Erklä­
rungen, die sich mit diesem Problem befassen, sei nu.r eine 
aus letzter Zeit erwähnt, die Mexiko-Erklärung der chileni· 
sehen Linksparteien vom September 1981. Dort heißt es: 
"Es ist dringend geboten, sich zu vereinen und die Notwen­
digkeit eines offensiven, auf die Denabilisierung der Dikta­
tur gerichteten Kampfes zu begreifen." 
Selbstverständlich ist der chilenischen Linken auch bekannt, 
daß es darauf ankommt, ihre Kräfte auf wenige Fragen zu 
konzentrieren. Hinzu kommt, wie oben bereits ausgeftihrt, 
daß die Frage der neuen Kampfformen, speziell der bewaff­
neten Aktionen, ein weiteres Kernstück der strategischen 
überlegungen der Opposition darstellt. Wer die Erklärungen 
der chilenischen Linken - seien es nun gemeinsame oder 
Publikationen der einzelnen Parteien - zur Kenntnis nimmt, 



muß feststellen, daß keineswegs strategische Ratlosigkeit 
helTscht. 
Vielmehr sind sehr differenzierte, theoretisch außerordent­
lich fundiute und politisch sehr kluge: Analysen darunter. 
Ihr aufmerksames Studium ist nicht nur rur die Einschät­
zung der Situation in Chile und für die Probleme des anti· 
faschistischen Kampfes unumgänglich, man kann aus ihnen 
auch sehr viel lernen. 

4. Hegcmonialkämpre und Sektierertum 
der Partei führungen? 

Willi Huismann wirft den ParteirUhrungen der Linken Sek­
tierertum vor, während es an der Basis .. wenig Sektittertum 
und eine praktische Einheit im Handeln" gäbe. Gleichzeitig 
behauptet er, die ParteifUhrungen trügen Hegemonialkämpfe 
aus. Dies ist ein außerordentlich schwerer VOlWurf. 
Nun ist auch prinzipiell natürlich nicht auszuschließen, daß 
linke Parteiführungen solche Fehler begehen. Allerdings: Bei 
Kllch schwelWiegendem Versagen politischer Führungen 
hätte eine seriös.e Untersuchung zumindest den Versuch zu 
machen, dies auch empirisch zu belegen. Dies gilt umso 
mehr, als sich W_ Huismann auch hier ohne Differenzierung 
auf alle Linksparteien bezieht. 
Was es zweifelloli innerhalb der chilenischen Linken gibt, 
sind leidenschaftliche Auseinandersetzungen um die richtige 
Strategie unter veränderten Kamplbedingungen. Angesichts 
der politischen Differenziertheit des chi)enischen Widerstan· 
des ist es nicht velWunderlich, daß dieses Ringen kompli. 
ziert, langwierig und mitunter sogar schmerzhaft ist. Gerade 
wenn eine Hegemonie z.B. sozialdemokr.oI.lischer Konzepte 
vermieden werden soll, wenn ein echter politischer Klä· 
rungsprozeß stattfinden soll, über den alle Pauner gleichbe. 
rechtigt zu einer gemeinsamen Linie finden rollen, dann sind 
politische DiskulSionen um diese Linie notwendig. 
Eine schnelle Einheit - so wünschenswert sie ist - , die nicht 
auf der solidarischen DiskulSion von Gemeinsamkeiten und 
UnterSChiwen der einzelnen Strömungen innerhalb des 
Widerstandes getragen ist, würde in der Praxis nicht funktio­
nieren. Daß in diesem Prozeß der einen oder anderen Partei 
Fehler unterlaufen. sektiererische Haltungen auftreten, ist 
eine Erscheinung, ge:gen die Bündnisbewegungen in aller 
Welt r.icht ganz gefeit sind; abo nichu gar so Außergewöhn­
liches. 
Der DiskulSionsprozeß um die politische Strategie der chi­
lenischen Linken erfaßt überdies die Puteien auf aU ihren 
Ebenen. Und dies muß auch so sein, denn würden solche 
Diskussionen nur in Führungsgremien gerUhrt, wie sollten sie 
dann in der politischen Praxis Chancen auf Umsetzung ha· 
ben? Insofern ist die Gegenüberstellung von politischen 
Führungen, ja von Parteien insgesamt und von der Basis, die 
außerhalb der Parteien oder losgelöst von ihren Parteifüh­
rungen operiert, eine Fiktion. Dies gilt zumindest fUr all jene 
Parteien, die wi(: die PCC, der MIR und der Mehrheiunügel 
der Sozialistischen Partei (um Clodomiro Almeyda) und an· 
dere über funktionierende illegale Strukturen verfUgen. 
überdies ist es so, daß die sozialen Bewegungen an der Basis 
keineswegs losgelöst von den Parteien operieren. Es gehört 
im Gegenteil gerade zur Strategie d~r chilenischen links­
parteien, daß ihre Mitglieder, wo immer sich Ansatzpunkte 
ftir sozialen Protest ergeben. diese aufgreifen und aktiv in 
den Protestbewegungen wirken. 
Daß W. Huismann dabei ein .. direktes Anleitungsverhältnis" 
nicht ausmachen kann, ist Indiz für die Funktionstüchtigkeit 
der illegalen Arbeiustrukturen der Parteien, die ja in der Tat 
unsichtbar bleiben sollen und müssen, nicht aber daf'tir, da~ 
die sozialen Basisbewegungen sich von den Parteien distan­
zierten. 

Das hier na die sozialen Basisbewegungen Gesagte gilt in 
noch weItaus größerem Maße fUr die bedeutendste chileni· 
sche Basisbewegung, nämlich die Arbeiterbewegung und ihre 
Gewerkschaften. 
Am Rande sei hier noch vermerkt, daß der Eindruck, die 
Selbsthilfeorganisationen in den Elendsvierteln, die Häuser­
komitees, Gesundheilsgruppen usw. seien neue Kamprror­
men, die die überholten, alten Kampfmethoden ablösten, 
fabch ist. Wer die Geschichte der chilenischen Arbeiter· 
bewegung kennt, weiß, daß sie seit Jahrzehnten zum Arsenal 
der chilenischen Linken gehören und auch immer wieder 
sehr wirksam angewandt wurden, u.a. zur Zeit der Unidad 
Popular, aber auch danach. Denn was sonst sind z.B. die 
Komit(:es der Angehörigen Verschwundener, die vielen Kul· 
turvereinigungen, die Studentengruppen U$W., die seit 1973 
in Chile entstanden sind? 

Insgesamt kann man sich bei diesem Punkt des Eindrucks 
nicht elWehren, daß Willi Huilmann hier unkritisch einige 
Klischees übernommen hat, die sehr typisch sind für eine 
Strömung in der chilenischen Linken, der sozialistischen 
Konvergenz. Offensichtlich war die Auswahl seiner Ge· 
sprlchspartner in Chile in dieser Hinsicht etwas einseitig, 
was dazu geHilirt hat, daß W. Huismanns Thesen insgesamt 
sehr stark auf der Argumentation der Sozialistischen Kon­
vergenz beruhen. 

5. Die Sozialdemokratie - Hoffnung für Chile? 

Im ersten Teil seiner Reportage räumt Willi Huismann der 
Selbstdarstellung sozialdemokratischer Positionen in Chile 
einen sehr breiten Raum ein. Dort, wo die Vertreter der 
Sozialdemokratie zu Wort kommen, ist dies sehr interessant 
und informativ. 
Allerdings ist es etwas verwunderlich, daß W. Huismann, der 
in seinen Thesen mit Kritik nicht zurückhaltend ist, in sei· 
nen Kommentaren und in der gesamten Darstellungsweise 
der sozialdemokratischen Posilion kaum kritische Distanz 
spüren läßt. In dem Glasperlenspiel über die mögliche Zu· 
kunft eines demokratischen Chile unter sozialdemokrati· 
scher Führung hällen einige deutliche Worte über die histo· 
r ische Rolle des Sozialdemokratismus nicht geschadet. 
Stattdes.sen behauptet der Autor, es sei der Sozialdemokra· 
tie gelungen. "die ökonomischen Interessen der Arbeiter mit 
der weltweiten Eroberungspolitik der Multis" zu vereinen 
(so im I. Teil der Reportage in: AlB 10/1982,5.17). Dar­
über hinaus hält er das iOzialclemokratischc Konzept der 
Sozialpartnerschaft in hochentwickelten kapitalistischen 
Ländern für funktionsrahig. 
Die Sozialpartnerschaft ist ein ideologisches Konzept, mit 
dem die in der Wirklichkeit unaufhebbaren Widerspruche 
zwischen den Interessen der Arbeiter und denen d(:5 Kapi­
tal' (und damit auch der Multis) verschleiert werden sollen. 
Daß diese "Partnerschaft" funktioniert, wird sicher jeder 
Gewerkschafter, der konsequent die Interessen der Arbeiter 
vertritt, entschieden zurückweisen. Unserer Kenntnis nach 
ist es noch nirgendwo der Sozialdemokratie gelungen, die 
ökonomischen Intere55en der Arbeiter mit denen der Multis 
zu vereinen. Was der Sozialdemokratie nirge:ndwo gelang, 
wird ihr auch in Chile schwerlich gelingen. 
Um auch hier MißversländnilSen vorzubeugen: Zweifellos 
sind die chilenischen Sozialdemokraten Antifaschinen, 
zweifellos gehören sie, wie alle anderen Antifaschisten auch, 
in eine gemeinsame Front zum Sturz der Diktatur. Es ist 
aber eine Illusion zu glauben, daß unter ihrer Führung der 
Weg zum Sturz der Diktatur schneller oder besser geebnet 
werden könnte. Nur das gleichberechtigte Miteinander aller 
antiraschistischen Krähe wird Pinochet stiirzen können. 
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Uruguay 
Alfonso Gonzales 

Das Wirtschaftsmodell der 
Militärdiktatur - der Niedergang 

Die im Juni 1973 installierte Militärdiktatur hat sich neuerdingll die Formel von der "demokratischen öffnung" zutigen 
gemacht. Der Grund : Im Nove mber 1980 halten sich rund 2/3 der wahlberechtigten Uruguayer (Gesarntbevölkerung 2,9 Mio) 
bei einem Volksn:fercndum gegen die: Institutionalisierung bl:w. Verewigung des Diktaturregimes ausgesprochen. Also beauf­
tragte im September 198 1 die Militärspitze den neuen Staatspräsidenten, Generalleutnant Gregorio Alvarez. mit der Ausarbei­
tung e ines Verfassungsenlwuris bis 1983, dem Nationalwahlen im Jahr 1984 und eine neuerliche .. vtrfassungsgemäße" Regie­
rung im Jahr 1985 folgen sollen. Die faschistischen Militärs b leiben demnach auf Ze il im Amt, während die komplette Linke 
(F rente Amplio) und die oppositionellen Kräfte innerhalb der bürgerlichen Parteien weiterhin iIIegalisiert - so ein Gesetu:sent­
wurf :tur Wiedenulassung politischer Parteien - und vom "demokratischen örrnungs"prozeß ausgeschlossen bleiben sollen. 
Die Frente Amplio ("Breite Front") hat dem unlängst ihre a l ternati~'en Forderungen für eine echte Demokratisierung entgegen­
gehalten (siehe Kasten), einschließlich derer :tur Veränderung der desolaten wirtschaftlich-sozialen Krisensituation_ Wie die 
Bilanz Alfonso Gonzalez' zur wirtschaftlichen Entwicklung Uruguays unter der Diktatur zeigt, weist diese viele Ähnlichkeiten 
zum Niedergang des Modells Chi le (vgl. Hugo Fazios Studie in: AlB 9/1981, S. 10.13) auf. Eine Einschätzung zum uruguayi­
sehen Unterdrückungssystem und zur Widerstandsbewegung fo lgt in AlB 1/1983. 

Uruguay - 9 Jahre unter der foolilitärdiktatur ... 
... das ist der tiefste Fall Südamerikas. Nicht, weil die Armut 
dort größer wäre als in Brasilien, nicht weil die Unter­
drückung dort stärker wäre als in Chile, sondern weil - wo 
man die Schweiz Lateinamerikas vermutete - der Fall von 

.jenen besungenen Alpenhöhen der Prosperität und der Frei­
heit in die gegenwärtige wirtschaftliche und politische Tal­
sohle so besonders unerwartet und abgrundtief war. 
Der große bürgerliche Staatsmann, Präsident jose Batlle y 
Ord6i\ez hatte zu jahrhundertbeginn zwar den verheerenden 
Bürgerkriegen zwischen Colorados ( .. Rote", liberaler Flügel 
der Oligarchie; d. Red.) und Blancos ("Weiße", konservati­
ver Flügel der Oligarchie, inklusive hoher Klerus; d. Red.) 
ein Ende bereitet. Er hatte eine Demokratie etabliert, die 
sich auf den Mittelstand stützte, der mit der Industrialisie­
rung des Landes und der Verstaatlichung der öffentlichc;n 
Dienstleistungsunternehmen herangewachsen war. 
Er haue die für Lateinamerika damals fortgeschrittensten 
Sozialreformen eingeführt. jedoch auf dem Lande den 
extensiven Großgrundbesitz unangetastet gelassen und da­
mit die Abhängigkeit des nur Fleisch, Leder, Wolle produ­
zierenden Landes von den imperialistischen Großmächten 
beibehalten. Dies obgleich ab seiner Regierungszeit die USA 
England immer mehr verdrängen und schließlich ablösen 
sollten. 

Die Radikalisierung der Volksbewegung ... 

Die Inflation kIetterle auf 135% im jahre 1967, und mit der 
Inflation, die die damals gängige spontane Uberrundung der 
Reallöhne brachte. spitzte sich auch der Klassenkampf zu. 

Es ist kein Zufall, daß 1964 die Einigung so gut wie aller 
Gewerkschaften, einschließlich der des Handels, der Banken 
sowie der staatlichen Angestellten. zur Gründung der Ge­
werkschaftszentrale Nationale Konvention der Arbeit (CNT) 
mit ca. 400.000 Mitgliedern führte. Sie wurde stark mittels 
einer Strategie, die die ökonomischen, unmittelbaren For· 
derungen mit denen nach politischen und sozialen Verände­
rungen verband. Ende der 60er jahre war die CNT eine reale 
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Macht im Lande, die Unternehmer wie Staat in Rechnung 
steJlen mußten . 
Gleichzeitig fand eine Radikalisierung der Arbeiterklasse 
und des Mittelstandes statt. Die Enttäuschung über den "de­
mokratischen" Staat, die Ungeduld und Kampfbereitschaft 
der radikalisierten Mittclschichten - besonders der studen­
tischen und akademischen - sowie auch der extrem ausge· 
beute ten Landarbeiter der Zuderrohrplantagen des Nor­
dens kanalisierte sich in der Stadtguerilla. die als Tupamaros 
durch ihre kühnen Robin-Hood-Aktionen Weltberühmtheit 
erlangten. Doch Mitte 1972 war die Episode - Ausdruck 
der revolutionären Gärung, die jedoch in einer Sackgasse 
verblutete - zu Ende. Die Tupamaros, die nicht von der 
Polizei oder der Armee erschossen oder :tU Tode gefoltert 
worden waren, saßen im Gefangnis. 

_ .. mit dem Putsch vom Juni 1973 gekontert 

Aber der verstärkte gewerkschaftliche Kampf der Arbeiter­
klasse hatte parallel zu einem Prouß der politischen Rei­
fung und Einigung der Volksmassen gefUhrt, die im Anwach· 
sen der linken Parteien und ihrem Zusammenschluß zu einer 
Breiten Front (Frente Amplio), die von Christdemokraten 
über Sozialisten und linke Colorado- und Blanco-Fraktionen 
sowie unabhängige Gruppen bis zu den Kommunisten ging, 
ihren Niederschlag fand. 
Bei ihrem ersten Wahlauftritl 1971 erhielt die Frente Am­
plio 19,6% aller Stimmen im Lande, in Montevideo gar 30%. 
Ihr Präsidentschaftskandidat, General Liber Seregni - heute 
im Gefangnis der Diktatur - war der meistgewählte Kandi­
dat in jenen letzten Wahlen unter demokratischer Verfas­
sung. Auch innerhalb der Nationalpartei (Blancos) fand eine 
merkliche Linkstendenz ihren Ausdruck in der überwiegen­
den Stimmabgabe für die Liste Por la Patria ("für das Vater· 
land") und Movimiento de Rocha ("Bewegung von Rocha") 
und ihrem Präsidentschaftskandidaten Wilson Ferreira Aldu­
nate. heute mit dem politischen Bann der Diktatur belegt 
und im Exil gemeinsam mit der Frente Amplio in der Demo· 
kratischen Konvergenz Uruguays (gegründet 1980) gegen die 



Diktatur kämpfend. 
Unter diesen Umständen war der oligarchische Ausweg aus 
der Krise - Konsumeinschränkung, Stärkung des Exports 
und der Unternehmerrentabilität auf Kosten der Löhne und 
Gehälter - in demokratischen Verhältnissen, mit einem Par­
lament, das nach der Straße hin offen war, nicht gangbar. 
Selbst der Ausnahmezustand, erlassen von Präsident Jorge 
Pacheco Areco (1967-72) im August 1968 zum Einfrieren 
der Preise und Löhne, bei Streichung der falligen inflations­
begleichenden Lohnerhöhung von 63%, war unzureichend. 

Trotz Verhaftung von Gewerkschaftern und militärischer 
Unterdrückung der Streiks in Staatsbetrieben scheiterte sei­
ne Politik. Der Kampf wurde nur verschärft, und Löhne wie 
Preise waren nicht einzudämmen. 
Zudem fürchteten die uruguayische Oligarchie wie das State 
Dep'artment in Washington eine nahende zweite Auflage 
Chiles, wo noch der Sozialist Salvador Allende und die 
Unidad Popular regierten. 

So starleten am 27. Juni 1973 die Militärs, die nach ihrem 
Sieg über die Tupamaros schon nicht mehr in die Kasernen 
zurück wollten, einen Putsch mit Beihilfe des Präsidenten 
Juan Maria Bordaberry (1972-76). Sie lösten das Parlament 
auf, verboten Gewerkschaften und Parteien und errichteten 
eine Diktatur, die zu den .totalitärsten in Südamerika zählt. 
Der 15tägige Generalstreik mit Fabrikbesetzungen, von der 
CNT ausgerufen, sowie eine hunderttausendköpfige Demon· 
stration auf Montevideos Hauptstraße am 9. juli 1973 konn­
ten die Diktatur zwar nicht stürzen, isolierten jedoch das 
neue Regime fast völlig. Die zivile KoUaboration blieb auf 
einige reaktionäre Kreise und ein kleines Grüppchen Faschi­
sten beschränkt. 
Das Hauptmittel der Herrschaft der Armee war und blieb 
der Terror. 

"Marktwirtschaft" im Sinne des Fremdkapitals 

jetzt waren die Bedingungen geschaffen. das langgeplante 
Wirlschaftsprogramm zur reaktionären Krisenlösung in die 
Praxis umzusetzen. Es waren vor allem die Köpfe der um­
guayischen Finanzwelt gemeinsam mit dem State Oepart­
ment und dem Internationalen Währungsfonds, die den Plan 
ausarbeilet~n, den die Armee durchsetzen sollte. 
Seine Richtlinien wurden erstmals in der "Konklave von San 
Miguel" (September 1973) festgelegt: Minderung der Infla­
tion, Produktionssteigerung, Sanierung des Staatshaushaltes. 
Die Mittel dazu waren drakonisch: 
• Steigerung der Rentabilität und Expansion, vor allem der 
für den Export arbeitenden Industrie durch eine drastische 
Senkung der Reallöhne und der Sozialleistungen, 
• Subventionen bis zu 35% des Wertes der Exportmanufak­
tur, 
• ein jährlich im voraus futgesetzter Wechselkurs, der bis 
1978 mit der Inflation Schritt hielt; 
• Investitionsboom durch Anlocken ausländischer Kapitale, 
die fast freien Cewinntransfer, Steuererleichterungen, Zoll­
freiheit ftir einzuftihrende Maschinen, billige zusätzliche 
Staatskredite und von der öffentlichen Hand die nötige In­
frastruktur praktisch gratis erhielten; 
• die Steuern wurden immer mehr von den besitzenden 
Klassen auf die arbeitenden Massen abgewälzt. Die Mehr­
wert-, die Erbschafts- und EigentumsSleuer wurden abge­
schafft, stattdessen fast alle Konsumwaren der Umsatzsteuer 
(I VA -= 18%) unterworfen. Alle Subventionen ftir Lebens­
mittel wurden nach und nach aufgehoben. 
Der unmittelbare Erfolg dieser Wirtschaftspolitik war auf 
der einen Seite ein Produktionszuwachs von 2,3% jährlich in 
dcn Jahren 1973-78, bei der industriellen Produktion sogar 

von 5%. Gleichzeitig fand der ersehnte Zustrom des inter­
nationalen Kapitals statt, angezogen von der Perspektive 
einer geknebelten Arbeiterschaft, Niedriglöhnen, hohen Pro­
fiten und von all den Privilegien, die das neue Regime ge· 
währte. 
Die erweiterte Reproduktion konnte bei einer Auswande­
rung von ca. 0,5 Mio Uruguayern im letzten Jahrzehnt vie­
lerorts nur durch eine Ausdehnung der Arbeitszeit erreicht 
werden. Dem kam die Situation der Arbeiter entgegen, für 
die die einzige Möglichkeit, einen minimalen Lebensstan­
dard zu halten, darin bestand, überstunden zu machen oder 
einem Nebenberuf nachzugehen. Eine Umfrage im jahre 
1979 ergab, daß 57% aller Befragten mehr als 12 Stunden 
täglich arbeiteten und 17% sogar mehr als 15 Stunden. 
Die Handelsbilanz blieb trotz der volumenmäßigen Expan­
sion der Ausfuhr weiterhin negativ, denn einerseits fielen 
auf dem Weltmarkt die Preise für Fleisch und Wolle, ande­
rerseits verschlangen in Umguay, das ja keine Erdölvorkom­
men hat, die Rohölimporte fast ein Drittel aller Einfuhr­
devisen. Andererseits brachten die erhöhten Auslandsinve­
stitionen eine massive Einfuhr von Maschinen und anderen 
Investitionsgütern mit sich. Ein nicht unbedeutender Teil 
dieses Kapitalzunusses diente jedoch lediglich der Verdrän­
gung der nationalen Industrie. 
Damit einher ging eine enonne Auslandsverschuldung. Sie 
eskalierte innerhalb von 8 jahren auf das Sechsfache, auf 
3 Mrd Dollar. Der jährliche Schuldendienst beläuft sich, je 
nach Fälligkeiten, bereits auf 30% bis 46% der gesamten 
jahresausfuhr Uruguays. 
Innerhalb des Staatshaushalts verlagerte sich seit 1973 der 
Schwerpunkt immer mehr nach der Seite des Verteidigungs­
und Innenministeriums, auf die heute 55% der Gesamtaus­
gaben entfallen während der Anteil für das Unterrichts- und 
Gesundheitswesen ständig sinkt. Die 1973 angekündigte Ein­
dämmung der Staatsausgaben ist so auf dem geduldigen 
Papier geblieben. 

Die Partner des Regimes, die Finanzoligarchen, haben ver­
schiedentlich gegen dies tote Gewicht am Wirtschaftskörper 
ihre Stimmen erhoben, mußten sich letztlich aber der Logik 
der Diktatur fiigen. Schließlich ist es ja der Unterdrückungs­
apparat, der ihnen den hohen Profit erhält. 
Der rettende Gedanke, irgendwie Geld zu machen, auf den 
sich schließlich die Faschisten in Uniform wie die im Frack 
einigten, war: Staatsbetriebe zu privatisieren. Der Anfang ist 
bereits gemacht worden bei einigen Sektoren von Staats­
unternehmen, die in Uruguay etwa 30% der Gesamtindu· 
strieanlagen ausmachen; so bei Fabriken von Portland· 
zement, von petrochemischen, den Gaswerken, !;tei der Flug­
gesellschaft PLUNA und bald bei der TelefongeselJsehaft 
ANTEL. 
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Der Widerstand gegen die: VerschJcuderung von Volkseigen­
tum an die internationalen Konzerne war jedoch derart 
stark und spiegelte sich auch in Fraktionen der Armee 
wider, daß es bisher nur zu Ansätzen kam. 
Die Etappe der Industrieförderung und des Produktions­
anstieges ist nun längst vorüber. Solange die Konjunktur der 
industriellen Großmät;hte anhielt, durfte aut;h Uruguay sei­
ne Manufaktur ausbauen. Als aber die Krise an die Türen der 
imperialistist;hen Staaten klopfte, mußte Uruguay wie ganz 
Lateinamerika seinen Produktionsmodus ändern. Denn die 
Türen der USA wie der EG-Länder waren nun seiner Aus­
fuhr versperr t , mit Quoten und Schutzzöllen zugenagelt. Es 
war aber das Verdienst der uruguayischen Großbourgeoisie 
und der herrst;henden Militärs auf diese Aggression ... mit 
Unterwerfung und Anpassung geantwortet zu haben. 
Alle Maßnahmen, die die Regierung ab 1978 ergriff, waren 
gegen die eben erst entstandene Manufaktur gerichte t , er­
schwerten den Expor t ihrer Produkte und subventionierten 
dazu noch den Import aus dem Ausland. Die Exportsubven· 
tionen wurden gestrichen. die Einfuhrzölle heruntergesetzt, 
der Dollar künstlich hinter der inneren Inflation zurückge­
halten, unterbewertet. Während in den drei jahren von 
1978-81 die Inflation um 240% anstieg, stieg der Dollar in 
Pesos gerechnet nur um 70% an. 
Da die industriellen Kosten annähernd mit der Inflation stei­
gen - abzüglich der ReaUohnsenkung allerdings -, die Preise 
auf dem Weltmarkt aber in Dollar zu berechnen sind . wurde 
die Exportmanufaktur unrentabel. Um weiter kon kurrenz­
fihig zu bleiben, hätte man d ie Kosten auf die Hälfte senken 
müssen, und sogar noch t iefer, da ja die Exportpr'.imien ab­
gebaut worden waren. 

Das Anwachsen de r BlechhüUen 

Der durch die Verarmung der Arbeiter und des Mittelstan· 
des geschwächte Binnenmarkt konnte den Ausfall nicht aus­
gleichen . Der Absatz war um 30% zutÜt;kgegangen; in den 
60er j ahren kaufte z.B. noch jeder Uruguayer imjahre drei 
Paar Schuhe, 1978 aber nicht einmal ein Paar. Zudem 
strömten nun durch freie Einfuhr und verbill igten Dollar 
begünstigt, alle ausländischen Waren ins Land. Mit ihnen 
konnten die mit teueren Pesos hergestellten uruguayischen 
Waren nicht mehr konkurrieren. 
Die Produktion mußte eingeschränkt werden. Wo vordem 
überstunden gemacht worden waren, wurden diese gestri­
chen. Kurzarbeit stand 'auf dem Stundenplan vieler Fabri· 
ken. Die Autoreifen und Gummifabrik FUNSA arbei tet nur 
noch bis Donnerstag. Viele Fabriken mußten zeitweise oder 
endgültig schließen. Die Arbeitslosigkeit stieg sprunghaft an. 
Man schätzt sie zur Zeit auf 13%. 
Die Werktätigen stehen nun vor der baren Not. Diejenigen 
die noch Arbeit haben, können mit weniger Stundenein­
kommen nun nicht mehr einen Teil ihres gesunkenen Loh­
nes (seit 1968 fast auf die Hälfte!) ausgleichen. Die die Ar· 
beitslosenunterstützung erhalten, müssen mit 14 Tagelöhnen 
p ro Monat auskommen, und auch das nur für 6 Monate ... 
dann stehen sie vor dem Nichts. 
Vie le Fami lien essen jetzt nur noch einmal am Tage. Die 
Cantegriles, die Elendshütten aus Blechabfallen. schießen 
wie Pilze nach dem Regen allerorts aus dem Boden. Denn 
viele können die hohen, jetzt freigegebenen Mieten n icht 
mehr bezahlen. 
Die Un ternehmer hungern zwar nicht, doch stehen viele vor 
dem Bankrott. Die Gerichte kommen nicht mehr nach, die 
angemeldeten Kon kurse durchzuführen. Da bei vielen die 
Konkursmasse schon zu hoch und bei dreiviertel aller Fälle 
es für einen Vergleich zu sp ät ist, lösen sie neue Kettenreak­
tionen aus. 
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Frente Amplio 
Wir fordern eine 

echte Demokratisierung 
( ... ) Natürlich veränderte die dun:h den Volksentscheid (vom 
30.11.1980; d. Red.) geäußerte überwälti~nde Ablehnung die poli. 
tische Szene Uruguays radikal und zwang die Diktatur. be~timmte 
Zugeständnisse zu machen und sieh mit gewissen Veriinderun~n 
abzufinden. Wegen ihrer unheilbaren Angst vor dem Volk hat es 
sich das Regime zur Taktik gemacht, so wenig Zugeständnisse wie 
möglich zu machen und dafür 1.U sorgen. daß ei iO lange wie mög· 
lieh dauert, bis es zu einer Veranderung kommt. ( ... ) 

An diesem historischen Scheideweg fordert die Frente Amplio zum 
wiederholten Male die sofortige Anwendung eines Programms für 
eine reale demokrati$Che Alternative mit folgendem Inhalt: die 
völlige und uneinguchriinkte Amnestie, die sofortige Freiheit unse· 
res Präsidenten und Generals des Volkes, Liber Seregni, und aUer 
politischen und gewerkschaftliehen Gefangenen, die völlige Wieder· 
herstellung aller demokratischen Rechte und Freiheiten, die 
Rückgabe der Unabhängigkeit und Würde an die richterliche Gewalt 
und die Wahl einer Verfassungsgebenden Nationalversammlung 
durch Volksabstimmung unter uneingeschränkter Teilnahme aller 
politischen Parteien. ( ... ) 
Es ist die unabdingbare Pflicht aller Demokraten, dieses Gesetz 
über die politischen Parteien zu verurteilen und zu bekämpfen und 
schließlich zu vernichten. Wir Mitglieder der Frente Amplio ver­
pflichten uns, entschlossen und unermüdlich an diesem Kampf teil­
zunehmen, der ein notwendiger Abschnitt in einern echlen Ober­
gangsprogramm zur poli, ischen Demokratie ist. 
Für diesen übergang ist es ebenfalls unerläßlich, ein WirtKhaftspro­
gramm aufzustellen, daf es erlaubt. die Nation·zu erlösen. 
Die Frente Amplio schätzt ein, daß alle, die einen eehten demokra­
tischen AU$Weg verteidigen, einen gemeinsamen ökQnomischen und 
sozialen Maßnahmekomplu beschließen müssen, der auf folgendes 
hinaudäuft: 
1. Wesentliche Erhöhung der Reallöhne der Lohnempfangcr, Mit· 
telschichten, Handwerker, Pensionierten und Rentner, wodurch der 
heute von der Krise belastete Handel wieder aktiviert wird. 
2. Sanierung der kritischen Situation der landwirtschaftlichen Pro-­
duzenten, indem ihre finanzielle lage verbessert und die Produk­
tion und ihre Vermarktung angekurbelt wird. Die Verteidigung des 
nationalen Eigentums an Boden muß vorrangig sein. 
3. Verteidigung unserer Industrie durch die Abschaffung der 
staatsfeindlichen Politik des freien Imports und die Unterstüuung 
für ihre Sanierung mit den geeigneten finanziellen Mitteln. 
Unter Mitwirkung aller patriotischen Kräfte werden wir der Dikta­
tur einen weiteren entscheidenden Schlag versetzen und die ersehn· 
te Wiederherstellung der Demokratie in Uruguay erreichen. ( ... ) 
Koordinicrungskomitce der Frente Amplio im Ausland, 
Paris. 19.·2 J. März 1982 
(Quelle: Desde Uruguay, 0.0., Nr. 51Mai 1982, S. 1-2) 

Nicht wenige Fabrikanten haben sich zwar auf Einfuhr um­
gestellt. Was sie früher selbst herstellten, importieren sie 
jetzt als Agenten, Repräsentanten oder Soziusse transnatio­
naler Firmen. Die Arbeiter mögen sehen, wo sie bleiben. 
Doch selbst dieses Geschäft fangt jetzt zu stocken an. Die 
bunten Hemden aus Italien, die jeans aus den USA, die 
Bonbons aus Taiwan bleiben in den Schaufenstern liegen, 
die fertigmontierten Autos aus der BRD oder japan (die 
Tausende uruguayischer Montagearbeiter brotlos gemacht 
und an denen die faschistischen Generale Vadora und Quei­
rolo ihre guten Kommissionen verdient haben), finden heute 
keine Abnehmer mehr oder kehren wie die Fernsehapparate 
in die Geschäfte zurück, weil die Abzahlungen unterbrochen 
wurden. 
Zu alledem gesellt sich ein die Inflation und jeden inter­
nationalen Maßstab überflügelnder Zinsfuß. Die Konzentra· 
tion der Banken, zu 70% von ausländischem Kapital (son­
derlich nordamerikanischem) regiert, ihre nahezu monopoli. 
stische Position bei der Finanzierung des Außenhandels und 
bei der Stützung des Staatshaushalts ermöglichte einen akti· 
ven Zins von 60% bis 80% und einen p1ssiven von 45% bis 
55%j dies bei einer Inflation von 30% im jahre 1981. Also 



erg'Jb sich ein Reingewinn von 15% bis 25% rur den uru­
guayischen Anleger. für den ausländischen aber, der Dollars 
mitbringt, in Pesos gewechselt anlegt und beim Abheben Olm 
Jahresende wieder auf den Dollar zurückwechselt, von netto 
29% bis 34%. 
Daß das mehr zur Spekulation anreizte, denn zur direkten 
Industrieinvestition, liegt auf der Hand. Umgekehrt mußte 
aber die Industrie, ebenso wie die Agrarwirtschaft für ihre 
aufgenommenen Bankkredite einen hohen Preis zahlen, zu 
dem noch der Gewinn der Banken - im Durchschnitt von 
20% - kam. Während die Banken so auf der einen Seite vor 
allem ausländi sche Kapitale in d ie reine Finanzsphäre zogen. 
drosselten sie die Kapazität und Konkurrenzfahigkeit der 
nationalen Produktion. 
Bei den hohen Umsätzen der Konjunkturjahre war das noch 
irgendwie tragbar gewesen, als aber dank des Zusammen­
spiels der imperialistischen Rezessiorupolitik und der neo­
liberalen Wirtschaftsorientierung der Diktatur Absatz und 
Produktion ins Stocken kamen, wurden die Banken zu 
Scharfrichtern fast aller nationaler Produzenten, die Zinsen 
und Amortisationsraten nicht mehr begle ichen, und noch 
weniger neue Kredite aufnehmen konnten. Der seit 1976 
ansteigende Oberschuß von Bankanlagen über Kreditaufnah­
men zeugt vom Umfang des Parasitismus und der Spekula­
tion. 

Die Bankiers als Scharfrichter 

Die Agrarwirtschaft, insbesondere die Viehzucht, befand 
sich keinesfalls in einer b esseren Lage ab die Industrie. Im 
Enthusiasmus über die Freigabe der Fleischpreise im August 
1978. die prompt in einer Woche um 45% gestiegen waren , 
hatten die Estancieros große Kredite zur Vergrößerung ihrer 
Rinderherden aufgenommen. Kredite wie Rinder soll ten 
bald zu ihrem Verderben werden. Zu dem PreisfaU von 
Fleisch und Wolle auf dem Weltmarkt kam die Entwertung 
der eingenommenen Dollars durch die Währungspolitik der 
Regierung. In dem Maße w ie die Rinderzahl von 8 auf 11,5 
Mio anwuchs, sank die Rentabili tät bis zu einem Punkt, wo 
nicht einmal mehr die Zinsen der Bankschulden bezahlt wer­
den konnten. 
Ein Massenschlachlen setzte ein, um fallige Wechsel zu be­
gleichen. Die großteils unverbesserten, natürlichen Weiden 
konnten ohnehin nicht soviele Tiere ernähren. Um den 
zwangserhöhten Absatz nicht zu mindern, mußten die 
Estancieros ihr Vieh zu Schleuderpreisen an die hauptsäch­
lich mit ausländischem Kapital betr iebenen Gefrierfleisch­
fabriken verkaufen. 
Umschuldungsverfahren, bzw. Stundung der Schuldendien­
ste, die die Ländliche Föderation, Vertreter der Estancieros 
(in erster Linie der großen mit über 5.000 ha Land), von der 
Regierung ford!!rte, fanden taube Ohren. Die Diktatur und 
die Finanzoligarchie waren ein Herz und eine Seele. Die 
Konzessionen waren minimal und galten nur für Großgrund­
besitzer, die eigenes Land als Garantie geben konnten. Ein 
Moratorium für gerichtliche V!!rs teigerungen von Gütern 
wurde abgelehnt. Innenminis ter, General Yamandu Trini· 
dad, erklärte den verzweifelten Estancieros wie Industriel­
len, die ih m ein kritisches Memorandum überreichen woll­
ten: "Sie (die Militärs) wüßten allein. was sie zu tun hätten, 
und ließen sich von niemandem unter Druck setzen." 
So geht der Ausverkauf der Betriebe und der Ländereien 
beschleunigt weiter. Zu Spottp reisen kaufen internationale 
Holdings alles auf. Sie können warten: in ein paar Jahren 
ändert sich die Lage und die Wirtschaftspolitik, und die 
Rentabilität kommt wieder. Im Norden des Landes sind be­
rei ts 1 Mio ha in brasilianischen Besitz übergegangen, die 
Rio-de-Ia-Plata-Küste wird von Argentiniern aufgekauft. 

Erst wenn die Banken krachen, - und wo immer wenig!!r 
Mehrwert produziert wird. muß schließlich auch der Zinsfuß 
fallen - und wenn die ausländischen Kapitale dann wieder 
wie Zugvögel nach dem Norden wegniegen, wird schließlich 
auch die selbstmörderische neoliberale Wirtschaftspolitik 
über Bord geworfen werden. 
Allein im ersten Halbjahr 1982 schmolzen die Reserven der 
Staatsbank durch einen Verlust von 340 Mio Dollar um 40% 
zusammen. Eine Einfuhrzollerhöhung um 10% und eine 
Exportsubvention von 10% wurden erlassen, die Pesosab­
wertung ein wenig beschleunigt. 
D!!n Herren Bankiers fall t es schwer, den guten Zeiten mit 
den hohen Profiten Adieu zu sagen. 

Zeltschrfftenschau 
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Mittelamerika 
Adalbert Krims 

Kirche zwischen Repression 
und Revolution 

Mit der Ausweitung de r Volks rebc:l1ion in Mittdarnc:rika seit Ende: dcr 70c:r Jahre: is t das Verhältnis von Kirche: und ChriStentum 
zum Befreiungskampf in der Diskussion. Adc:lbert Krims, Autor des Buches "WojtyJa. Programm und Politik des Papstes" und 
Kenner der lateinamerikanischen Kirc henszene: (siehe: sei ne: Gesamtbc:trachtung in: AlB 9/1977, S. 13-17), untersucht das 
Verhältnis am Beispiel Nikaraguas. EI Salvadors und G uaUmalas. 
Im befre iten Nikaragua ha t sich die Auseinandersetzung zwischen Kirc:hcnfiihrung und Rc:volutionsregicrung seit 1981 zuge­
spitzt. Tamas Borge. Innenminister und Sandinistaführer, äußerte sich zu diesem Konflikt neuerlich auf der "Zweite n Latein­
amerikanischen Konferenz Christen fu.. den Frieden", d ie vom 26. Mai bis J. Juni 1982 in Managua tagte (siehe Kasten). 

"Die Außenpolitik der USA muß damit beginnen, der Theo­
logie der Befreiung, wie sie in Lateinamerika durch den Kle­
rus der 'Theologie der Befreiung' angewendet wird , zu be· 
gegnen (und nicht nur im Nachhinein zu reagieren). Die 
Rolle der Kirche in Lateinamerika ist entscheidend fUr den 
Begriff politischer Freiheit. Leider haben die mauistisch­
leninistischen Kräfte die Kirche als politische Waffe gegen 
den Privatbesitz und das kapitalistische Produktionssystem 
benutzt und die re ligiöse Gemeinde mit Ideen durchsetzt, 
die weniger christlich als kommunistisch sind." 
Diese Sätze sind dem Geheimdokument des Komitees von 
Santa t'e "E ine neue interamerikanische Politik für die 8Der 

J ahre"l entnommen, das zu den Leitlinien der Reagan'­
sehen Lateinamerikapolitik zählt. Schon jahre zuvor hatte 
der Rockefeller-Bericht in der Entwicklung der katholischen 
Kirche seit Medellin (2. Vollversammlung der lateinamerika­
nischen Bischofskonferenz 1968) eine ernste Gefahr für die 
US-Interessen in Lateinamerika geortet. 
Der Grund für die Besorgnis der Herrschenden in "Gottes 
eigenem Land" besteht darin, daß große Teile des latein­
amerikanischen Katholizismus nicht mehr bereit sind, die 
ihnen zugedachte - und jahrhundertelang praktizierte -
Rolle der Verschleierung bzw. Rechtfertigung von Ausbeu· 
tung und Unterdrückung weitenwspie1en. 

Öffnung für soziale Fragen 

Gerade in den aktuellen politischen Prozessen in Mittel· 
amerika is t die Haltung der katholischen Kirche bzw. der 
Katholiken von e ntscheidender Bedeutung. Immerhin sind 
in Guatemala 96% der Bevölkerung katholisch, in Nikaragua 
95% und in EI Salvador und Honduras jeweils 85%. All die­
sen Ländern ist gemeinsam. daß die katholische Kirche bis 
vor kurzem zu den wiChtigsten Bollwerken der herrschenden 
Oligarchien zählte. 
Daß es in den letzten 10 jahren zu wichtigen Differenzie­
rungen innerhalb des Katholizismus - bis hinauf in die 
höchste n Ränge der Hierarchie - kam, ist vor allem auf drei 
Faktoren zurückzufUhren: 
I. auf die Entstehung politi scher und gewerkschaftlicher 
Organisationen im außerkirchlichen Bereich, die jedoch 
auch katholische G läubige umfaßten und deren "säkulare" 
Interessen vertraten. Dies führte in der ersten Phase bei den 
Betroffenen zu einer Trennung von religiösem und "weh-

62 

lichem" Leben. In einer zweiten Phase wurden jedoch dann 
die neugewonnenen Erfahrungen auch in den kirchlichen 
Bereich hineingetragen; 
2. auf die vor allem nach dem 2. Vatikanischen Konzil (von 
1962/65, d. Red.) nach Lateinamerika gekommenen euro­
päischen (und US·amerikanischen) Missionare, die dort Kir­
chenreform und Hilfe für die Armen praktizieren wollten. 

Nikaragua: Erzbischof contra Sandinistas 

Sie stießen einerseits auf eine traditionelle Volksfrömmlg. 
keit, die keinen Bedarf für europäische innerkirchliche Re· 
formen hatte, und andererseits auf eine soziale Situation, 
auf die ihr Konzept caritativer Hilfe keine Antwort geben 
konnte. Für diese Missionare gab es drei Möglichkeiten: 
a) nach Europa zurückzukehren, b) sich in die europäisier­
ten Viertel der Reichen zurückzuziehen, oder c) sich tat­
säc hlich mit den Armen zu identifizieren (was aber nicht 
ohne Analyse der Ursachen von Armut und die Teilnahme 
an den Kämpfen zu deren überwindung geht). jene Missio­
nare, die die dritte Möglichkeit wählten, gehören bis heute 
zu den ~ngagiertesten Vertretern einer auf die Befreiung der 
Unterdrückten ausgerichteten "Kirche des Volkes"; 
3. auf Veränderungen in der Gesamtkirche (wie z.B. das 
2. Vatikanische Konzil oder die lateinamerikanische 
Bischofsversammlung in Medellin) und die dadurch bedingte 
Einführung von Begriffen wie "strukturelle Gewalt", "Be­
freiung", "Kirche der Armen" usw. in den offiziellen kirch· 
lichen Sprachgebrauch hatten einen nicht unbeträchtlichen 
Einfluß auf Klerus und Bischöfe und führten doch zu einer 
gewissen Öffnung der Amtskirche für soziale Fragen. 
In bezug auf Mittelamerika muß jedoch gesagt werden, daß 
die genannten Faktoren vor allem zu Veränderungen an der 
kirchlichen Basis und in den niedrigeren Rängen des Klerus 
(vor allem unter Ordensgeistlichen) geführt haben, während 
die BIschöfe in ihrer überwiegenden Me hrheit an den tradi­
tionellen Positionen festhielten (im Unterschied zu anderen 
lateinamerikanischen Ländern, vor allem Brasilien). 
Neben dieser allgemeinen Charakterisierung der kirchlichen 
Entwicklung in Mittelamerika ist es jedoch erforderlich, die 
politische Rolle des Katholizismus am Beispiel der drei 
Länder Nikaragua, EI Salvador und Guatemala konkret dar­
zustellen. 
"Ein einzigartiger Grundzug der nikaraguanischen Revolu· 



tion war in der T!lt die Beteiligung von Christen an all ihren 
Phasen, einschließlich des bewaffneten Aufstandes." 
Mit dieser Schlußfolgerung eines Berichts einer WeItkirchen­
ratsdelegation, die im Mai 1981 ~tittelamerika bereiste, ist 
eigentlich schon das meiste gesagt. Die überwiegende Mehr­
heit der nikaraguanischen Christen hat sei t Beginn des Be­
freiungskampfes die Sandinistische Front der Nationalen Be­
freiung (FSLN) unterstützt und es gab sogar Priester, die 
aktiv am bewaffneten Kampf teilnahmen. 

Selbst die Bischöfe, die jahrzehntelang das Somoza·Regime 
unterstützt hatten, rechtfertigten in der letzten Phase der 
Revolution den bewaffneten Aufstand. Mit Ausnahme des 
Bischofs von Esteli waren sie jedoch nie Anhänger der 
FSLN. 
Der Vorsitzende der Bischofskonferenz und Erzbischof von 
Managua, Obando y Bravo, wollte sogar noch zwei Tage vor 
dem militärischen Endsieg der Sandinistas eine politische 
Alternative zur Machtübernahme der FSLN finden. Er nahm 
am 17. juli 1979 an einem von den venezolanischen Christ­
demokraten organisienen Treffen mit US·Präsident Carter 
mit Vertretern nikaraguanischer Privatunternehmer und 
bürgerlicher Parteien teil, das zum Ziel halte, den nach der 
Flucht Anastasio Somozas vereinbarten Waffenstillstand zur 
Inslallierung einer zivil·militärischen junta unter Leitung 
des Christdemokraten Esteban Gonzalez auszunützen. 
Als die FSLN von diesen Plänen erfuhr, marschierte der 
Kommandant der Nordfront, Tomas Borge, Olm nächsten 
Tag unter dem jubel der Bevölkerung in Managua ein und 
vollendete damit den militärischen Sieg der Sandinistas, wo­
mit die vom Enbischof mit initiierte christdemokratische 
Lösung gescheitert war. 
Das Verhalten des Erzbischofs - und mit ihm der Mehrheit 
des Episkopats - gegenüber den Sandinistas war jedoch wei­
terhin praktisch identisch mit dem des Unternehmer-Dach­
verbandes COSEP und der bürgerlichen Parteien. D.h., daß 
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die Kirchenführung spätestens eineinhalb Jahre nach dem 
Sieg der Sandinistas immer mehr zur offenen Konfrontation 
gegenüber der Regierung überging. 
Dabei scheute vor allem der Erzbischof nicht einmal vor 
dem Vorwurf einer angeblichen Religions- und Kirchen­
feindlichkeit der Regierung zurück, obwohl dieser Regierung 
nicht nur eine Reihe engagierter Katholiken, sondern auch 
vier Ordenspriester anlo:ehören. 
Viel härter als der Konnikt zwischen Kirchenführong und 
Staat wird jedoch der politische Konflikt innerkirchlich aus­
getragen. Zuerst forderte die nikaraguanische Bischofskon­
ferenz die Priesterminister auf, entweder aus der Regierung 
auszuscheiden oder ihr Priesteramt niederzulegen.2 Es folg­
ten eine Reihe von Strafversetzungen prosandinistischer 
Pfarrer, was immer wieder zu Protestaktionen der betroffe­
nen Kirchengemeinden führte. 

Papstvotum gegen die "Kirche des Volkes" 

Die Konflikte innerhalb der Kirche Nikaraguas fUhrten be­
reits 1981 zur Einschaltung des Vatikans, wo es allerdings 
Meinungsunterschiede zwischen Kardinalstaatssekretär Casa­
roli und dem Lateinamerikareferenten Kardinal Baggio (der 
im Vatikan die Geschäfte des reaktionären Präsidenten des 
Lateinamerikanischen Bischofsrates, Erzbischof Lopez 
Trujillo, besorgt) gab. Ein jahr lang konnte jedoch Casaroli 
seine Linie des Kompromisses durchsetzen, wodurch auch 
die drohende Zwangslaisierung der Priesterminister verhin­
dert werden konnte. 
Erst Ende juni d.J. griff der Papst persönlich in den Kon· 
flikt ein: In einem Brief an die nikaraguanischen Katholiken 
stellte er sich klar auf die Seite des Erzbischofs, verurteilte 
die "Kirche des Volkes" und warf erneut die Frage der 
Priesterminister auf ("Nicht in irgendeiner politischen Funk­
tion, sondern zu ihrem priesterlichen Dienst will das Volk 
sie bei sich sehen"). Damit hatte johannes Pauill. die inner­
vatikanischen Differenzen zwischen Casaroli und Baggio 
ebenfalls entschieden - gegen seinen Staatssekretär und für 
den Lobbyisten des reaktionären, streng antikommunisti­
schen Flügels der lateinamerikanischen Kirche. 

Da nach einem Bericht der Pax Christi International vom 
januar d.J. rund 90% der Katholiken Nikaraguas auf Seiten 
der Sandinistas stehen, wird auch nach der Entscheidung des 
Papstes für den antisandinistischell Erzbischof der politische 
Konflikt innerhalb der Kirche Nikaraguas weitergehen, ja 
sich sogar noch verschärfen. 
Wenn man von der Kirche EI Salvadors spricht, so muß man 
zuerst den Namen eines der außergewöhnlichsten Kirchen­
führer der lateinamerikanischen Kirchengeschichte nennen: 
Erzbischof Oscar Arnulfo Romero. Er wurde Anfang 1977 
als der konservativste unter drei möglichen Kandidaten vom 
Vatikan - und mit ausdrücklicher Zustimmung des Dikta­
tors Romero - zum Erzbischof von San Salvador ernannt. 
Doch bereits einen Monat nach seiner Amueinführung lei­
tete die Ermordung eines engen Mitarbeiters (Pater Rutilio 
Grande) einen tiefgreifenden Sinneswandel bei ihm ein. 
Während seiner nur dreijährigen Amtszeit wandte er sich 
immer stärker den Volksorganisationen zu, bis er wenige 
Monate vor seiner Ermordung ausdrücklich vom Recht des 
Volkes auf einen bewaffneten Aufstand sprach. Romo.'TO, 
der in seinen Predigten immer wieder die Verbrechen zuerst 
der ,.alten" Diktatur des Generals Romero und später der 
christdemokratisch-m ilitärischen junta Napoleon Duartes 
anklagte und die Unterstützung der Vereinigten Staaten für 
dieses Regime verurteilte, mahnte die damals noch >:euplit­
terten Volksorganisationen immer wieder zur Einheit. 3 
Seine Ermordung am 24. März 1980 war wahrscheinlich ein 
wichtiges Moment, das den EinigungsprozeB beschleunigt 
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Tomas Borge 

Die Revolutionsfeinde Nikaraguas 
sind keine wirklichen Christen 

E, ist gut, .ich :tu fr ... gcn, welchCl das Verhältnis twischen der 
Kir~hc und dem neuen Staat ist und sein soll ... 
Somon hielt die: kirchliche Hierarchie an, die Interessen der Aus­
ax,ulcrldassen zu verteidIgen; Som01;lI haue keine Skrupel, die hd­
ligucn religiösen Gefühle flir die Unterwafung der Arbeiter zu in­
Jlr\lmentalisicren. Der SOmOl;lSrnUJ erreichte in manchen Fillen sei­
oen Vorsatz. Der Grunder der Dynastie wurde sog:ar .. Flint der 
Kirche" genannt, und oft aßen die yornehmsten Kriminellen dl"s 
Regimes an einem Tisch mit den höchsten Vertretern dn katholi­
schen Kirme und Innltcn mit ihnen auf ihr gemeinsam" Wohl. 
Andcrcncits gab el viele Priester, die sich nicht dem Somozismus 
anschlOSKn, sondern sich konsequent auf die Seite ihres Volkes 
siellten, wahrend andcrc PricSlcr militirisch", Dienstgrade YOTZCig­
Icn und nicht zÖlCrtcn, Kapläne in dnn Armee zu werden, die sich 
durch die systematische Verletzung aller Gebote und Normen der 
christlichen Moral au~dclmele ... 

Religiöse Freiheit heißt n icht das goldene Kalb anzubeten 

Die Revolution gar...ntiert die religiöse Freiheit, was bedeutet, daß 
diejenigen, die gegen die religiöse Freiheit handeln, eine konter­
revolutionlre Position einnehmen. Ebenso wie diejenigen, die die 
Gewissensfreiheit im allgemeinen angreifen. eine kontenevolutio­
ntire Haltung emnehmen ... 
In unserem und belteht völlige Freiheit des Gottesdien5les, jedoch 
nkht die Freiheit, da, goldene Kalb anzubeten. In Nikanlgua be· 
Iteht Freiheit 'l:U beten, zur Messe: zu gehen und die schönen Gebo­
te der I;'hrutlichen MOl;&! zu errUllen. Aber el kann keine Freiheit 
rur Verschwörung geben, es kann keine Freiheit geben, um Ver­
bindul1len mit dem nordamerikanische:n Geheimdienst '!'u unter­
halten und von diesem Honorare '!'u empfangen; es kann keine 
Freiheit geben. um das religiöse: Empfinden unseres Volkes g~n 
die Intere""n unseres Volkes '!'u mißbrauchen; es kann keine Frei­
heit für Aberglduben, Feh$Chismus und Hexerei geben, die be­
'!'wecken, daß die Au .. beuterklalkn die Macht J,uriickerhahen. 
Wie könnten wir 50 v.::ramwortungslos, unpatriotiKh und dumm 
sein, und denen Freiheit zugestehen, die unserem Volk sagen, daß 
cs eine Sunde in. das Vaterland '!'u vcruidigen und der Flagge und 
der Nationalhymne die Ehre zu e:rweikn? Wir hällen völlig unsere 
h.storische Peupcktiv.:: v.::rlorerl, wenn wir nicht gegen die Erfin­
dungen und Sehaue'1les.;hichten vorgehen wUrden, die im Namen 
alTisti und der Jungfnu M:aTia Waskr auf die Mühlen der Konter­
revolution Kho.illen. 
10 diesen Ta!!"n, in denen das Leiden des Volkes sehr groß war, 
aber nicht so groß wie sein Vertrauen und sein Optimismus, sind 
wir in vielen Orten du undes Zeugen geworden, welchen perve .... 
sen und krimindltn Einfluß einige rei ligiÖk Sekten auf viele Ein· 
wohner ausüben. 
Ich Klb!t habe mit"rl"bt, wie ~on der Unwtttcrkatutrophe betrof· 
fen<: Bewohner ~i<.h wei!!"rtcn. ihre von den Fluten bedrohten Hlu· 
ser zu verla"en, weil ihre reiigiÖJen Führer ihlKn gesagt h:'lIen, daß 
die! alles der Wille Gotle, Jei, daß Gott sie schül'!'en würd", und daß 
• ie di .. Hilfe der S:mdiniitds nicht nötig hätten. Es gab .'älk, in 
dellen Leute sich weigerten, mcdiziniKhe Versorgung Zu "rhalten, 
weil sie dies für eine Siinde hielten und weil die SandinisUls "Werk· 
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zeug des Teufels" scien. In einigen Kirchen wurde s~r .~ngedeu­
tel, daß die Naturkatastrophe eine Strafe Gottet fCl fur unscre 
Re~olution. 

NatUrlich lind die, die: diek Arbeit leisten, keine wirklichen Otri­
steno Ich Klaube eher, lie lind Antichristen. Sie sind Träger einer 
dem Otristentum fremden Philc»ophie. Es lind die, die die he .... 
kömmliche Caritas predigen, die die wirkliche: Natur der christ· 
lichen Canta, enntellt haben. 
Caritas bedeutet vom Begriff her Liebe, aber die Caritas, die sie uns 
predigen, ist die: CaritU der A1mo5tn und Broutiicke; es ist die 
Cariw der NacatamalcJ (Maispasteten; d. Red.) am Wochenende; 
die Carit:u, dem Hungernden J,U e5Stn:zu geben, um seinen Hunger 
zu nähren; die Caritas der eleganten Dame, die ihre fri$chgcmal~e 
Hand aUMtreekt, um ein ~ldstiick .Im Kirchenportal zu geben; die 
Caritas der Mächtigen, die angesichts der Katastrophe zur Griin­
dune von loulen Hilfsgruppen aufrufen und in ihren Reihen einige 
Decken und abgelegte Kleidungsstücke sammeln; die Caritas de .... 
jenigen, die ein paar Konservenbüchsen spenden, die bedeutend 
weniger wert sind als die Anzeige, die sie darüber in der Zeitung 
inserieren. 
Es ist letztlich die Caritas derer, die abseits von den Anstrengungen 
du Volkes und Kiner Organisationen stehen und in der Stunde dei 
Unghil;'ks Almosen geben ... 
Der Samariter ist heute das Symbol unseres Volkes. Er praktizie rte 
die wirkliche christliche Caritas. Die ersten Otristen begriffen den 
Nächsten als das, was fUr un~ der "companero" (Gc:nOlk, Kamerad; 
d. Red.) i.t. 
D.e. brachte sie dazu, nicht abzugeben, was übrig war, sondern in 
christlicher Nächstenliebe ihre Habe zu teilen. Ich glaube, in Nika· 
ntgua haben die Otristen heute den echten Sinn der Caritu wiede .... 
entdeckt. 
Die Protagonisten der alten Carita" der Caritas mit der sie UnfeT 
Bewußtsein entstellen wollten, sind die Worlführer einer Theologie 
des Todei. Denn was auch immer man im Namen der Revolution 
oder sonniger Prinzipien sagt, u trigt nur zum Elend und Hunger 
un~rer Völker bei, ..... mn es an der Seite der Ausbeuter ge$agt wird. 
Elend und Hunger, die den fruhzeitigen Tod von Millionen Men· 
!Iclten bedeuten; Elend und Hunger. die die Rebellion der Unter­
drückten und die Gewalttlitigkeit der Unterdrücker provazien 
haben ... 
Der Theologie des Todel haben die echten Otrilten die Theologie 
der Wiederaufentehul18 entgcgengeJctzt. Aber soweit ich verstan· 
den habe, nicht die Auferstehung der Toten, sondern die Aufer· 
stehung der Lebenden. Ihr glaubt, daß die Auferstehung aus dem 
Grab nicht nur bedeutet, zum Leben zurückzukehren, sondern 
auch verwandelt wiedergeboren J,U wl!Td"n. Deshalb ill der Punkt 
der ßc,ri,ihrung oder besser gesagt der Integration zwischen dem 
Christentum der Befreiung und der Revolution das Projekt der 
nation.alen Befreiung, denn dies ist nichn anderes als du Projekt 
deS Lebens ... 
Ein unglückliches Dasein kann kein Leben sein. Die Ausbeutul18 
und ihre Folgen, Uunger und Elend, gleichen eher dem Tod als dem 
Leben . 

(Quelle: SALPRESS. Boletin s"manal, Muiko·SllIdt, Nr 
36{17.·2:I.7.l982,S.14·U) 



hat. Drei Wochen später wurde die Demokratische Front, 
die dann in die Demokratisch-Revolutionäre Front (FDR) 
umgewandelt wurde, gegründet. 
Viele der engsten Mitarbeiter O. Arnulfo Romeros waren 
aktiv an der Gründung der FDR beteiligt, die in diesem Akt 
bewußt die Erfüllung des Vermächtnisses des ermordeten 
Erzbischofs sahen. Die Basisgemeinden des Landes, die nach 
wie vor nur O. Arnulfo Romero als ihren Bischof anerken­
nen, gründeten die Koordination der Volksk.irche Oscar 
Arnulfo Romero (CONIP). die ebenfallos Bestandteil der 
FDR ist. 
Es kann also überhaupt kein Zweifel daran bestehen, daß die 
t.lehrheit der Christen EI Salvadors heute auf Seiten der 
FDR und der gemeinsamen Guerillaorganisation FMLN 
steht. Dies gilt sogar fUr die Mehrheit der Mitglieder der 
ehemaligen christdemokratischen Partei, die sich z.T. schon 
in den Monaten vor der Ermordung Romeros, in größerer 
Zahl aber als deren Folge von der kleinen Führungsgruppe 
um den damaligen Juntachef Duarte losgesagt hat_4 

EI Salvador: Das Vermächtnis Erzbischof Romeros 

Die Bischöfe des Landes (mit einer Ausnahme) stehen je­
doch weiterhin voll auf der Seite der Junta_ Sie hatten schon 
in der Vergangenheit immer gegen Erzbischof Romero ge­
kämpft, waren dann sogar seinem Begräbnis ferngeblieben 
und haben ein Jahr nach dessen Ermordung in einem ge­
meinsamen Hirtenbrief davon gesprochen, daß O. Amutfo 
Romero "von den Jesuiten zur Politik verführt" worden sei. 
Zwei Bischöfe hatten Ende 1980 sogar die Armee gerufen, 
um von verfolgten Bauern besetzte Kirchen gewaltsam zu 
räumen. 
Die Tatsache, daß es dabei Dutzende Tode und "Ver­
schwundene" gab, konnte die Bischöfe nicht einmal zu ei­
nem Wort des Bedauerns bewegen. Uneingeschränkte Unter­
stützung erhalten diese Bischöfe dabei vom Apostolischen 
Nuntius, dem Botschafter des Vatikans in San Salvador. 
Die bereits erwähnte Ausnahme unter den Bischöfen ist der 
als Nachfolger Romeros eingesetzte Apostolische Admini­
strator von San Salvador, Bischof Rivera y Damas. Er ist 
persönlich stark mit der Führungsgruppe der Christdemokra­
ten verbunden, versuchte aber immer, eine "Position der 
Mitte'; einzunehmen, d.h. die "Gewalt von rechts und links" 
gleichzeitig zu verurteilen. 
Rivera y Damas hat sich aber in den letzten beiden Jahren 
immer mehr von den Mitarbeitern O. Arnulfo Romeros ge­
trennt und sogar das vom früheren Erzbischof gegründete 
Rechtshilfebüro aufgelöst (wegen "Einseitigkeit"). Die Tren­
nung von den Romero-Mitarbeitern schwächte aber letztlich 
auch die Position Bischof Riveras, so daß er bei gemein­
,samen Erklärungen des Episkopats immer wieder dem 
Druck der anderen Bischöfe nachgeben mußte, wie z_B_ 
beim Aufruf der Bischöfe, die Beteiligung an den Schein­
wahlen im März d.]. sei "Christenpflicht", 
So gibt es heute in EI Salvador de facto eine gespaltene 
Kirche: auf der einen Seite die Bischöfe, die zwar gute Be­
ziehungen zu den Herrschenden haben, aber im Volk keiner­
lei Autorität genießen; auf der anderen Seite die "Kirche des 
Volkes", die Teil des Befreiungskampfes ist, teilweise im 
Untergrund wirkt und von den Militärs ebenso brutal ver­
folgt wird wie die nichtchristlichen Bundesgenossen. 
Es ist hervorzuheben, daß der Beitrag der Ordensgeisllichen 
(vor allem der Jesuiten) und der Ordensschwestern zur "Kir­
che des Volkes" besonders groß ist. Und schließlich gibt es 
in der "Mitte" Bischof Rivera mit einer Minderheit des Kle· 
rus und von Miueloschicht-Christen, die zur Versöhnung auf­
rufen und beide Seiten zur Einstellung der Gewalt auffor­
dern. 

In Guatemala gibt es die in der Kirchengeschichte einmalige 
Situation, daß sich eine Diözese selbst aufgelö51 hat. Der 
Hintergrund dafür ist die besondere Betonung der Indianer­
Pastoral in der katholischen Kirche des Landes, Zwar geht es 
dabei gar nicht um eine Politisierung, aber doch um ein 
Emstnehmen der Urbevölkerung und um die Vermittlung 
von Selbstbewußtsein. In der hauptsächlich von Indianern 
bewohnten Diözese Quiche kam es deswegen zu einem 
schweren Konflikt zwischen dem zum Großteil aus ausländi· 
sehen Missionaren bestehenden Klerus und den Militärs, 
Seit 1979 wurden zahlreiche Priester und Laienkatecheten 
ermordet, mehrere Missionare des Landes verwiesen und An­
schläge auf Kirchen und kirchliche Einrichtungen verübt. 
Aufgrund dieser Situation beschloß der Diözesanbischof, 
Mgr. Gerardi, der zugleich Präsident der guatemaltekischen 
Bischofskonferenz war, im Juni 1980 gemeinsam mit seinen 
Priestern, die pastorale Arbeit in der Diözese einzustellen_ 
Der Bischof selbst verließ unter Protest das Land, um in 
Rom vor der Bischofssynode über die Situation in seinem 
Land zu berichten. Als er anschließend nach Guatemala zu­
rückkehren wollte, wurde ihm von den Behörden die Ein­
reise verweigert. Seitdem lebt der Präsident der guatemalte­
kischen Bischofskonferenz im E)(il in Kostarika. 

In seiner Diözese Quiche selbst existiert seither eine Kata­
kombenkirche, d.h, daß es nur noch kirchliche Tätigkeit im 
Untergrund gibt_ Die Armee versucht, diese Tätigkeit zu 
unterbinden, und ermordet wahllos Personen, die der Mit­
arbeit in dieser Untergrund kirche verdächtigt werden (schon 
der Besitz einer Bibel genügt als "Beweis"). 

Ähnliche Tendenzen gibt es auch in anderen hauptsächlich 
von Indianern bewohnten Diözesen. Das Militär versucht, 
die Indianer-Pastoral der katholischen Kirche mit allen Mit­
teln zu unterbinden. so daß man hier mit Fug und Recht 
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von einer offiziellen Kirchenverfolgung sprechen kann. 
Ganz anders ist hingegen die Stellung der katholischen 
Amtskirche in der Hauptstadt Guatemala·Stadt. Der dortige 
Kardinal Casariego ist ein enger Verbündeter der Oligarchie 
und der f..Iilitärs und genießt außerdem die volle Unterstüt­
zung des Apostolischen Nuntius. Oie übrigen Bischöfe des 
Landes haben sich jedoch geweigert, den Kardinal als Vorsit­
zenden der Bischofskonferenz zu akzeptieren und sie geben 
auch ihre gemeinsamen Hirtenbriefe grundsätzlich ohne Zu· 
stimmung des Kardinals heraus. Im letzten Hirtenbrief vom 
Mai d.]. sprachen sie z.B. ausdrücklich von einer Situation 
des "Genozid", die in Guatemala herrsche, wobei sie aller· 
dings die Gewalt von rechts und links verurteilten. 

"Kirche des Volkes" - Teil der Befreiungsbewegung 

Der Mitteiamerika·Bericht von Pax Christi International 
spricht von drei Tendenzen in der katholischen Kirche Gua· 
temalas: 
I. "die Kirche des Kardinals", die die Gläubigen auffordert, 
jede Autorität als von Gott kommend zu akzeptieren. Es ist 
dies die Kirche der Oligarchie und des Militärs, die sowohl 
von den anderen Bischöfen wie auch vom Volk abgelehnt 
wird, allerdings jedoch die Unterstützung des Vertreters des 
Vatikans in Guatemala genießt; 
2. die "pastorale Kirche". der fast alle Bischöfe und auch 
ein großer Teil der Gläubigen angehören. Diese Kirche lehnt 
ein direktes politisches Engagement ab, setzt sich aber für 
die Bewußtseinsbildung der Indianer und für soziale Ange­
legenheiten der armen Bauem ein. Sie wendet sich gegen die 
staatliche Repression, will aber auch mit der "Gewalt" der 
Guerilla nichts zu tun haben; 
3. die "Kirche der Annen", die es für eine Aufgabe der 
christlichen Gemeinden hält, sich an den sozialen und polio 
t ischen Kämpfen der Armen direkt zu beteiligen. Zu dieser 
letzten Gruppe zählen der Großteil der ausländischen Mis· 
sionare, während die Mehrheit des übrigen Klerus der zwei· 
ten Gruppe angehört. Die "Kirche der Armen" arbeitet auch 
mit den Volksorganisationen und der Guerillabewegung zu· 
sammen. 
Eine spezifische RoUe spielen in Guatemala nordamerika· 
nische Sekten, die allerdings in letzter Zeit auch verstärkt in 
anderen mittelamerikanischen Ländern vor allem in Nikara· 
gua auftreten. Diese mit Millionenbeträgen aus den USA 
geförderten Gruppen werden bewußt a ls Gegengewicht zur 
katholischen Kirche aufgebaut und sind betont fundamen· 
tal istisch und antikommunistisch ausgerichtet. 
Zum erstenmal in der Geschichte Zentralamerikas wurde ein 
Prediger einer solchen Sekte, der "Chris tl ichen Kirche des 
Wortes", durch einen von den USA unterstützten Putsch 
Präsident Guatemalas: Efraim Rios Montt.5 D;e Reagan­
Adm.inistration hatte damit eine Konsequenz aus dem San· 
ta·Fe·Dokument gezogen, nämlich daß man der "kommuni· 
stisch unterwanderten" katholischen Kirche nicht mehr 
trauen könne. 
Offensichtlich will man durch Sekten wie z.B. auch die 
Mormonen und die Zeugen J ehovas - , aber auch durch 
"charismatische" Strömungen innerhalb der katholischen 
Kirche (wie z.B. "Cursillo") jene Funktion der religiösen 
Rechtfertigung bzw. Verschleierung von Ausbeutung und 
Unterdrückung neu aufbauen, die die katholische Kirche in 
ihrer wachsenden Mehrheit nicht mehr wahrzunehmen be­
reit ist. 
Die offensichtliche Unterstützung antikommunistischer Sek­
ten in Mittelamerika durch die USA bringt die katholische 
Kirche - zusätzlich zu ihren intemen Problemen - in eine 
schwierige Situation. 
Die Antwort, die vom Vatikan und vom Lateinamerikani· 
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sehen Bischofsrat (CELAM) auf diese neue Herausforderung 
gegeben wird, geht bisher eher in die Richtung, daß die 
katholische Kirche das Vertrauen der Machthaber nicht ver· 
lieren darf. Deshalb genießen reaktionäre Strömungen (die 
teilweise im "charismatischen" Gewand auftreten) die be· 
sondere Förderung des Vatikans und des CELAM. 
Um den Antikommunismus unter Beweis zu stellen, wurde 
außerdem Nikaragua zum wichtigsten "Schlachtfeld" des 
Kampfes zwischen Religion und Atheismus, zwischen Chri· 
stentum und Kommunismus ausgewäh lt. Durch die Bekämp' 
fung der Sandinistas wollen der Vatikan und der CELAM 
das Vertrauen der USA und der lateinamerikanischen 
Rechtsdiktaturen wiedergewinnen bzw. behalten. Dies be· 
dingt jedoch auch die kompromiBlose Bekämpfung revolu· 
t ionärer Tendenzen in der Kirche selbst. 
Die "Kirche des Volkes", die christlichen Basisgemeinden, 
haben indessen eine andere Konsequenz gezogen. Für sie ist 
die Unterstützung Nikaraguas als des "ersten befreiten Terri· 
toriums" in Mittelamerika sowie das Engagement im Befrei· 
ungskampf EI Salvadors und Guatemalas gegen den Imperia· 
lismus und die einheimischen Oligarchien eine unbedingte 
Voraussetzung für die Verwirklichung des Christentums uno 
ter den Bedingungen Mittelamerikas. Sie betrachten sich 
dabei selbst nicht nur als Bündnispartner, sondern als uno 
trennbaren, integralen Bestandteil der Befreiungsbewegung, 
die heute keine andere Wahl als den bewaffneten Kampf 
hat. 
Die Fronten des Befreiungskampfes in Zentralamerika gehen 
also auch quer durch die Kirchen. Insofern hat das Komitee 
von Santa Fe recht, wenn es den Kampf gegen die "Theolo· 
gie der Befreiung" zu einem entscheidenden Faktor der 
Lateinamerikapolitik der USA erklärt hat. In diesem Kampf 
haben die USA im Vatikan und im Lateinamerikanischen 
Bischofsrat wichtige Bündnispartner gefunden. Doch auch 
die revolutionären Christen haben ihre Bündnispartner: 
nämlich alle antiimperialistischen Kräfte in der Welt. 

Anmerkungen der Redaktion: 
I ) Das Santa·fe·Dokument wurde im Mai 1980 verfaßt und in deut· 

scher Sprach~ in vollem Wortlaut \'Cröffentlicht vom Antiimperia· 
listischen Solidaritätskomitee (ASK, Mainzer LandsIr. 15, 
6 Frankfurt I), 48 Seiten, S DM. 

2) Die vier attackiert~n Priestenninister Emesto und femando Car· 
denal, Miguel d'Escoto und Edgar Parrales bekräftigten in einer 
gemeinsamen Erklärung im J uni 1981 ihre Treue zur sandinisti· 
sehen Volksrevolution und "zum Willen Gottes". Wortlaut in: 
AIB 9/1981,S.17 

S) Dieser rasche Radikalisierungsprouß des En:bischob Romero in 
nachgezeichnet bei O. Erdouin, San Rom~ro d~ Am~rica. Das 
Volk hat dich heili~sprochen, Wuppertal1981 

4) Zur Herausbildung und Entwicklung von FDR, FMLN und der 
salvadorianischen alri5td~mokr.ltie $ieh~: EI Salvador. AIB·Son· 
derheft S1 1982. S. 32-48 

5) Eine Einschätzung der Montt·Diktatur findet sich in: AlB 
9/1982, 5.16·19 



Rückblick 

100 Jahre deutscher Kolonialverein 
Ein respektables Stück Allee in Frnnkfurt Ir';gt den Namen des friihe­
ren Oberbürgermeisters der Stadt, von Miqucl. Die ortsüblichen 
Adcnauerstraßcn, -brücken usw. sind kaum zu zählen. Was !>tide VeT­

bindet: ihre akti~ Mitwirkung im DculSchen Kolonialverein (DKV), 
der vor 100 Jahren, am 6. Inzcmbcr 1882, gegründet wurde. 
Der DKV bildete zunächst ein Sammelbecken mehrerer kleiner Pro. 
pagandazirkcl. Ra$Ch entwickelte tr sich jedoch >:um bedeutendsten 
Organ des deutschen Kolonialismus, mit einem Mitgiiedcrhöchsl' 
stand von 42.000 zu Beginn deli I. Wdlkricgc5. 
Die maßgebliche Rolle spielten freilich sehr bald Repräsentanten der 
Industrie und der großen Banken. Dies schlug sich schon im Grün­
dungsaufruf nieder, der auf Initiative von Miquds zustande kam. 
Neben Kiner trug n die UnterschriFten z.B. des kleinbürgerlichen 
Erbauunguchrifutellers GUSlaV Freytag, aber auch des mächtigen 
Saar· lndustriellen R. Stumm sowie des Mitbegründen des Zentralver· 
bandes Deutscher Industrieller, Henn A. Bueck. 

Nach der Eroberung der enten Kolonien 1884 verstärkte der DKV 
Kine Bemühungen l;ur Verbreitung des "Kolonialgedankens" . 
Er organisierte über seine zah l ~ic.hen lokalen Gruppen Vorträge und 
Auutdlungen und warb durch sein Verband$Organ _ ab 1883 die 
"Deutsche Kolonialuitung". Mit diesen Methoden begleitete der 
DKV seine Politik der Eingaben und Forderungen an Reichstag und 
·regierun8, mit beachtlichen Erfolgen. So ging die Grilndung der 
Deutschen Ostafrika·[.inie 1881 auf den Druck des DKV zurück. 

Ebenfalls 1881 beschlossen DKV und die 1884 gegründete Gesell· 
schaft fUr deutsche Kolonisation ihre Vereinigung zur Deutschen 
Kolonialgesellschaft (DKG). Prominente Ausschußmitglieder des 
neuen Verbandes waren neben H.A. Bueck ~er Hamburger Reeder 
Adolf Woermann (zugleich Auhichtsrat der Di5Conto-Gesellschaft· 
Bank), Wilhelm Fürst zu Wied (1898 entcr Präsident des Deutschen 
Flollenve~ins) und Major Eduard Liebert (später Vonitunder des 
Reichsverbandes gegen die Sozialdemokratie). 

Zu den Aktivitäten der DKG gehörte auch die Finanzierung von 
"Expeditionen". In ihrt:n Rahmen wurden auch den koloniakn In· 
teressen dienlicht: Wissen5Chaften (z.B. Völkerkundt: und Tropen· 
hygiene) eingespannt - was die anfallenden For5Chungsergebnisse 
abwerte te. 

Propaganda für "Schutzgebit:te" und Flottenbau 

Auch die Volksschulen wurden zum Agitationsziel. Soi:ialdemokr~· 
tische Wahlerfo1gc bewogen die DKG zU der Forderung, "daß das 
Inleresse der Arbeiterschaft an der Fortentwicklung der Schutzge· 
biete in volkstümlichen Aufsätzcn ... dargelegt werde". 
Eine der ersten Expeditionen rüstete noch die Gesellschaft von 1884 
aus. Es war die des Abenteun::rs Carl Petns, der durch betriigt:rische 
Vertriige große Teile der späteren Kolonie Deuuc.h·Ostafrika "er­
warb". 1889 erreichte die DKG, daß der Reichstag 2 Mio Mark für 
die Truppe des Majors Hermann Wissmann bewilligte, die mordend 
und plündernd durch Ostafrika zog. Weitreichende Anspruche wur­
den in Bezug auf Togo, Kamerun und Südwestafrika formuliert und 
mit der Gründung von diversen Komitees, "Syndikaten" usw. unter­
stützt. 

Es lag nahe, daß die DKG sich auch für die Ftollenbaupolitik einsetz· 
te, um weitere Annexionen vorantreiben und Aufstände niederschla· 
gen ~u können. Z.B. erhielten alle deutschen Landräte eine Bro5Chü~ 
mit dem Titel "Biller not tut uns eine starke deutsche Flotte" als 
Beilage für ihre Kreisblätter. 
Dto:r I. Weltkrieg (1914.18) brachte für die DKG auf dem Höhepunkt 
ihres Einflusses ein unerfreuliches Resultat: den sofortigen Verlust 
aller Kolonien. Sie stelhe sich daher zwei Aufgaben: Hilfe für die an 
der Rückkehr nach Obersec gehinderten Siedler und Kolonialbeam· 
ten sowie die Formulierung von Kriegszielen. 
Auf diesem Gebiet kannte ihre Maßlosigkeit keine Grenzen. 1916 
sahen sich die Behörden sogar \'Cranlaßt, die Veröffenthchung von 
"Leitsätzen" der DKG ~u unterbinden, die nicht mehr und nicht 
weniger enthielten als die Forderung eines "Großdeuuchland" nebst 
einem Kolonialreich, dem ,,Afrika allein ... nicht genügen" konnte. 
Noch im Frühjahr 1918 übermittelte die DKG dem Kolonialamt ei· 
nen Forderungskatalog, der die fast völlige Annexion Afrikas vorsah. 
Nach der Niederlage des deutschen Imperialismus ging es in dieser 
Manier weiter. Ocr von der DKG im Rahmen ihrer Revisionsforde· 
rungen propagierte Großmachtchauvinismus und ihr Herrenmen· 

sc.henwahn korrespondierten dabei mit Strömungen ähnlicher Art -
der Weg war vorgezeichnet. 

Aus taktischen Gründen wurde die Forderung nach Rückgabe der 
Kolonien, die von den Siegcrmächten in VÖlkerbund·Mandate umge· 
wandelt worden waren, zunächst nur verdeckt vorgetragen. Konrad 
Adenauer, 1932 Vizepräsident der DKG: "Man sollte meines Erach· 
tens zun~chst das Kolonial·Mandat anstreben, um wenigstens einen 
Schrin weitenukommen, darüber aber das Ziel, eigene Kolonien frei 
zu besitzen, niemals aus dem Auge lassen." 
Der Vormarsch der Reaktion Ende der 20cr Jahn:: führte bald zum 
Verzicht auf alle Zurückhaltung. Die Zusammenarbeit mit den 
Rechtsparteien hane sich gedeihlich entwickelt. 1925 hatte sich zu· 
dem eine Koloniale Vereinigung des Reichstages gebildet, der außer 
der KPD Abgeordnete aller Fraktionen (ein5Chließ1ich der SPD) an· 
gehörten. 
Im Mai 1930 formulierten die DKG und Vt:rtreler dt:5 Kapitals ein 
Programm, demzufolge Deutschland unbedingt den lViedererwerb 
von Kolonien anstreben mÜ5.SC. An der dazu abgehaltenen Konferenz 
nahmen neben dem DKG·Priisidiumsmitglicd H. Schnee u.a. der 
Hamburger Reeder A.H. Amsinck (Woermann·Linie und Deuuche 
Ostafrika·Linie), J. Kiehl (Deutsche Bank) und L Kastl (Reichsver· 
band der Deutschen Industrie) teil. 
Diese Forderungen des extremen Flügels des deutschen Imperia· 
lismus ließen sich ohne größere Probleme mit denen der fa5Chi$li· 
sehen Nationalsozialistischen Deut5Chen Arbeiterpartei (NSDAP) ver­
einbaren. Deren Machtergreifung begrüßte die DKG folgerichtig mit 
den Worten: "Damit ist auch endlich die Stunde der Deutschen 
KolonialgeseUschaft gekommen." Es folgte die Gleichschaltung aller 
kolonialistischen Interessengruppen im sog. Reichskolonialbund -
sein erster "Bundesführer": H. Schnee. 
Neue Kriegsziele wurden anvisiert - und auch $ie mit dem Sieg über 
den FaSChismus begraben. Das heißt, nicht ganz. 

1961 wählte in Stuttgart eine Gesellschaft für togolesiscb-deuuche 
Zusammenarbeit zu ihrem Ehrenvorsitzenden einen Bundesyerdienst· 
kn::uzträger namens Herzog Adolf Friedrich zu Mecklcnburg. Der 
Mann war Programm: 1908 war e r Leiter des Verbandes "Kolonial· 
kricgerdank" geworden, der mit der DKG engstens zusammenarbei· 
tete, 1912 GoulII:ffiCur von Togo. 
Ein guter Bekannter des Henags, Dr. Kurt Weigelt, 1947 noch von 
einem US·Militärgericht zu zwei Jah~n Haft verurteilt, gelangte 
1953 an die Spitze de r Gesell5Chaft für Luftfahrlbedarf, Vorläuferin 
des Bundcsunternehmens Lufthansa. Vor 1945 hatte er im Namen 
der Deutschen Bank Krieguielpläne geschmiedet und im Verwal· 
tungsrat der Dcut5Ch·Ostafrikanischen Gesellschaft (DOAG) geses­
sen, einer nach Gesetz von 1924 " Kolonialgesellschaft" . 
Eit! gu ter Freund Weigelu aus ,,großer Zeit", Dr. Guslav Strohm, 
avancierte unter Bundeskanzler Adenaucr zum Botschafter in Süd· 
afrika. Im Priisidium einer kunlebigen Dcutsch·Südafrikanischen Ge· 
sell5Chaft trafen sich in den !:IOcr Jahren K. Weigelt und der Adels­
sproß aus Mecklenburg. Von Kolonien freilich sprach man nicht 
mehr so offen. Immerhin: Ihrt:n Titel und Sonderstatus als "Kolo­
nialgesellschaft" verlor die DOAG (wie rund, 20 weitere Firmen) 
durch Bundesgesetz ent 1975. Ihr Verwaltungsratsvorsitzender hie6 
Kai·Uwe von Hassel (CDU), Vizepräsident des deutschen Bundes· 
tages. J. Ostrow$ky 
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Infodienst 

Friedensbewegung 

Nach "lwci zentralen Großaktionen - der 
Dü.sseldorfcr FriedensdtmonSlnllion anLiß· 
lieh dei Katholikentages am .s. September 
dJ. mit .50.000 Teilnehmern und dem 
Bochumtr Festival "KUnitLer ('\ir den Frie­
den" am 11.9.1982 mit 2.50.000 He5uchern 
- (rilf sich die Friedensbewegung der Bundes­
republik .m 9.'10. Oktober dJ. zu ihrer 
2. AktiollSkonfercn"l in Köln. 
Die Ubcr 700 Vertreter ~on Friedcnsinitiati· 
vcn und -.organisationen machten ihrcn Willen 
deutlich, die Stuionierunc der neuen US­
Atom~kclcn 1983 politiKh undurchrUhrbar 
zu mache". Die Unterschriften unter den 
Krcfeldcr AppeU übe"tti~n bereits .5 Mio, 
eine gute Voraussetzung, diese Aktion 1983 
zum Volksentscheid gegen die Raketen zu 
machen. Auch und gerade angesichts der 
neuen BOlUlC,r Rechukoalition 1011 soviel po­
litiKhcr Druck entwickelt werden, daß die 
RaketenstationicruTlfl verhindert wird. Daru. 
zeichnet lich rur den Reit dicses Jahrei und 
rur 1983 eine umfangreiche Aktionspel'$pek· 
tive ab: 
Untel'$lützl werden die DGB-IkmOllstratio­
nen am 23.10., 30.10. und 6.11.1982, die 
Friedenswnc:hen der Aktion Sühnueichen 
vom 7.- 17. 11 .1982 sowie vielfoiltige örtliche 
Aktionen am 12. Ikumbet 1982 aus Anlaß 
des 3. Jahrestages dei Briineler NATO-Rake­
tenbeschluuci, darunter auch Aktionen an 
den potentiellen Ra.ketenltandorten. 1983 
geht es dann weiler mit G roßdemonstntio­
nen aUI Anlaß des SO.Jahrest.s der fuchi­
stischen Machtel'JT'Cifu", am 30. JanUIU", den 
O.termiinchen, dem I. Mai. dem Feltival der 
Jugend (Pfinguen), dem Ev;mgelischen Kir­
cbt'ntq. dem Hir05hima-Tac Im 6. August 
und dem Antikriqnq am 1.9.1983. In einer 
- möglichst mit der US·Fri«lensbewegung 
koordinierten - Gr06ution im Herblt 1983, 
deren Form und Datum noch nicht genau 
festgelegt lind, soU dann du gesamte politi· 
sche Gewicht der Friedensbewegung nation.aJ 
zusammeTlfldaßt und. in die Waagschale ge­
worfen werden. 
Bei den bevontehenen Friedensaktionen 11011 
.tirker als bisher der Zuu.mmenhang von 
Massenarbeitslo.igkeit, Sozialabbau und 
Hochrilstung zum Awdruck gebncht werden. 
Die Dritte-Wdt-Gru)lpen Wld Solidarilih­
komitee., die bereits in der Vorbereitung der 
Bonner Demonstration vom 10.6.1982 zu­
iIiImmengcarbeitet haben (BUKO, Infoucllen 
EI Salv .. dor, Nikaragua und Guatemala, ASK 
und FreundschaftsgelCLlschaft BRD.Kuba), 
wollen darüber hinaus in möglichst viele Frie­
densaktionen ihre Themen einbringen und so 
den engen Zusammenhang zwischen der ag­
gressiven Hochriistungspolitik in Wcsteuropa 
und der expansiven Politik dei Imperialismus 
in da Drillen Welt deutlich machen. 
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DUlD 
Zu ihrer I. AktionJWochc ruft di.c: Pharma­
Kllmpagne des Bundcskongrcucs entwiek­
lungspolitischer Aktionsgruppen (BUKO) für 
den 29. November bis 4. Dezember 1982 auf. 
Bundesweit sollen . ich Gruppen mil dem 
Thema ,'phannaindusuie und Dritte Welt" 
ausernandefKuen und nach Möglichkeit Ak­
tionen in der Öffentlichkeit durchfuhren. 
Eine Materialline zu diesem Thema kann bei 
du Geschäftsstelle de r ß UKO-Phanna-Kam­
pagne (c;lo Dritte Welt Ihu~, August-Bebel­
Sir. 62, 4800 Bi.c:lefeld I) angefordert wer­
den. Die Geschäftsstelle vermittelt auch "a1. 
temalive Phannabc:r-~ter" und Referenten rur 
die Aktionswoche. 

Vletnamhltfe 

2,5 Mio DM hat die IIilfsaktion Vietnam rur 
ihr Projekt Nähnadelfabrik Ha Done nach 
Vietnam überwiesc:n. Damit lind 2/3 des 
5-Mio-DM-Projcku finalUi.c:rt. Nach ihrer Fer­
tigstellung wird die Fabrik 45 Mio fbndnah ­
nadeln und 55 Mio Maschinennadeln pro Jahr 
produzieren. Dies gewährleistet die VerlO .... 
gunrg da ~~elcn Nahstuben und kleinen Hand­
~rksbetricbe sowi.c: der 10 Mio Haushalte in 
einem und, in dem noch fan alle Dinge dei 

tliglichcn Bedarfs manuell gefertigt "'erden 
mÜS$Cn. 
Spenden an: Hilfu.ktion Vietnam e.V., Bi5-
marckttr. 33, 4000 DiissekLorr I, Konto 
PschA Elsen Nt. 900 40-430. 

Südafrtka·AktionshiHen 

Eine Dokumentation iJber ,,DaimIcrs RGslung 
für Slidafrika" hat die Stutlg;'lrter Loka1grup­
pe der Anti-Ap"hheid-Bewcgung heraulg<:­
bracht (6 1 S., 2,50 DM zuzüglich Porto). Die 
Broschüre stellt exemplarisch die Verstrik­
kung des Daimler-Benz·Konzerns in die bun· 
desdeutschen Rüstungscxporte nach Südafri· 
ka dar. (Bczugsadressc: AAB Stuttgart, c/o 
AnneroSt Heidle, Adlerstr. 12, 7057 Leuten· 
bach 2). 
Wer noch einen Wandschmuck fIlr du 
nlichste Jahr sucht, dem sei ein K .. lcnder zum 
Thema . .Ap ..... beid - Nein D:u\iI.e!" empfoh· 
Icn, der über die GeschlifusteLlc der AAB 
(Blücherstr. 14,5300 Bonn 1) zum Preis von 
12 DM bezogen werden kann. Der Kalender 
besteht aus sechs \-ierfarbigen und sieben 
schwanweikn Plakatdrucken im Format 
DlNA3. 

Buchtlps: Kalender und Handbücher zur Dritten Wett 

Für das kommende Jahr gibt el er5tmaLs ei­
nen Drilte-Wcll-Kalender. !tug. Bundeskon­
greB CIIlwicklunaspolilischer Aktionsgruppcn 
(BUKO) und Östem:ichUcher Information5-
dienst für Enlwicklu",spolltik (ölE), Lamuv­
Verlag, Bornhcim 1982, 256 Seiten, 8,50 
D~I. 
Seinen spezifilChen Otarakter gewinnt der 
Kalender dadurch, daß etWll 1/ 3 des Umlanp 
wichtige Infonnalionen zur u,e der Kinder 
in der Dritten Welt enthalten, die VonteIlung 
entsprechender Projekte und Aktionlmög· 
Iichkeiten inbegriffen. Daran , cMieBt lieh ein 
Adrenenverzeichnis von Solidarititsgruppcn. 
Infonn .. tionntcllcn usw. in der Bundcsrepu­
blik, der Schweiz und österreich an. Oie Zu­
sammenstellung und das sich jährlich indem­
de Schwerpunktthema enuprechen der Ab­
sicht der Herausgeber, auch Penonen, die 
sich bisher noch nicht mit der Dritten Welt 
befaßt h.abt'n, an dieses Thema heranzufUh· 
ren. 

Zwei neue Handbücher erleichtern die Bil­
dungs- und Solidaritits;o.rbeit zur Dritten 
Welt: 
Piidagosik-Handbuch Drille Welt, huS. von 

Alfred K. T~ml, Jugenddien$t·Vcr/aa, Wup­
perul 1982.208 Seiten, 14,80 DM. 
Das NachschLagewerk ~~rsochl eingangs eine 
theoretilChe Strukturierung der Dritte-Welt­
Pädagogik. steUt dann über 300 Unterrichts­
materialien im weitesten Sinne vor und be­
wertet sie. Du gleiche geschieht mit iibcr 90 
TIteln didaktischer Litentur zum Thema 
Dritte Welt_ 

Sehr niltzlich für die Pianung und Durchfiih­
runs von Solidaritiits;o.ktionen i51 das 
Aktionlhandbuc;h Dritte Welt. Hng. BUKO. 
Action Formation de Cadre. - Solidariti 
Tiers-Monde (A. t·.C. - S.T.M., Luxcmbul1), 
ArbcitJglllPPC für entwicklungspolitische In­
formation und Bildung (~b. Schweiz) und 
ölE, Magazin·Verlag und Jugenddienst-Vet· 
la.J, Wuppcrtal1982, 216 Seilen, 7,80 DM. 
In jetzt schon sechster, erweiterter Auflage 
bringt es vor allem Aktionscrfährungen und 
Aktionstip., beschreibt es Bcispielfalle. Es 
51eLlt ferner Medien und .t.1alCrialien vor und 
bringt nicht zuletzt du umfangreichste 
Adressenverzeichnis von Dritte-Welt·Läden, 
Solidarititsgruppen, Informationsiteilen, 
Zeitschriften u .... m. 



Südafrika: neue Todesurteile 

Zu dringenden Aktionen rur die Rettung des 
u:bcns der 3m 6. August 1982 vom Obersten 
Gerichtshof in Preloria zum Tode verurteil­
ten F~iheitskämpfer , der "Moroka Drei" 
(Siman Mogoerane. MilIeus Motaung, Jcrry 
Mosololi) und der bereits im Augu~t 1981 
zum Tode verurteilten "Sasol Drei" Oohan. 
oes Shabangu, Anthony B. Tsotsobe, David 
Maist) hat der AfrikaniKhe Nationalkongreß 
(ANC) Südafrikas aufgerufen. 
Der ANC fordert lI.a. dazu auf, in Brid.,n an 
den südafrikaniKhcn Staaupräsidcnlcn und 
Premierminister (Union Buildings, Prcloria, 
South Africa) die Forderung nach Begnadi· 
gung der sechs Verurteilten und nach ihrer 
Anerkennung als Kriegsgefangene gemäß der 
Genfer Kon~ntion zu erbeben, sowie die 
Bundesregierung dazu aufzufordern, in die­
sem Sinne in SUdafrika diplomatisch zu int~r· 
vcni~r~n. 

Entspr~ch~nd~ Unt~ rschrift~nli 5len und 
MliSt~rnugbLä It~r könn~n b~i d~r Anti·Apart· 
heid-Bewq;ung (Blüch~rstr. 14,5300 Bonn I) 
bezogen werden. 

EI Sal,ador: Verschleppte 

23 Lehrerinnen und Lehrer d~r Schule "Bun­
dcsrepublik DeutilChland" in San Salvador 
wurden Mitte August dJ. von Sicherheits· 
kräften verhaftet und w:rschkppt. Unter 
ihnen befind~n sich die R~ktorin und fUnf 
Exckutivratsmitglieder der Lehrergewerk· 
schaft ANDES. Ihnen wird "subversive Tätig­
keit" ang~lastec. Da in den letzten zwei J ah­
ren rund WO Lehrer ermordet bzw. ver­
ilChleppt und wiederholt Bombenanschläge 
auf die Zentrak von ANDES durchgeführt 
wurden, besteht für die 23 Verhafteten Lc· 
bens~fahr. 

In de r zweiten Augusthälftc d.J . vcrschleppt 
wurden ferner - bei Sondi~rungs~sprächen 
über den Austausch von Kriegs~fangenen _ 
das Mitglied des Exekutivkomitees der Demo­
kratisch-Revolutionären Front (FDR), Saul 
Villalta, und der Repräsentant der salvadoria­
nischen Menschenrechtskommiuion, Fernan· 
do Perdomo. Zu einer internationalen Kam· 
pagne zur Freilauung Saul Villaltas und der 
anderen rund 500 politischen Gefangenen hat 
die FDR/FMLN aufgerufen. Protemchr~iben 
sind zu richten an: Präsid~nt Alvaro Magana, 
CIs.. Presidencial, San Salvador, EI Salvador. 

Infodienst 

Chile 

Am 4.9.1982 waren die Howaldts·Werke· 
~Ulsche Werft AG (HDW) in Kiel Ziel ~in~r 
Protestaktion ge~n den Bau von U·Booten 
fijr di~ faschistisch~ Junta in Chile. Mitglieder 
des Kiel~r Arbcil$kr~ises Chile-Solidarität 
segelten in das Werftgelände und besetzten 
vorübergehend die Schwimmdocks, in denen 
die 1j.Boote gebaut werden. 
In einem Flugblatt informierte der Arbeits­
kreis über die Absichten der Aktion: Ihr Pro­
test richte sich gegen jede Unterstützung des 
faschistischen Pinochet·Regimes, gegen ein 
Regime, ,,deuen Waffenkäufe mit dem Hun· 
~r der chilenischen Kinder bezahlt werden." 
Mit weiteren Solidaritätsaktivitäten will sich 
der Kieler Chile·Arbeiukreis der rur Anfang 
1983 geplanten Auslieferung der U-Boote 
widersetzen. 

Libanon/Palästina-SOlidarität 

Zu de r bislang größten bundesdeutschen 
Demonstration gegen die israelische Kriegs· 
führung kamen rund 10.000 Menschen am 
25. September dJ . in Bonn zusammen. Ihre 
zentrale Lotung: ,Jsrac1is raus aus dem Liba· 
nonl" 
Initiatoren waren das Antiimperialistische 
Solidaritätskomilee (ASK), die Vereinigten 
Deutschen Studentenschaften (VDS), die 
J ungsozialisten und die Palästineruervereine 
in der Bundurcpublik. Zu den Rednern der 
Abschlußkundgebung auf d~m Münsteflliatz 
gehönen Abdallah Frangi (PLO·Vertreter in 
Bonn), Sahib Mohammed (Sprecher der Liba· 
nesischen Nationalbewegung), der jüdische 
SchriftsteUer Erich Fried und der SPD·Euro­
paparlamcnuabgeordnete Dieter Schinzel. 
In der Ablchlußerllirung der Bonner Mani. 
festation vcrurteilten die Teilnehmer den 
Libanonkrieg und die Masloilker von Sabra 
und Shatila als Kriegsverbrechen der Regie· 
rung Begin. Sie stellIen fe$l, "daß aU di~s 
nicht möglich gewesen wäre ohne Waffen und 
Rückendeckung" Washingtons. Sie forderten 
den unven:iig.lichen Abzug Israds aus West· 
bcirut, dem gesamten Libanon und allen be· 
setzten Gebieten. Sie erklärten sich solida· 
risch mit dem Kampf der PLO und d~r Liba' 
nesischen NalionaJbcwegung. 
In der Abschlußerklärung finden sich weitet 
die Forderungen an die Bundesregierung 
"nach unverzüglicher Anerkennung der PLO 
als der einzig legitimen Vertretung des palä.· 
slinensischen Volkes, nach Sanktionsmaßnah· 
men gegen die israelische Aggressions· und 
Annexiorupolitik. Die Verleumdungen all 
jener, die die Unverfrorenheit belitzen, unse· 
re Aktionen und unser Engagement als "neu· 
en Antisemitismus" zu diffamieren, weisen 
wir ents.chieden :turiick. Wir verweisen in die· 
sem Zwammenhang auf unsere Solidarität 
mit der Antikriegsbewegung in Israel selbst 
und auch darauf, daß gerade wir el sind, die 
in der Vergangenheit wie heut~ gegen Anti· 
semitismus, Apanheid, Rassismus und Au.· 
länderfeindlichkeit aller alten und neuen 
Nazi. auf die Straße gehen." 
DM ASK hat im übrigen im August/Septem­
ber dJ. eine Postkartcnaktion fiir die Aner­
kennung de r PLO durch die Bund~sregierung 
gestartet. Das Komitee ruft dazu auf, Post· 
kanenvordrucke packenweise zu bestellen 
und Unterschriften :tu sammeln. Anschrift: 
ASK, Mainzer Landstr. 15,6000 Frankfurt 

Schwerpunkt: 
I NTERNATIONALES 
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Kurzinformationen 
ArgenUnlen 

Dem nach d~r Ni<"derlage im Krieg um die 
Malwincß (..gI. AlB 9/1982, S. 30·31) imrneT 
lauter geworden.::" Ruf nach Demokratisi<:­
rung hai die Regierung des Generals Signon.:: 
im August d.). mehrfach Rechnung getragen. 
Dies betrifft 7;um einen die Zusage an die Ge­
werkschaften, Geset:t<: abzuschaffen, welche 
Streiks und Arbeitsniederlegungen mit Ge­
fangnisstrafen bedrohen. Entgegenkommen 
mußte Rcynaldo Signon<: U.3. auch der For­
derung, den gesetzlichen Mindestlohn 'Zu ver­
doppeln. 

Zum anderen verkündete R. Bigon<: Ende Au­
gust dJ. ein neues PartcicnstatuI, welches die 
Parteien - unter Eins<:hluß der Kommunisti­
schen Partei - mit EinS<:hränkungcn legali­
siert: Im Hinblick auf die für März 1984 zu­
gesagten Wahlen können sich solche Parteien 
als nationale konstituieren, die über 35.000 
Mitglieder verfügen. 
Unterdessen mehren sich die Forderungen 
nach weitergehenden Maßnahmen seitens der 
Regierung. So forderten Mine September dJ. 
30.000 Menschen auf einer Demonstration 
der Gewerkschaft CGT die Freilassung aller 
politischen Gefangenen, Maßnahmen gegen 
die MaS$enarbeitslosigkeit und die Aufhebung 
des Ausnahme:wstandes. 
Anfang Oktober d.J. forderten 7.000 Men· 
sehen auf einer verbotenen Demonstration 
die Regierung auf, ih r seit 1976 anhaltendes 
Schweigen über die 15.000 Verschwundenen 
endlich zu brechen. 

Mexiko 

In seiner alljährtichen Bouchaft an die Na· 
tion verkündete der scheidende mexikanische 
Präsident Jose: Lopez Portillo am 1. Septem· 
ber 1982 die Verstaatlichung aller Privatban­
ken des Landes. Gleichzeitig wurde eine 
staatliche Devisenkontrolle eingeführt, um 
eine weitere Kapitalflucht zu vnhindem. 
Diese Maßnahmen sind vor dem Hintergrund 
der faktischen' Zahlungsunfahigkeit Mex.ikos 
zu sehen, die Ende August d.J. zu einer drei­
monatigen Stundung d<:r mex.ikanisch<:n 
Rückzahlungsverpflichlungen durch imema­
tionale Banken geführt hatte (siebe AlB 
10/1982, S_46). Die Verstaatlichung der Ban­
ken hat jcdoch eine weitergehende Bedeu­
tung, da si<: d<:m Staat bcträchtliche Inlcrv<:n, 
tionsmöglichkeiten in die nationale Wirt­
schaft verschafft. Sie wird in ihrer Ikdeutung 
deshalb mit dn Nationalisi<:rung de r ausländi­
schen Ölgesellschaften im Jahre 1938 vergli­
chen. 
Die mexikanische Linke hat die Verstaat­
lichung begrüßt, nimmt jedoch angtsichts ci­
n"r für dieses Jahr erwarteten Inflationsrate 
von 100% bei nur mäßigen Lohnerhöhungen 
Kurs auf die cigenuändige Formierung in ei­
nem Nationalen Komitee ZUr Verteidigung 
dn Volkswirtschaft. Ein enuprechender Auf­
ruf ist am 8. September dJ. veröffentlicht 
worden. Er iM unt"neiehnct von der Ver­
einigten Sozialistisch<:n Partei Mc:<ikos 
(PSUM), der Mexikanischen Part"i der Arbei­
ter (PMT), d<:r SozialdemokratiJehcn Partei 
(PSD), der Revo lutionä,..,n Parlei der Arbei­
ter (PRT) ~owic wichtigeu Massenorg-.mi!.atio­
nen, darunter der Unabhängigen Zentrale der 
Landarbeiter und BaueT!> und d~r Autheoti­
schen Front der Arbeiter. 

EI Salvador 

In den Reihen der salvadorianisdu:n Regie­
rungsparteien traten im August/September 
dJ- Differenzen zutag<. Sie verschärften sich. 
da der Regierung Magafla ih re Linie der mili· 
tärischen Ausrottung der Opposition unter 
Streichung aller Reformvorhaben (Land~­
form!) keine Positionsgewinne gegenüber der 
Guerilla eintrug (Verteid"igungsminister Gar­
cia bezifferte die Verluste seiner Armee im 
Zeitraum Juli 1981 bis Juni 1982 auf 3.657 
Tote und Verwundete), und da zunehmend 
auch Mitglieder der OIristdemokratischen 
Partei (PDC) zu den Mordopfern des Repres­
sionsapparates gehören. 
POG-Vizeerziehungsminister Roberto Serrano 
legte Anfang September dJ. sein Amt nieder 
und der PDC-Vorsitzende Rey fundes droh­
te den Austritt aller Ouistdemoluaten aus 
de r Koalitionnegierung (siehe Al B 7-8/1982, 
5_36) rur den Fall an, daß die Rep,..,ssalien 
der Sieherbeiukräfte nicht aufhörten. Selbst 
Ex.-Juntaprä5ident J. Napoleon Duarte plä­
dierte inzwischen rur einen Rückzug aus der 
Regierung, wohingegen PDC-Aulknminister 
Fidel Otavez Mena den Gegenpol in der Pu­
teiführung bildet. 
FMLN/FDR-Repräsentant Ruben lamora 
appellierte auf einer Auslandsreise im Au­
gust/September dJ. an die Otristdemokratie, 
die Demokratiscbe Aktion, die katholische 
Kirche und andere nich tfaschistische Kräfte, 
unvenüglich in Gespräche und einen Ve .... 
handlungsprozeß einzutreten. R. Zamura 
stellte <:ine FDR-Plattform vor, die Punkte ei­
ner möglichen übereinstimmung für die er­
sten Gesprächsrunden enthält, !K> U.a.: die 
Freilassung polit ischer Gefangener, Zugang 
auch de r Opposition zu den Massenmedien 
und Bewegungsfreiheit der Oppositiomvc:rtre­
tn im Inland, Wi~-deröffnung der National­
universität, Fortführung der Reformen. 

Guatemala 

Am 15. Scptembcr 1982 wurde in Guatemala 
ein Staatsrat gebildet, der an die Stellc des 
v'i!n der Militärdiktatur aufgelösten Kongres­
ses treten und ein neues Wahlrecht aUSilrbc:i· 
ten 1011. Seine Funktion soll freilich auf die 
Beratung der Regierung beschränkt b leiben. 
Die Besehlußfassung will sich Puuchpriisident 
Rios Montt vorbehalten. 
Di<: zur Mitarbeit aufgeforderten vier Rech ts­
parleit:n verweigerten jede Mitwirkung, da 
das Regime mit diesem Staatsrat nicht amlre­
be, zu einem verfassungsgemä6en System zu­
rückzukehren. Vielmehr benutze er ihn bloß 

als "Fas.sade", um .. sich im Ausland demo­
kratisch darzustellen". Insbesondere benötigt 
die Reagan-Administration rur die Rechtferti­
gung der Wiederaufnahme ihrer Militärhilfe 
an Guatemala Anzeichen einer demokrati· 
schen . öffnung und Verb<:sserUf18 der Men­
schenrechtslage. Immerhin wurden seit Rios 
Monm Machtantritt im März 1982 (siehe 
AlB 9{l982, S. 16-19) vom Sicherheit$appa­
rat über 5.000 Menschen ermordet und rund 
1 Mio durch die Politik der "verbrannten 
Erde" heimatlos gemacht_ 

Panama 

General Ruben D. Paredes bleibt der starke 
Mann Panamas. Trotz der Widerstände seitens 
der Linken und von Teilen der Nationalgarde 
(voran seitens des OIcfs des militärischen Ge­
heimdienstes, Manuel A. Moriega) gelang es 
ihm mit Hilfe der Mehrheit des Oberkom­
mAndos, die tumusgemäßc: Niederlegung sei­
ner Funkionen zum 11.9_1982 abZuwenden. 
R.D_ Paredes hat folglich weiterhin das Ober­
kommando der Nationalgarde inne. 
U5-General W. Nutting, Oberkommandieren­
der der in der Panamakanalzone 51ationierten 
US-Truppen, beglückwünschte seinen persön­
lichen Freund als "Wächter über Frieden und 
Stabilität in der Region". Der erwies sich als 
würdig und zitierte umgehend eine hochkarä­
tige kubanische Parteidelegation herbei, um 
sie vor ernsthaften Konsequenzen zu warnen, 
falls Kuba weiterhin den sowjetischen Ein­
nuß in der Region erhalten helfe_ Zudem 
habe Kuba rur eine Reduzierung der nikara­
guanischen St,..,itkriifte zu sorgen, denn deren 
Stärke sei der Grund des Wettrüstens in der 
Region. 

Honduras 

Am 17. September dJ. besetzten 12 Guerille­
ros der Volksbewegung der Befreiung (MPL) 
Cinchonero (siehe AlB 10/1982, 5_15) die 
Industrie- und Handelskammer von San Pe· 
dro Sula und nahmen 107 führende Vertreter 
der honduranischen Bourgeoisie sowie den 
Wirtschafts- und Finanzministe r als Geiseln. 
Sie forderten die ,,!kfreiung von 70 politi· 
schen Gefangenen, das Ende der Repression 
gegen die Volksorganisationen, die Auswei­
sung der amerikanischen, israelischen, argen­
tinischen und chilenischen Militärberater aus 
Hondur .. s." Außerdem verlangten 5ie "die ßc:­
endigung der Inte"'ention der hondurani­
schen Armee in EI Salvador und die Auswei­
sung der nach Honduras genüchteten Grup­
pen ehemaliger Somozi$len". 
Die Guerilleros, dellen bereits im letzten Jahr 
durch eine Flugzeugentführung die Fuilas­
sung VOn 1.'1 politischen G .. fangen in EI Salva­
dor und Honduras geglÜCkt war, konnten am 
25. September dJ. mit dem einzigen freige­
lassencn politischen Gefangenen nach Kuba 
abflie8en. Hauptzie! der Aktion, die VOll den 
Cinchoneros als erfolgreich bezeichnet wur­
de, war es einen propagandistischen Effekt zu 
erzielen. Die Presse berichlete breit über das 
Verschwinden politischer Gefangener, die 
Rolle Honduras· im Rahmen der US-Intervcn­
tionspolitik und zitierte einige Geiseln, die 
von der humanen Behandlung durch die 
Guerilleros schwärmten. 



Kostarika-Nikaragua 

Kosfarikas recl1tssozialdemokratische Regie­
nmg Mangt ist dabei, das Land in eine zweite 
AufmaT$Chbasis gegen die sandinistisehc 
Volksrcvoll.ltion zu verwandeln. Angesichts 
der tiefen WirtlChafukl'ise Kostarikas (4 Mrd 
!)QUa. Audandsvcncbuldung, Inflalion um 
100%, 20% Arbeitslose usw.) erhofft sich 
Präsident Lui, Alberto Monge Heilung von 
einem stärkeren Einstieg in die regionale Mili­
tärstratcgie der USA. Die Reagan-AdmininTa­
tion halle im Sommer 1982 eine Erhöhung 
ihrer Wirtschaftshilfe an die Bedingung ge­
knüpft, Kostarika müsse endlich ein stehen­
det H«r aufbauen und gegen die nikaragua­
n'$ehe "Bedrohung" agieren. Ob ... Ausbil· 
dungs- und Rüstungshilfen verhandelE man 
nun 1.1.3. mit brat!, Südkorea und der Bundes­
republik . 
Mine September d.). gründeten in der kosta­
rikaniKhen Haupt5ladt San JoM: vier bewaff­
nete Oppositionsgruppen Nikaraguas eine 
sog. DemokratiKh-Revolutionäre Allianz 
(ARDE), die sich zur "demokratischen Erret­
tung Nikaraguas" durch den Stur<: der Sandi­
nislaflihrung anschicken will. ARDE, das die 
ehemaligen SQmozagardisten nicht ein­
Khließt (sie operieren von Honduras aus), 
wohl aber die Bewegungen des E:uandinisten 
Eden Pastora und des Unternehmers Alfonso 
Robelo, genießt nicht nur politiKhe Rücken­
deckung seitens der Regierung Monge. Sie 
unterhält nach eigenen Angaben bereits über 
10 Trainingslager und hinreichende "Sicher­
heitswohnungen", um unvenüglich zu Gueril· 
laaktivitäten in den Grenzgebieten zum be· 
nachbarten Nikal1lgua übergehen zu können_ 
Noch im September dJ. wurden bei derarti· 
gen Aktivitäten kostarikaniKhe Sicherheits· 
kräfte (4 LandwehrlOldaten und I -offiz ier) 
festgenommen. 

Hongkong 

Auf ihrer zweiwö<:higen Asienreise (mit 
Staatsbnuchen in Japan, der VR China und 
Hongkong) traf die britische Premierministe· 
rin Margaret Thatcher Olm 25. September dJ. 
zu Gesprächen über den zukünftigen Status 
der Kronkolonie Hongkong mit Premier Zhao 
Ziyang und Oeng Xiaoping zusammen. Anlaß 
hierzu gab die zunehmende Unruhe über die 
ungewisse Zukunft Hongkongs in Unterneh· 
merkeeisen. 
Der 1898 mit China geschlossene Pachtver· 
trag i.ibc:r die "Ncw Territories" (Insel Hong­
kong, Halbinsel Kawloon, Gebiete auf dem 
chinesischen Festland u.a.) ist bis 1997 befri· 
stet. Doch verlautete unlängst aus Peking, an 
eine "Wiedervereinigung" mit Hongkong sei 
auch vor Ablauf des Vertrages '!;u denken. 
In den September-Gesprächen sicherte man 
M. Thatcher '!;war die Aufrechtcrhaltung der 
Eigentumsvcrhälmissc und Stabilität in Hong· 
kong zu (es steuert immerhin 115 aller Oevi· 
sencinnahmen der VR China bei), aber Khon 
Tage darauf ließ das chinesische Außenmini· 
sterium verlauten: "Die Vertrlige ... sind uno 
gleiche Verträge, die vom chinesischen Volk 
nie akzeptiert wOl'den sind. Chinas konse­
quente Position ist die, daS das gesamte 
Hongkong zurückerlangt wird, sobald die Be· 
dingungen dafür re if sind." (Newsweek, 
11.10.1982) 

China 

Auf dem 12. Parteitag der Kommunistischen 
Parlei Chinas (KPCh), der vom 1.-14. Sep­
tember 1982 in Peking tagte, wählten die 
1.600 Delegierten nicht nur ein neues Zen· 
tralkomitee (ZK), sondern auch ein neuge­
schaffenes Organ der Parteispitze, die Zentra· 
le Seratungskommission (sog. Weisenrat). Ihr 
flihrendcr Kopf ist Deng Xiaoping, der über­
dies zu d~n sechs Mitgliedern des Ständigen 
Ausschusses des Politbüros gehört. Mao «. 
dongs Gimstling und Nachfolger als 
KPOl·Vorsitzender Hu.a Guofeng, ;51 hinge· 
gen nicht mehr vertreten. Mit Hu Yaobang, 
zuletzt Vorsitzender, wurde Oeng Xiaopings 
Vertrauter zum Generalsekretär des ZK ge· 
wählt. In einer Statutenänderung wurde das 
Amt des Vorsitzenden abgeKhafft. 
Im Rechenschaftsbericht des ZK konstatierte 
Hu Yaobang - neben einigen Erfolgen -
"ernsthafte Rückschläge" der Partei seit Ende 
der 50cr Jahre (siehe dazu: AlB 511979, S. 
4-12). Er verwies auf die in den let:tten Jah· 
ren eingeleitete Umwälzung auf ideologi· 
K hem Gebiet, wobei e$ gegolten habe "die 
Fesseln des Dogmatismus und des Personen­
kultes ... (zu) zerschlagen". Insbesondere 
hällen die ultralinken Fehler während der 
"Kulturrevolution" (Phase 1965·69) be· 
trächdichen Schaden angerichtet. 

Ein neuer Akzent wurde ferner damit gesetzt, 
daß die Politik der "Öffnung" gegenüber dem 
kapitaliSliKhen Lager und der "Liberalisie· 
rung" künftig eher abgeKhwacht werden soll. 
"Im Zusammenhang mit der Öffnung nach 
außen iu es notwendig, wachsam gegen Zer­
setzung durcb biirgcrlicbes Gedankengut zu 
sein und sich ihr han zu widersetzen sowie 
die AnbelUng ausländischer Dinge und das 
Kriechen vor Ausländern zu bekämpfen ... 
Ohne sozialistische geistige Kultur wird der 
Aufbau des Sozialismus in Frage stehen." So 
der RechenKhaftsbericht. 
Außerdem deutete dieser 12. KPOi-Partcitag 
ein Abrücken vom extremen Antisowjctismus 
der 70er Jahre an. Im Bericht Hu Yaobangs 

Kurzinformationen 

feh lt der Vorwurf des "Sozialimperialismus" 
bzw. "Revisionismus" gegenüber der UdSSR 
und wird eine Normalisierung der chinesisch­
sowjetischen Be:tiehungen nicht mehr ausge· 
schlossen. Was bleibt, ;5t die Bezichtigung des 
"Hegemonismus", die man gleichermaßen an 
die Adresse der Sowjetunion wie der USA 
richtet. Immerhin ein Trend. der ein Abgehen 
Pekings von der extrem proimperialistischen 
AuBenpolitik der 70er Jahre (siehe AlB 
4/1979. S. 9ff.) zu signalisieren scheint. Wei­
terhin keinerlei Anzeichen für eine Revision 
des bisherigen Kurses der VR China gibt es 
allerdings in Sachen IndochinafViemam. 

Tschad 

Am 4. September d.J. mußte der Führer der 
Streitkräfte des TKhad (FAT), Abdelkader 
Kamougue, nach Kamerun fliehen. Opposi­
tionellen Kräften innerhalb der FA T war es 
nach wochenlangen Kämpfen mit Unterstüt· 
zung der Truppen Hissene Habris (FAN) ge­
lungen, die gegenüber A. Kamougue loyalen 
Truppen der F AT:tu besiegen. 
Damit ist es H. Habri, der bereit, am 
7.6.1982 die Hauptstadt N'Djamena erobert 
hatte. gelungen, seine Macht über den ganzen 
Tschad aunudehnen (siehe auch: AlB 
7-8/1982, S. 82 und AlB 10/ 1982, S.47). 
Mittlerweile hat der von Abba Siddick gefUhr­
le Teil der Nationalen Befreiungsfront des 
Tschad (Frolinat) erklärt, aUe Vorbereitungs· 
maßnahmen rur eine Wiederaufnahme des 
Krieges gegen die neuen Machthaber getrof· 
fen zu haben. 

WeltbanklWeltwJhrungsfonds 

Vor dem Hintergrund der internationalen 
Verschuldungskrise, die durch die mexikani· 
sche Zahlungsunfahigkeit in der zweiten 
Augusthälfte dJ. (siehe AlB 10/1982, S.46) 
offenkundig geworden war, tagte vom 6.·9. 
September 1982 in Toronto/Kanada die 37. 
Jahreskonferenz des Internationalen Wäh· 
rungsfonds (lMF) und der Weltbank. 
Im Mittelpunkt der Diskussion der Finanz· 
minister und Notenbankpräsidenten aus 146 
Mitgliedsländem stand die von den Entwick· 
lungsländern vorgetragene Forderung nach 
Erhöhung der Einlagequoten des IMF von 
jetzt 67 Mrd Dollar um mindestens 100%. 
Auf diese Weise soll das internationale öffent­
[iche Finanzierungsvolumen gewaltig aufge· 
stockt werden, um den Trend zur immer 
gröSeren Verschuldung der Entwicklungslän­
der am privaten Kapitalmarkt aufzufangen. 
Während die US-Delegation keinerlei Not­
wendigkeit für die Ausweitung des Finanzie· 
rungsvolumens sah. plädierten Frankreich 
und Japan für eine Aufstockung um lOO%, 
die Bundesrepublik und Großbritannien für 
einen !iO-%-Zusatz. VS·Finanzmininer 
Donald Regan ,chlug in Toronto stattdessen 
die Bildung eines Sonder- und Notstands· 
fonds vor, aus dem bei Bedarf (wie im Falle 
Mexikos) internationale Krisenmaßnahmen 
finanziert werden 'oUten, selbstventändlich 
unter strenger Anwendung der bish~rigen 

IMF-Auflagenpolitik. WahrK hcinJich wird es 
jetzt im April 1983 zu einer gemäßigten Auf· 
51ockull8 des IMF·Kapitals (unter 50%) kom· 
men. 
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ZeHungs-6ebühr bezahlt AlB 

H. Kohls "menschliche" Ausländerfeindlichkeit 
I!eult . ormi\\:tg habe .. h drei Slunden .... r,km IYml' 'fiel "UlUr 
der.mt ScblaJ:lgt' gt:sl ... ndcm. um für C>tlnc: I :;; 111.0:1, die: Vr..d' J' 

J..hrc: ~It ",worden lit. eine Vc:rL.ngc-n.ng ihm Aufenthlllt <,'laub 
n" zu bealOt~. Wir muSu:n eine S'~,u: loel<~" nicung '.Jr:'it", 
di~ S. h .... lzcUjOl>ISSC <1cr 10:1;(1<:11. beiden JMn: 1.11,·1 C1I,< MchJ~!)C'S1 ti 
KIln&' .. md haben ejrnn,.h m., cir.'" "C' 'T\FI'\ln(dt'T ,",,,{,,\'h"',, 
berechtigung "m sena~ ein V;crlcIPhr, b.l ZUI", 10. J"-'lU<lI' 198.', 
bckomtmn. 
M,:ne Tochter ,'I "(lnr Türkin, uc , ~ I Amerikanerin, Al,e ,~cli 
kaneril4 Itbl I<!i, fimt Jah~cn '0 du lIundcucpublik, spri. I t fl c· 
&end Ileuu. h, be,uch, ein lu.mbulJ'!l Gvannuium, und ,,'b bin, 
ohwobl Kb nkhl ihl leiblicher V"lc' 'Ii", mit ihnr ~Iutte. Itpl 
,..,rhcirllid und ,knn dI wurde ,hr die A"fcn,hll.bbe .... 'l.tig •• ng 
nur um Khlb'ge drei Monale ver]..nger~. 

-\.L1e VierlCl.lalu moJsun wir je:.z: br.,.v turn .\'(!l1a.ndel'1lmt pilgern 
und J'!'duldil ,un das Recht m~.,er ffll:'. "nd ul_~r TCh_hleT tu 
bleiben a~tehen. 'ili, ht . uuudc:nken. '" ,<viel mebl ~Il.ih< uad 
S. hwierigkelten ".." i)~lten, wenn en, Teil u!Unf' fudlie _,1.1' ., 
Turkel bnl.e, aUS J'alUstan_ Indt)~l, Ghana 0 I" Pnu.. 
Kein Zweifel Hen Kohl itl ,..rOlCk ,ebn T,,,,.:: in. NDt do:-. lSun tel 
ki-nZl<ff, !.eb,. Tage, die die Weil nicht " "!\h,,ttert ; .• bell. Jber ,'J~ 

den AU!liindctb<i\örden i~1 K;1l Gt-4;I. ilt .:ler neue Wind von n.:bu 
schon zu spürell 
"Auf nlenlchhche We~". 10 hat der n.:ue K.,nzkr wemg.: ~tllnd.:n 
na<"h d.:r Amnübemahmc ... crl~uten l;<S.\en, will die CDU-Regierun~ 
bei um .die L<hl der Audlnd.:r im Lande redu~ieren"; ,ie denk.: 
vor a1km an Prämien. um "di.: RiKkkchrbcr':lf~h.af1 der Auslin 
dn" IoU !öl"li.:m •.• M':"Kbloch" In fklmut Kohl~ Wmkn beißt ,~em­
I);,Ich "auf JUt u.pit.,!i~üoche \I.'.:ite" ent Will man es mit gI'!~1 

W(cu,n ftnuchm. dann ml. GcId.. u:lod wmn Geld Jnd gutt W. '1;C 

n;' hh IN' "'<m, wird mal, ~, ml' "U:Ift.:r Gt-walt n'nu· llm. Ar. 
KorIln'ltratbnsbger ist vornst nicht aedltt ht. 
Die iCi\ lwei Jahren ,ytlenutiKh und rUchl nur ",,-,n redltJ seKhÜl"­
tc Ausbnd.~!rindJi.:hk.:it droht je!zt zum politll<hcn ProVan'w 
Ikr Rl'glnlIIlIIU werden, Schei8hau_pMOkl. wie .AusUndel Tal." 
findei. Eingang ,n die ~mt.l.icbtl' Plal>uI\IC'" 

Oie Gdahr erkennen' 

\ ...... hu.muit i'l !lCbN.:n Di.: AusLlnd.:rfe,ndli .. hk':lI ,11 da. Feld. 
~uf dem sich <!J.: ~('onazi:l rkud, ein.: MU': Masloc:nl>Uis .:rhoff':l' 
Ihre 11, ffnungcn , ind ni. ht aul Sand gebaut.. S~ ,",erd.:n si< I, 
.. bnc!la ~rfuJlcn als wir dtQkelJ. wmn WII d;. ( .. {alu n:. tt Cf· 

"M= 
Wir braumen dri"gend demokutiscbt .-\Iumalivcn. Bimdn'~ul,1 
• -\.kulmen ~gl:ß dit Sd>kmmflut .usbndrrfand;.mn und "aU1ft' 
,,-flcr Ergüsse. Was wir aktudl brauchtn. UI eine br~(c B.:_gunll 
n.r Völkerfreundschdl und internationale Soildariui 
W,r b .... udlen frcund.ch:lfU'ß1tianvcn an aHNt Orltn, wir mll,,"1\ 
vor alkm in d.:n Gtwtrbcb ... ften IIkti~. akli~.:r werden. um zu 
~c:rbmdc.n, d.l8 der Fremdcnh~ß di.: multrnatj,mak Arb.:it.:mcw.:· 
itUllI unKTes Landu ~palte' lind enholidari.i.:rt. ""ir milssen ,he 
hiedenlbew':itUng dadur(:h erganun und Ibrken, daß wir alkn 
V.:nuclw:n cntgegentlft.:n, unl.:r dc:n ~ncbiedmcn nauonatcn 
Gruppi.:nmgen UßKTU Vi<:I~olke"I"'u tJnfried.:n zu Itift.:n und 
durch neue rauutiKhc hil'ldbilder die Aggr.:~si. n .. ..ercitK""ft 
nocb mehr zu schünn. 

.. ·rt. h"" • ~ 

Di.: C!'lal.,,,n ~ür.:;::, dtmukr~tJf( '·t u::Jd VOß o..U!1( ~ mll ,..< s· 

'\Jldem gem,:noam gl:tragene Gqc:n Hen.ivc \lC't;'Cn :tie Fnm en· 
feindlidlkcit SIeben pr nicht Kbkc+, t, h gibi , . och weil" .,oU. t 
und vereinzelt, bcmcrk.:mw.:n.: An .... tzc, die dar;, Jf wanc~ ~ .. .:1' 
ner allccmcin':l1 Burvm:dltobc:wqung ro.ll' Gldch' 'C1"«hlir'~ nd 
FreundKh.afl zusammmllda!t zu we«len. 
I~h nenne nur die 1Cmc:; ... m~ Erklirul13 du DCB und d.:r K "(hell 
lum rusullKhcn .. tkidelberaer ~1.,.,ifeSl": rd1 verweise l ul die 
Aktlon.wochen der bundeldc\llSCben t.:rreUs-hommc:l-GruPI.m 
IfCsen die Au. länd.:rfeindli,-hkeit rm lI.:rblt 198!! und ':TI'InClT" Ion 
dic Oemonnratlon von m.:hl ;ab 10.000 d.:utsd"r,<"n und., • ndi 
H'h.:n ßiirg<rn H.r.mhurv gqo:n di.: K.a.ndidatur Ikr n.:uf .... histi 
"hen "lIamburgct u.SI.: f(lr Alll bnrub'lfclI1;ung" zu Mn Bi. g-:r· 
.. t.1ftswahlcn ;n dc' lLnll!shd! 
lkr n'luxnhafte 'lOtUt zeigtc ~U",baul \\"u-kung: Hatten "..re Nco 
nnu ~ Kiet drei Monate FM" 'lIit jh-a An·j·'\usbnder·ulI" 
nod. faS! "" dn Stimmm nh:l.\te't, bl ... ! ~r An'eil in l-b.tL ul"I 
tro'.z mu.i~cr WcrbuIII untel 0.7"" 
I; Ia IIClber bin u.li~ '11 der D.:ut __ ~ Alßländllthcn }'~ .ndK hafulll. 
I,.tiv" (DAn) in ""mbul'J""~<>rd_ Wir feiem zusamr:nm I •• le .... 
MKbcll: uns geren~i1.m unseren WobnufllE'n und .md iiI.:r •• dc­
,nil St.:;lr wo an ltiuKf\Oo·anden. lJtfaSduknllnd Plaklot tafdn ~U l 

tin.:erf.:indliche Parolm auftauchcn. Wir ubcrmalen . ie Im hdli(" 
I.:n T .... in aller Öfkntlicbkell. ~':!Idkn d4U auf"hrcr,,;!c fit .. 
bläU.:r und di.kllli<;·..,n mil allen 1.I'IIt ... n, die un' bd unSl cr Dre< k ' 

;ar""it lu..:hauen 
UlU<"rl' A"lion.:n sind nicht ohne RCfCnanz goebl~ben. Gcradr hdre 
kh. cI,,1I ein.: multirw\,ol~k Scbulklusc sp;.:tab.:nds in .t.~. Stad t 
I.:il auf e~ne faUlt Ilnlerwcp sewClCn ist und &Ikin in Haml urg· 
ßlu"mbek 105 Ioumnd.:rfeindlich~ !iipl'ilch.: ~uf einmallibermalt '. ,I; J 
..:t:. Bt-'~,cJ., das S, ,",ul..: mach.:n IOJtC_ Ptl.:r St-hull 




